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1 Einleitung 

Das Eintreten einer psychischen Erkrankung stellt nicht nur den Einzelnen vor besondere 
Herausforderungen. Eine Untersuchung der Deutschen Rentenversicherung (DRV 2014) be-
legt die ökonomischen und gesellschaftlichen Auswirkungen der quantitativen Zunahme die-
ser Krankheitsbilder und zeigt, dass Personen mit psychischen Beeinträchtigungen von einem 
verfrühten Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit besonders bedroht sind und deshalb beson-
dere Unterstützung benötigen. 

Die demografische Entwicklung zwingt gleichzeitig zur Nutzung aller Ressourcen, um den 
Fachkräftebedarf zu decken. Die Sicherung der Sozialsysteme, darunter v. a. auch das Ren-
tensystem, verlangt nach einer möglichst großen Anzahl von Beitragszahlenden. Insofern sind 
alle Maßnahmen, die zur beruflichen Integration von Menschen mit einer psychischen Beein-
trächtigung beitragen, nicht nur ein Beitrag zur beruflichen Teilhabe, sondern auch zur Siche-
rung des Fachkräftebedarfes und zur Sicherung der Sozialsysteme. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt im Politik- und Handlungsfeld der beruflichen Reha-
bilitation über eine hoch entwickelte und diversifizierte institutionelle Struktur, deren wichtigste 
Säulen die Berufsförderungswerke (BFW), die Berufsbildungswerke (BBW) und die Werkstät-
ten für behinderte Menschen (WfbM) sind. Die mehr als 50 Jahre, in denen diese institutionel-
le Struktur besteht, waren immer durch Dynamik in den Rahmenbedingungen und dem förder- 
bzw. reha-pädagogischen Handeln gekennzeichnet, die in den jeweiligen Einrichtungen der 
beruflichen Rehabilitation entsprechend der förderpolitischen Aufgabenstellungen – Erstein-
gliederung, Wiedereingliederung, Teilhabe am Arbeitsleben – auch zu spezifischen Profilbil-
dungen und Handlungsstrategien geführt haben. 

Diese Dynamik hat v. a. mit der Einführung des SGB IX (im Jahr 2001) sowie der Ratifizierung 
der UN-Behindertenrechtskonvention (im Jahr 2009) nicht nur im Tempo, sondern auch im 
Wechsel wichtiger Paradigmen der beruflichen Rehabilitation zugenommen. An die Stelle von 
Fürsorge trat die Förderung, anstelle lebenslanger Alimentierung trat zunehmend die Integra-
tion bzw. Re-Integration in Arbeitsprozesse, möglichst wohnortnah am allgemeinen Arbeits-
markt und mit möglichst großer Selbstbestimmung der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden 
– immer mit dem Ziel, soziale und berufliche Teilhabe unter Berücksichtigung der individuellen 
Voraussetzungen zu ermöglichen und zu fördern. Gleichzeitig gewinnt die Arbeitsmarktin-
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tegration und Rehabilitation psychisch beeinträchtigter Menschen an Aufmerksamkeit (BAR 
2010, S. 9; DRV 2014; Schubert et al. 2013). 1 

Die Entwicklung des Aufgaben- und Leistungsspektrums, insbesondere in den BFW und BBW 
spiegelt diese Dialektik aus Kontinuität und Erneuerung wider. Gleichzeitig sehen sich die 
Institutionen der beruflichen Rehabilitation in Deutschland seit der Staatenberichterstattung 
zur UN-BRK im Jahr 2011 verstärkt mit der Forderung konfrontiert, Barrieren beim Übergang 
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt abzubauen bzw. diesen Übergang verstärkt zu fördern. 

Die besondere Herausforderung bei der beruflichen Rehabilitation bzw. Re-Integration besteht 
im Gestalten eines Integrationsprozesses, der die folgenden Aspekte bedarfsgerecht mitei-
nander verknüpft: 

• der Mensch mit seinen individuellen Voraussetzungen, darunter insbesondere die 
krankheitsbedingten Beeinträchtigungen in ihrer jeweiligen Manifestation und die be-
rufsspezifischen Kompetenzen des Klienten, 

• die Entwicklung und förderpraktische Umsetzung des fallspezifischen Settings der Hil-
fe- und Unterstützungsleistungen sowie 

• die Aufnahmebereitschaft und Aufnahmemöglichkeit des regionalen Arbeitsmarktes. 

Erfolgreiche und nachhaltige Integration in das Arbeitsleben gelingt nur im fallspezifischen 
Aufeinander-Beziehen dieser Variablen. Die Zielvariable bzw. das Erfolgskriterium ist dabei 
die nachhaltige Integration in das Arbeitsleben bzw. die Einleitung einer Entwicklung, die die-
ses Ziel als realisierbar erscheinen lässt. Wird das Ziel nicht erreicht, kann dies z. B. Ausdruck 
nicht ausreichender Ressourcen, Kompetenzen und/oder Potentiale der/des Rehabilitan-
din/Rehabilitanden bzw. einer Fehleinschätzung dieser Elemente sein, auf nicht pass- oder 
fallbezogene Hilfe- und Unterstützungspläne oder deren unprofessionelle Praxis hindeuten 
oder einer berufsbezogenen Förderung geschuldet sein, die sich nicht an den Bedarfen der 
regionalen Wirtschaft orientiert. 

Die Anforderungen an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) haben sich über die 
letzten Jahrzehnte dabei aus den beschriebenen Gründen deutlich verändert. Insbesondere 
haben sich auch aufgrund der stark gestiegenen Zahlen von psychischen und psychosomati-
schen Beeinträchtigungen neue Herausforderungen ergeben. Die BFW haben auf diese Her-

                                                
1 Im Projekt „RehaFutur“ wurden z. B. Eckpunkte zur Weiterentwicklung der beruflichen Rehabilitation entwi-

ckelt. Die Vorschläge und Empfehlungen beziehen sich auf mehrere Bereiche, u. a. im Hinblick auf die Indivi-
dualisierung und Flexibilisierung oder die Betriebsorientierung (Riedel et al. 2012). 
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ausforderung reagiert und gemeinsam mit den Leistungsträgern spezifische Leistungsangebo-
te entwickelt. 

Ein zentrales Instrument ist die Leistungsart „Integrationsmaßnahmen für Menschen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen in Berufsförderungswerken“, die von zahlreichen BFW angebo-
ten wird. Im Projekt #rehagramm haben sich das Berufsförderungswerk Thüringen, das Be-
rufsförderungswerk Dresden, die INN-tegrativ und das Berufsförderungswerk Nürnberg zu-
sammengeschlossen, um ihre unterschiedlichen Konzepte für Integrationsmaßnahmen zu 
untersuchen und gemeinsam weiterzuentwickeln.  

Ein wichtiger Bestandteil des Projektes war eine begleitende Evaluation der angebotenen 
Integrationsmaßnahmen für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. Diese sollte die 
gegenwärtige Maßnahmepraxis untersuchen und Empfehlungen für die Weiterentwicklung 
dieses Maßnahmetyps ableiten. Mit der Evaluation wurde nach europaweiter Ausschreibung 
die INTERVAL GmbH in Kooperation mit Vertr.-Prof. Dr. Thomas Gericke beauftragt, der den 
Lehrstuhl für berufliche Rehabilitation an der Universität Magdeburg leitet. Die Evaluation legt 
mit dem vorliegenden Bericht ihre Ergebnisse vor. Mit der Veröffentlichung der Evaluationser-
gebnisse leisten die BFW einen wichtigen Beitrag zur weiteren, differenzierten Ausgestaltung 
der Förderstruktur, v. a. aber auch zur Verbesserung bzw. Sicherung der beruflichen Teilha-
bemöglichkeiten psychisch beeinträchtigter Menschen.  

Der Bericht ist wie folgt gegliedert: Im Kapitel 2 werden die Ausgangslage für das Projekt und 
der Stand der Forschung dargestellt. Ferner wird das methodische Vorgehen skizziert. Das 
Kapitel 3 enthält die Ergebnisse der Evaluation. Es beginnt mit einer Diskussion der Rahmen-
bedingungen und der Entwicklung des Gesamtbedarfs für Leistungen zur Rehabilitation von 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen (Abschnitt 3.1). Der Auswahl- und Zugangs-
prozess zu Integrationsmaßnahmen ist Gegenstand des Abschnitts 3.2. In Abschnitt 3.3 er-
folgt ein Vergleich der verschiedenen Konzepte, die den untersuchten Integrationsmaßnah-
men zugrunde liegen. Abschnitt 3.4 enthält die Ergebnisse der Implementationsanalyse. Die 
Umsetzung der Maßnahmenkonzepte wird ebenso beleuchtet wie die Erfahrungen, die Mitar-
beitende und Teilnehmende mit diesen Konzepten gesammelt haben. Abschnitt 3.5 be-
schreibt die Teilnahmeverläufe und skizziert, mit welchen Erwartungen Teilnehmende ihre 
Integrationsmaßnahmen begannen und welche Herausforderungen im Verlauf auftraten. Ab-
schnitt 3.6 gibt einen Überblick über die zentralen Aspekte der Zielerreichung und Wirkung, 
die bei den untersuchten Maßnahmedurchläufen identifiziert werden konnten. Abschnitt 3.7 
arbeitet schließlich anhand einer Längsschnittanalyse zentrale Wirkungsmechanismen her-
aus, die zum Erfolg der Integrationsmaßnahmen beitrugen. Der Bericht schließt in Kapitel 4 
mit Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen. 
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2 Fachlicher Hintergrund und methodisches Vorgehen 

2.1 Der Untersuchungsgegenstand: Integrationsmaßnahmen an BFW 

Bei Integrationsmaßnahmen der BFW handelt es sich in der Regel um mehrmonatige Maß-
nahmen, die auf die Bedürfnisse von Menschen nach einem längeren krankheitsbedingten 
Ausstieg aus dem Erwerbsleben ausgerichtet sind. Sie bieten eine passgenaue Unterstützung 
– sei es durch individuelle Begleitung oder durch Gruppentrainings – und kombinieren qualifi-
zierende Phasen in den BFW mit Praxisphasen in Unternehmen. Gegenstand der Integrati-
onsmaßnahmen in den BFW ist der Aufbau von Querschnittskompetenzen ebenso wie von 
spezifischen Kompetenzen, die bei der Arbeitssuche und am späteren Arbeitsplatz benötigt 
werden. Qualifiziert wird jedoch nicht für eine spezifische Tätigkeit, sondern berufsübergrei-
fend. Integrationsmaßnahmen für Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit verschiedenen 
körperlichen Beeinträchtigungen an BFW haben eine Regeldauer von rund einem halben 
Jahr. Abweichungen nach oben und unten sind jedoch beobachtbar. Laut der Statistik der 
Deutschen Rentenversicherung Bund betrug die durchschnittliche Teilnahmedauer an einer 
Integrationsmaßnahme im Jahr 2015 rund 198 Tage, was etwa 6,5 Monaten entspricht (DRV 
2016, S. 126). Integrationsmaßnahmen sind demnach deutlich kürzer als Umschulungen. 

Integrationsmaßnahmen für psychisch beeinträchtigte Menschen sind mit neun oder 
zehn Monaten Regeldauer etwas länger. Sie umfassen besondere Angebote zur Stabilisie-
rung und Orientierung, die auf die besonderen Bedürfnisse dieser Zielgruppe zugeschnitten 
sind (vgl. Abschnitt 3.3). Auch sie kombinieren Phasen am BFW mit Praxisphasen in Betrie-
ben. Dabei sind jedoch die anfänglichen Stabilisierungs- und Orientierungsphasen häufig et-
was länger, um dem komplexen Bedarf der Zielgruppe gerecht zu werden. Integrationsmaß-
nahmen für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen werden in allen am Projekt betei-
ligten BFW bereits seit mehreren Jahren angeboten, sind jedoch gegenüber den regulären 
Integrationsmaßnahmen nach wie vor ein „neues“ Format, das darüber hinaus einer kontinu-
ierlichen Weiterentwicklung unterliegt.  

2.2 Stand der Forschung 

Mehrere Studien haben sich in den vergangenen Jahren damit beschäftigt, welche Faktoren 
beim Übergang aus beruflicher Rehabilitation in den allgemeinen Arbeitsmarkt wirksam sind. 
Dennoch gibt es bislang noch recht wenige Studien, die sich explizit mit der beruflichen Re-
habilitation psychisch beeinträchtigter Personen beschäftigen. Es ist ferner feststellbar, dass 
das Maßnahmenformat der beruflichen Integrationsmaßnahmen, insbesondere für Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen, kaum gezielt untersucht worden ist.  
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Die folgenden Absätze beschreiben ausgewählte Erkenntnisse aus der bisherigen Forschung 
zur Rehabilitation insgesamt sowie zu ersten Untersuchungen zur beruflichen Rehabilitation 
psychisch beeinträchtigter Menschen, die in die Formulierung von Fragestellungen und Ar-
beitshypothesen der Evaluation eingeflossen sind.  

Unter den Arbeiten, die mittels quantitativer Methoden den Verbleib von Teilnehmenden an 
beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen und mögliche Einflussgrößen der Wiedereingliederung 
untersuchen, lässt sich die Studie von Streibelt und Egner (2012) nennen. In einer Meta-
Analyse quantitativer Forschungsergebnisse stellen sie Prädiktoren für den Wiedereingliede-
rungserfolg dar, die unter anderem Strukturgegebenheiten des regionalen Arbeitsmarktes und 
die gesundheitliche Situation der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden umfassen. Auch 
Flach (2011) fasst zahlreiche dieser Studien sowie die in ihnen identifizierten Einflussfaktoren 
zusammen. Hierbei unterscheidet er den Arbeitsmarkt, soziodemografische und berufsbiogra-
fische Merkmale sowie personale und gesundheitliche Faktoren.  

Eine Analyse von Gruber, Rauch und Reims (2016) für den Zuständigkeitsbereich der Bunde-
sagentur für Arbeit (BA) verweist auf die hohe Bedeutung des subjektiven Gesundheitsemp-
findens für den Integrationserfolg und identifiziert weitere Faktoren wie das soziale Netzwerk 
und die Mobilität der Teilnehmenden. Erkenntnisse zur Teilnahme von Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden an den verschiedenen Formaten im Bereich der beruflichen Rehabilitation, zur 
Bewertung dieser Formate durch die Teilnehmenden selbst sowie zum Verbleib der Teilneh-
menden nach ihren Maßnahmen liefert die Studie von Wuppinger und Rauch (2010), eben-
falls für die Rehabilitation im Zuständigkeitsbereich der BA. Das Risiko einer Nichtbeschäfti-
gung im Anschluss an eine Maßnahme hängt demnach mit dem Schulabschluss, der Dauer 
der Arbeitslosigkeit und dem Wohnort zusammen. Die Erwerbswahrscheinlichkeit wird wiede-
rum u. a. vom Zeitpunkt beeinflusst, an dem die Beeinträchtigung aufgetreten ist und der Be-
schäftigungshistorie vor Maßnahmeeintritt.  

Analysen der Einflussfaktoren auf die Wiedereingliederung von Rehabilitandinnen und Reha-
bilitanden nach Umschulungen in BFW wurden auch durch Köster et al. (2007) sowie Schmidt 
et al. (2011) durchgeführt. Identifizierte Einflussfaktoren umfassen die Arbeitsmarktsituation in 
der Region, den Bildungshintergrund, die Kontrollüberzeugung, die wahrgenommene soziale 
Unterstützung, die Wahrnehmung des Gesundheitszustands sowie verschiedene psychosozi-
ale Faktoren. 

Vilsteren et al. (2015) zeigen anhand einer systematischen Auswertung quantitativer Studien, 
dass Modifizierungen des Arbeitsplatzes Personen mit vormals psychisch bedingten Krank-
schreibungen bei ihrer Rückkehr an einen Arbeitsplatz helfen können. Brieger und Hoffmann 
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(2012) befassen sich in ihrer Überblicksstudie indes mit dem Beitrag beruflicher Integration 
zur Gesundung von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen. Dabei erkennen sie so-
wohl im „pre-vocational training“ als auch insbesondere im Ansatz des „supported employ-
ment“ wirksame Maßnahmen für eine nachhaltige berufliche Wiedereingliederung. Für die 
vorliegende Evaluation ist dieser Aspekt v. a. hinsichtlich der Fragen von Relevanz, zu wel-
chem Zweck bzw. mit welchem Ziel Praktika in den Integrationsphasen vorgesehen sind und 
welche Effekte damit erzielt werden. In einem Kontrollgruppendesign zeigen Watzke et al. 
(2009) schließlich, dass die Teilnahme an einer Maßnahme der beruflichen Rehabilitation die 
Integration in Arbeit von Menschen mit psychischen Erkrankungen positiv beeinflusst und das 
subjektive Gesundheitsempfinden verbessert. 

Ebenfalls mit spezifischem Bezug zu psychisch erkrankten Personen fasst Gericke (2010) 
einige Prädiktoren der beruflichen Integration aus der angewandten Forschung zusammen. 
Diese lassen sich grob in situative Bedingungen (familiäre und finanzielle Situation), Qualifika-
tion, berufsbiografische Faktoren (z. B. Dauer der Arbeitslosigkeit), demografische Variablen 
(z. B. Alter), persönliche Ressourcen (z. B. Selbstwirksamkeitserwartung, Motivation etc.), 
ökonomische Bedingungen und Charakteristika der in Anspruch genommenen Unterstüt-
zungsmaßnahmen gliedern.  

Andersen et al. (2012) fassen in ihrer Meta-Synthese qualitativer Forschungsergebnisse Ein-
flussfaktoren für erfolgreiche Prozesse der Wiedereingliederung in Arbeit für diese Zielgruppe 
zusammen. Sie identifizieren v. a. Faktoren, die in den Arbeitsbedingungen vor Eintritt der 
psychischen Erkrankung liegen. Ferner beschreiben sie die mangelnde Koordination ver-
schiedener Hilfsangebote (z. B. im medizinischen und rehabilitativen Bereich) auf der einen 
Seite und der Unternehmen auf der anderen als wichtiges Hemmnis zur Wiedereingliederung. 
Interessant für die vorliegende Untersuchung ist auch, dass mehrere in der Synthese be-
schriebene Quellen die Notwendigkeit eines sukzessiven Wiedereinstiegs in Arbeit mit lang-
samer Steigerung der Belastung betonen.  

In ihrer ebenfalls qualitativen Studie untersuchen Klaus et al. (2015) u. a. den Stellenwert der 
beruflichen Orientierung und des Berufs für die Rückkehr auf den Arbeitsmarkt beispielhaft für 
Rehabilitandinnen und Rehabilitanden in Umschulungsmaßnahmen. Sie beschreiben die 
komplexen Umbrüche, die ein Berufswechsel für die Teilnehmenden bedeutet. Plößl (2001) 
weist im Rahmen der Evaluation eines Trainingsprogrammes zur beruflichen Integration psy-
chisch beeinträchtigter Menschen auch auf die Bedeutung der Handhabung von Stressverar-
beitungsstrategien hin. 
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Kardorff et al. (2013) legen den Schwerpunkt auf das Format beruflicher Umschulungen und 
untersuchen mit einem qualitativen Forschungsdesign die Gründe für den Abbruch einer sol-
chen Maßnahme. Relevante Faktoren zur Erklärung eines Abbruchs sind demnach das Feh-
len eines beruflichen Bildungsabschlusses, das Ausmaß sozialer Unterstützung, der subjekti-
ve Gesundheitszustand und die Präsenz depressiver Störungen. 

Alle in den vorangegangenen Absätzen genannten Ergebnisse wurden für diese Studie be-
rücksichtigt, indem sie in die Leitfäden aufgenommen und für die Formulierung von For-
schungshypothesen verwendet wurden. Dies umfasste v. a. die Abfrage der als relevant er-
kannten Einflussfaktoren in den Interviewleitfäden bzw. in den ergänzenden Fragebögen. 

2.3 Fragestellungen der Evaluation 

Die Evaluation hatte die Aufgabe, die Konzepte sowie die Umsetzung von Integrationsmaß-
nahmen für psychisch beeinträchtigte Menschen in mehreren BFW zu analysieren. Im Mittel-
punkt stand dabei nicht nur die Frage, welche Faktoren für eine erfolgreiche berufliche Wie-
dereingliederung relevant sind; betrachtet werden sollte auch, mit welchen Ansätzen und Me-
thoden die Entwicklung bestimmter integrationsrelevanter Kompetenzen besonders gut geför-
dert werden kann. 

Integrationserfolge und die Entwicklung integrationsrelevanter Kompetenzen sind einerseits 
von der Herangehensweise der Maßnahmenkonzepte abhängig; andererseits aber auch von 
externen – zum Teil durch die Projekte nicht beeinflussbaren – Faktoren wie dem regionalen 
Arbeitsmarkt und den Ausgangsvoraussetzungen der Teilnehmenden. Diese Rahmenbedin-
gungen mussten in der Evaluation ebenfalls berücksichtigt werden. 

Vor dem Hintergrund dieser Vorüberlegungen sowie der zuvor beschriebenen Ergebnisse 
bisheriger Forschung berücksichtigte das methodische Vorgehen die folgenden Untersu-
chungsdimensionen: 

1. Hinsichtlich der Dimension des Gesamtbedarfs an rehabilitativen beruflichen Integra-
tionsmaßnahmen für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen war zunächst zu 
untersuchen, wie sich die Zahlen bestimmter Diagnosegruppen in Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben entwickelt haben und in welchem Umfang für diese Personen 
Integrationsmaßnahmen zur Anwendung kamen. Ferner war abzuschätzen, unter wel-
chen Annahmen sich bestimmte Tendenzen ggf. fortsetzen könnten. Zu analysieren 
war auch, für welche Untergruppen von Personen mit psychischen Beeinträchtigungen 
Integrationsmaßnahmen besonders geeignet waren und für welche Untergruppen ggf. 
andere Angebotsformate passender sind. 
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2. Die Dimension der Auswahl von Teilnehmenden reduzierte sich nicht allein auf die 
Frage der Entscheidungsgründe der Reha-Träger in der Zugangspraxis. Zum einen 
bestimmen Verfahren und Kriterien der Auswahl mit welchen Kompetenzen und Hal-
tungen Teilnehmende den Unterstützungsprozess beginnen, so dass die spätere Ziel-
erreichung von der Auswahl selbst beeinflusst wird. Zum anderen können mit der Art, 
wie Zugänge konkret umgesetzt und dabei Empowerment und Teilhabe berücksichtigt 
werden, Weichen für den Integrationserfolg gestellt werden. 
 

3. Entsprechend waren die konkreten Unterstützungsangebote in ihrer Umsetzung 
sowie ihrer zeitlichen Gliederung und Dauer zu untersuchen. Zu differenzieren waren 
dabei verschiedene Aspekte der Unterstützung, angefangen vom Assessment über die 
sozialpädagogischen und psychologischen Angebote oder die Angebote der Qualifizie-
rung bis hin zu deren Erprobung und der Gewinnung von potenziellen Arbeitgebern. 
 

4. Varianzen in der Umsetzung und Gestaltung der Maßnahmen sowie in der Zusam-
menstellung von Unterstützungsangeboten waren teils auf konzeptionelle Entschei-
dungen der Träger zurückzuführen, teils aber auch Anpassungen an individuelle Be-
darfe der Teilnehmenden oder an strukturelle Unterschiede ihrer Zusammensetzung je 
nach regionalen Zugangsprozessen. Dies bedeutete, dass im Rahmen der Evaluation 
zu analysieren war, wie die Passgenauigkeit unterschiedlicher Angebote auf indi-
viduell variierende Unterstützungsbedarfe sichergestellt wird. 
 

5. Zur Dimension der Wirksamkeit zählt die Frage, inwieweit das übergreifende Ziel der 
Integrationsmaßnahmen, die berufliche Integration, erreicht wird. Anspruchsvoller war 
hier jedoch herauszuarbeiten, inwieweit dies ursächlich auf die Maßnahmen zurückzu-
führen ist. Hierfür war unter anderem nachzuvollziehen, wie verschiedene Teilziele 
(z. B. berufliche Handlungskompetenz, Alltagsbewältigung und psychische Stabilisie-
rung) letztlich die berufliche Integration mitbestimmen und welche Unterstützungsan-
gebote auf welche Weise einen Beitrag dazu leisten. 
 

6. Die sechste Erhebungsdimension liegt quer zu den vorangehenden fünf und umfasst 
die Rahmenbedingungen des Implementationsprozesses und der Projektzieler-
reichung. Hierzu zählen z. B. Fragen nach der regionalen Arbeitskräftenachfrage und 
damit die Situation auf dem (regionalen) Arbeitsmarkt, ebenso wie Ressourcen der 
BFW. 
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2.4 Grundlegende Herangehensweise und Inhalte der Befragungen 

Qualitative Methoden 

Den Kern der empirischen Basis dieser Evaluation bildeten qualitative Methoden, insbeson-
dere leitfadengestützte Interviews mit unterschiedlichen Akteuren an sieben Standorten der 
vier beteiligten BFW. 2 Die qualitative Herangehensweise war sinnvoll und notwendig, um die 
unterschiedlichen individuellen Ausgangsvoraussetzungen der Teilnehmenden, die verschie-
denen Konzeptionen und Umsetzungen der Maßnahmen sowie Wirkungsketten bei der In-
tegration in Arbeit angemessen abbilden zu können. 

Um angesichts der Varianz und Abhängigkeit von individuellen Fallkonstellationen zu belast-
baren und verallgemeinerbaren Aussagen gelangen zu können, wurden an allen Standorten 
von jedem Akteurstyp mehrere Personen in die Erhebungen einbezogen. So wurden in der 
Regel mehrere Mitarbeitende von Rehabilitationsträgern sowie der BFW und Teilnehmende 
interviewt. Des Weiteren wurden an jedem Standort mehrere Unternehmen befragt. Dabei 
handelte es sich in der Regel um solche, die bereits einmal oder mehrfach Teilnehmende der 
untersuchten Maßnahmen in einer Praxisphase beschäftigt und/oder nach Ende der Maß-
nahme übernommen hatten. 

Methodisch handelte es sich um problemzentrierte Interviews nach Witzel (2000). Für ihre 
Durchführung wurden für jede Zielgruppe sowie für jede Interviewwelle separate Leitfäden mit 
Leitfragen und Vertiefungsfragen erstellt und mit der Steuerungsgruppe des Projektes abge-
stimmt. 

Insgesamt wurden drei Erhebungswellen durchgeführt, wobei diese so organisiert waren, 
dass jeweils ein kompletter Maßnahmedurchlauf (Ausnahme: Standorte mit individuellen Ein-
stiegen) abgebildet wurde. Es wurde angestrebt, Teilnehmende und Mitarbeitende der BFW 
ein erstes Mal ca. vier Wochen nach Maßnahmenbeginn, ein zweites Mal in der Mitte der 
Maßnahme und ein drittes Mal kurz vor Abschluss des jeweiligen Maßnahmedurchlaufs zu 
befragen. Weitere Details zum genauen Ablauf finden sich in Abschnitt 2.5. 

Die Interviews fanden überwiegend als Einzelinterviews statt und dauerten im Mittel rund eine 
Stunde. Zusätzlich wurden mit den Mitarbeitenden der BFW Gruppeninterviews durchgeführt, 
                                                
2 Bei BFW mit mehreren Standorten wurde die Untersuchung auf je zwei Standorte beschränkt. Aufgrund der 

Tatsache, dass jeweils alle Standorte eines BFW die jeweilige Integrationsmaßnahme nach dem gleichen 
Konzept umsetzen, hätte der Einbezug weiterer Standorte keinen weiteren Erkenntnisgewinn versprochen. 
Die Standorte wurden jeweils so ausgewählt, dass sie unterschiedliche interne und externe Rahmenbedin-
gungen abdeckten. Unterschiede zwischen den jeweiligen Standorten einzelner BFW stellten sich jedoch 
auch in der Evaluation als eher gering heraus. 
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um Teilnehmende, die ein entsprechendes Einverständnis gegeben hatten, gemeinsam zu 
besprechen. Dieses Format war deshalb sinnvoll, da an der Beteiligung einzelner Teilneh-
mender in der Regel mehrere Mitarbeitende (z. B. ein/e Reha- und Integrationsmanager/in 
sowie ein/e Psychologin/Psychologe) beteiligt waren. Die Interviews wurden bei Zustimmung 
der Befragten akustisch aufgezeichnet. 

Bei den Zielgruppen Teilnehmende, Mitarbeitende und Rehabilitationsträger erfolgte eine voll-
ständige Transkription des Interviewmaterials. Vollständig transkribiert wurden auch die Grup-
peninterviews mit Mitarbeitenden. Die Auswertung aller Interviews orientiert sich am Verfah-
ren der qualitativen Inhaltsanalyse (Mayring 2000). Sämtliche Interviews wurden in MAXQDA 
eingelesen und anhand von Codierschemata codiert. 3 

Dabei erfolgte zunächst eine Codierung nach inhaltlichen Kategorien, die sich an den thema-
tischen Schwerpunkten der Interviews (vgl. Tabelle 1) orientierten. Die Schemata waren so 
angelegt, dass sie eine Längsschnittbetrachtung ermöglichten. So wurden z. B. bestimmte 
Kategorien im Bereich persönliche Entwicklung und Maßnahmenwirkung in allen drei Wellen 
erfragt.  

Für einige Merkmale wurde anschließend insbesondere bei den Teilnehmenden zusätzlich 
analytisch codiert, d. h. die Äußerungen der Teilnehmenden zu einem bestimmten Sachver-
halt wurden z. B. in die Kategorien „positiv/ neutral/negativ“ oder „erwähnt/nicht erwähnt“ (et-
wa bei Beschreibungen von physischen Beeinträchtigungen) eingeordnet. 

Die Interviews mit der Zielgruppe Unternehmen wurden zunächst anhand der Audioprotokolle 
protokolliert und typisiert. Anschließend erfolgten für ausgewählte Interviews vollständige 
Transkriptionen und eine vertiefte Auswertung, ebenfalls mit dem Verfahren der qualitativen 
Inhaltsanalyse. 

Tabelle 1 fasst die thematischen Schwerpunkte der einzelnen Interviewwellen zusammen. 

 

 

 

                                                
3 Die Codierung erfolgte in zwei Durchgängen. In einem ersten Durchgang bearbeiteten jeweils mehrere Codie-

rende ein Set ausgewählter Interviews. Anschließend wurden die Übereinstimmungen bzw. Divergenzen zwi-
schen den jeweiligen Codierungen des gleichen Materials diskutiert. Der Codierleitfaden wurde auf dieser 
Basis überarbeitet und angewandt. 
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Tabelle 1: Inhaltliche Schwerpunkte in den Interviews 

Zielgruppe Welle 1 Welle 2 Welle 3 

Mitarbeitende der 
Rehabilitations-
träger 

• Maßnahmenland-
schaft für psychisch 
Beeinträchtigte  

• Stellung der BFW und 
ihrer Angebote 

• Kriterien für TN-
Auswahl 

• Bewertung Maßnah-
menkonzept und Er-
fahrungen 

keine Befragung keine Befragung 

Mitarbeitende der 
BFW 

• Zielgruppen der Maß-
nahme 

• Zugangswege 
• Konzeption und Um-

setzung 
• Vorgehen in der As-

sessment- und Stabili-
sierungsphase 

• Maßnahmeverlauf bei 
den Teilnehmenden 

• Prozess der Berufs-
orientierung 

• Praxisphasen und ihre 
Vorbereitung 

• Maßnahmeverlauf bei 
den Teilnehmenden 

• Prozesse in den Pra-
xisphasen sowie bei 
der Integration 

• Abschließende Bewer-
tungen 

Teilnehmende 
der Integrations-
maßnahmen 

• Berufs- und Reha-
Biografie 

• Zugang zur Maßnah-
me 

• Gesundheitliche Situa-
tion 

• Motivation und Identi-
fikation mit der Maß-
nahme 

• Beschreibung und 
Bewertung des Maß-
nahmeauftakts 

• Erwartungen  

• Maßnahmeverlauf, 
Bewertung 

• Entwicklungen (Be-
rufsorientierung, Ge-
sundheit, Kompeten-
zen) 

• Praxisphasen 
• Erwartungen und Per-

spektiven 

• Maßnahmeverlauf, 
Bewertung 

• Entwicklungen (Be-
rufsorientierung, Ge-
sundheit, Kompeten-
zen) 

• Integration in Arbeit 
• Abschließende Bewer-

tung 

Unternehmen keine Befragung keine Befragung 

• Kooperation mit dem 
BFW 

• Erfahrungen mit den 
Teilnehmenden 

• Wünsche an Beglei-
tung durch das BFW 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die Auswertung der Interviews erfolgte einerseits quer, d. h. anhand der gebildeten Katego-
rien. Andererseits erfolgte eine Längsschnittbetrachtung ausgewählter Interviews, wobei ins-
besondere die Teilnehmenden-Interviews zu nennen sind. Hier wurden auf der Grundlage 
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einer Typisierung (vgl. Abschnitt 3.5.1) einzelne Fälle über alle drei Wellen betrachtet, um 
Verläufe und Wirkmechanismen beim Übergang in Arbeit zu erfassen. Dabei erfolgte eine 
Beschränkung auf Personen, zu denen drei Interviews und ein Fragebogen aus der Ver-
bleibsbefragung vorlagen. Dabei wurden auch Interviews von Teilnehmenden und Aussagen 
von Mitarbeitenden zu den jeweiligen Teilnehmenden aufeinander bezogen, um zu Fallbe-
trachtungen aus zwei Perspektiven zu gelangen. 

Standardisierte Befragungen und weitere Schritte 

Das vorwiegend qualitative Design der Evaluation enthielt für die Befragungsgruppe der Teil-
nehmenden auch standardisierte Befragungselemente. 

Die erste schriftliche Befragung wurde im Rahmen der ersten Interviewwelle durchgeführt. Sie 
diente dazu, ausgewählte soziodemografische Merkmale der Teilnehmenden zu erheben, 
damit diese nicht im Rahmen der Interviews abgefragt werden mussten.  

Eine zweite ergänzende Befragung hatte zum Ziel, die Entwicklung bestimmter berufsrele-
vanter Kompetenzen zu erfassen. Diese Befragung wurde begleitend zu allen drei Inter-
viewwellen durchgeführt. Der Fragebogen enthielt jeweils zwei inhaltliche Blöcke. Zunächst 
wurden die Teilnehmenden gebeten, sich im Hinblick auf 18 persönliche Stärken zur Planung 
und Umsetzung beruflicher Entwicklungen jeweils auf einer Fünferskala selbst zu verorten. 
Die 18 angeführten persönlichen Stärken operationalisierten das Konzept der Adaptabilität, 
womit im Wesentlichen der Umgang und die Einstellungen einer Person gemeint ist, sich mit 
einer Berufswahl zu beschäftigen. In Anlehnung an Johnston et al. (2013, S. 303) wurde die-
ses Konzept in Teilkonzepte untergliedert und zu je sechs Stärken gebündelt erfragt: Eigen-
verantwortlichkeit, Neugier sowie Selbstwirksamkeitserwartung.  

Im zweiten Block wurden die Teilnehmenden gebeten, 15 Aussagen persönlich zu bewerten. 
Anhand dieser Aussagen wurde wiederum das Konzept der Resilienz operationalisiert, worun-
ter die Fähigkeit und Bereitschaft zur Nutzung eigener Ressourcen zur Überwindung von Wi-
derständen und Barrieren auf dem Weg zur beruflichen Zielerreichung verstanden wird. In 
Anlehnung an Ratschinski (2014, S. 18-21) wurde Resilienz ebenfalls in Teilkonzepte unter-
gliedert: Allgemeine Resilienz, Selbstwertgefühl sowie berufliche Selbstwirksamkeit. Ausge-
wertet wurden hier v. a. die Veränderungen im Zeitverlauf. 

Die dritte schriftliche Befragung fand ca. sechs Monate nach Ende der jeweiligen Teilnahme 
an der Integrationsmaßnahme statt. Ziel war es, insbesondere den beruflichen Verbleib der 
Teilnehmenden zu erfassen. Die Verbleibsbefragung enthielt zusätzlich Fragen zur Ursäch-
lichkeit der Maßnahmenteilnahme für die gegenwärtig ggf. ausgeübte Beschäftigung.  
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Neben den eigenen Befragungen wurden weitere Informationen und Daten ausgewertet: 

• Dokumentenanalysen zu den Konzepten (Sichtung von Anträgen, Handbüchern, Ab-
laufplänen, Materialien, Prozessdaten), um die unterschiedlichen Herangehensweisen 
der Maßnahmenkonzepte zu erfassen, 

• öffentlich zugängliche Sekundärdaten zur Nutzung von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben, darunter insbesondere Integrationsmaßnahmen sowie zur Bedeutung von 
psychischen Erkrankungen in der beruflichen Rehabilitation. 

Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse aller Schritte zusammen und bezieht sie – falls 
möglich und sinnvoll – aufeinander. Bestimmte typische Aussagen werden mit Zitaten aus den 
qualitativen Interviews untermauert, allerdings nur so, dass die Zitate nicht auf den BFW-
Standort oder gar eine einzelne Person schließen lassen. Aussagen in Bezug auf Orte, Per-
sonen und in einigen Fällen auf Maßnahmebezeichnungen oder Berufe wurden daher ent-
fernt. Auch sind die Zitate so wiedergegeben, dass das Geschlecht der zitierten Person nicht 
erkennbar ist. 

2.5 Arbeitsschritte und Feldbericht 

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die realisierten Interviewwellen. Die Zeiträume einzelner 
Wellen erstrecken sich v. a. deshalb über einen relativ langen Zeitraum, da die jeweils unter-
suchten Maßnahmedurchläufe zu unterschiedlichen Zeitpunkten begannen. 

Vorbereitet wurden die Interviewphasen durch die Einholung von Einverständniserklärungen 
der verschiedenen Befragtengruppen. Dieser Schritt wurde über die BFW organisiert, die die 
Evaluation nicht nur bei diesem Schritt intensiv unterstützten. Für jede Welle wurden die Inter-
viewleitfäden vor ihrer Verwendung mit den Mitgliedern der Projektsteuerungsgruppe abge-
stimmt. Damit wurde sichergestellt, dass alle relevanten Themen in den Interviews angemes-
sen berücksichtigt werden konnten. 
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Abbildung 1: Zeitlicher Ablauf der Erhebungen 

 

 
Insgesamt wurden 326 Interviews durchgeführt. Tabelle 2 zeigt die Verteilung über die drei 
qualitativen Befragungswellen differenziert nach Zielgruppen. 

Tabelle 2: Zahl realisierter Interviews 

  
Insgesamt 

61 Teilnehmende 
Insgesamt  

39 Mitarbeitende 
Reha-
Träger 

Unter-
nehmen 

BFW Standort W1 W2 W3 W1 W2 W3 W1 W3 

Inn-tegrativ 
Braunschweig 11 9 5 6 7 7 1 7 

Hannover 8 8 4 4 4 4 2 5 

Nürnberg 
Nürnberg 16 14 12 7 7 6 3 5 

Bamberg 8 7 5 5 5 4 3 4 

Thüringen 
Seelingstädt 6 6 4 7 7 6 4 5 

Erfurt 4 4 4 4 7 4 4 4 

Dresden Dresden 3 7 7 5 6 5 5 5 

Gesamt 56 55 41 38 43 36 22 35 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S

Teilnehmende und Mitarbeitende BFW

BFW-Workshop

u u u u Beirat u u u
n n n Steuerungsgruppe n n

Unternehmen

Verbleibsbefragung

Endbericht

Rehabilitationsträger

Quelle: Eigene Darstellung
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In Bezug auf die Teilnehmenden wurden an allen Standorten jeweils alle Personen befragt, 
die sich zur Mitwirkung an der Evaluation bereit erklärt hatten. Dies traf an allen Standorten 
auf die Mehrheit der Teilnehmenden zu. Insgesamt ist von einer Bereitschaft von rund drei 
Vierteln aller Teilnehmenden der zeitlich in Frage kommenden Maßnahmendurchläufe auszu-
gehen. Der Rückgang an befragten Teilnehmenden an fast allen Standorten über die Wellen 
ist damit zu erklären, dass einige Befragte ihre Teilnahme an der Maßnahme abgebrochen 
hatten und für eine Befragung im Rahmen der Evaluation dann in aller Regel nicht mehr zur 
Verfügung standen. Die Panelmortalität ist insofern nicht auf eine gesunkene Teilnahmebe-
reitschaft an den Befragungen der Evaluation zurückzuführen. 

Von den 61 befragten Teilnehmenden waren 52 Prozent männlich und 48 Prozent weiblich, 
das Durchschnittsalter betrug 45 Jahre und lag damit im für Integrationsmaßnahmen typi-
schen Bereich. Die geschlechts- und altersspezifische Verteilung der befragten Teilnehmen-
den stellt Tabelle 3 dar: 

Tabelle 3: Verteilung der Teilnehmenden nach Altersgruppen und Geschlecht 
 20-29 

Jahre 
30-39 
Jahre 

40-49 
Jahre 

50-59 
Jahre 

60 Jahre 
und älter 

Alter 
unbekannt 

...männlich 4,9 4,9 19,7 19,7 1,6 1,6 

...weiblich 4,9 11,5 11,5 19,7 -  

Gesamt 9,8 16,4 31,2 39,4 1,6 1,6 

Quelle: Ergänzungsbefragung der Teilnehmenden, Angaben in Prozent, N=61 

 

Die jüngste teilnehmende Person war zum Zeitpunkt der Befragung 23 Jahre alt, die älteste 
60 Jahre. 40 Prozent der befragten Teilnehmenden kamen aus der zahlenmäßig größten Al-
tersgruppe der 50- bis 59-jährigen. 

Insgesamt 18 Prozent der Teilnehmenden hatten einen Migrationshintergrund, d. h. entweder 
sie selbst und/oder mindestens ein Elternteil sind im Ausland geboren. Nahezu alle Teilneh-
menden verfügten über einen in Deutschland anerkannten Schulabschluss. Am häufigsten 
waren Personen mit Realschulabschluss (43 Prozent) oder einem vergleichbaren Abschluss, 
am zweithäufigsten solche mit Hauptschulabschluss (30 Prozent), gefolgt von Personen mit 
Fachhochschulreife / Abitur (23 Prozent). Die übrigen 5 Prozent hatten keinen Schulab-
schluss. 

In der Regel verfügten die Teilnehmenden über einen anerkannten Berufsabschluss 
(90 Prozent). Personen ohne jeden Abschluss oder mit akademischem Abschluss fanden sich 
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nur vereinzelt unter den Teilnehmenden. Neben dem sozialen und gesundheitlichen Dienst-
leistungsbereich, der einer der größten Ausbildungs- und Berufsbereiche unter den befragten 
Teilnehmenden war, kamen Berufsbilder im Nahrungsgewerbe (z. B. Bäcker/in oder Kö-
chin/Koch), kaufmännische Berufe, Lager- und Logistiktätigkeiten sowie mechanische Berufe 
häufig vor. 4 Bei rund zwei Dritteln der befragten Teilnehmenden lag die letzte Berufstätigkeit 
mehr als zwei Jahre zurück. Gleichzeitig traf auf rund 80 Prozent von ihnen zu, dass sie vor 
Beginn der Maßnahme eine medizinische Rehabilitation absolviert hatten. Vorherige Teilnah-
men an beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen stellten hingehen Ausnahmefälle dar. 

Eine große Vielfalt war hinsichtlich der Krankheitsbilder zu beobachten, wobei ein Schwer-
punkt auf mehr oder weniger stark ausgeprägten „Burn-out“-Problematiken lag. Darunter fan-
den sich Belastungsdepressionen ebenso wie Angststörungen in Bezug auf arbeitsbezogene 
Situationen. Daneben gab es ein breites Spektrum weiterer Erkrankungen; u. a. wurden nar-
zisstische Persönlichkeitsstörungen, bipolare Störungen, Suchtproblematiken, Schizophrenien 
und zahlreiche weitere Beeinträchtigungen beschrieben. 

Interviews mit Mitarbeitenden der BFW umfassten alle Personen, die in regelmäßigem Kon-
takt mit den Teilnehmendengruppen standen. In der Gruppe der befragten Personen finden 
sich die Leitungen der Maßnahmen ebenso wie sozialpädagogische und psychologische Mit-
arbeitende. Von der Befragung externer Dozenten wurde abgesehen, da diese meist nur im 
Kontext ihrer konkreten Themenbereiche Kontakt zu den Teilnehmenden hatten. 

In Bezug auf die Rehabilitationsträger wurden alle Institutionen abgedeckt, die regelmäßig 
Teilnehmende in die jeweiligen Maßnahmen entsenden. Dies waren die Deutsche Rentenver-
sicherung (DRV) Bund, die Regionalträger DRV Nordbayern, DRV Mitteldeutschland, DRV 
Braunschweig-Hannover, die Knappschaft Bahn-See sowie die Bundesagentur für Arbeit. In 
der Regel wurden Mitarbeitende befragt, die für Teilnehmende in den jeweiligen Maßnahmen 
direkt zuständig waren. Für Teilnehmende, die im Vorfeld ihr schriftliches Einverständnis dazu 
gegeben hatten, dass Mitarbeitende des Reha-Trägers gegenüber dem Forschungsteam 
Auskünfte zur Person machen durften, lagen Informationen über Bedarfe und Kriterien bei der 
Maßnahmenauswahl also aus erster Hand vor. 

 

 

                                                
4 80 Prozent der Teilnehmenden verfügten über eine anerkannte Berufsausbildung, rund 10 Prozent wiesen 

zusätzlich ein abgeschlossenes Studium auf. Nur wenige Teilnehmende führten weder eine abgeschlossene 
Ausbildung noch einen Studienabschluss an. 
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Hinsichtlich der befragten Unternehmen wurden folgende Konstellationen abgedeckt: 

• Unternehmen mit laufenden Praktika mit oder ohne Aussicht auf Verlängerung bzw. 
Übernahme in Beschäftigung 

• Unternehmen mit (vorzeitig) beendeten Praktika mit oder ohne erwartete Übernahme 
in Beschäftigung 

• Unternehmen mit bereits bestehenden Beschäftigungsverhältnissen nach Praktika 

Es wurden insgesamt 35 Unternehmen befragt, davon 24 Unternehmen mit Bezug zum Teil-
nehmenden-Sample. Diese Unternehmen waren also Praktikumsbetrieb für mindestens einen 
Teilnehmenden. Darunter befanden sich neun Unternehmen, die einen Teilnehmenden über-
nommen hatten oder wo eine Übernahme unmittelbar bevorstand. Elf weitere Unternehmen 
waren Praktikumsbetriebe für Teilnehmende aus früheren Durchläufen der Integrationsmaß-
nahmen, davon war in acht Unternehmen eine Übernahme nach dem Praktikum erfolgt. Bei 
77 Prozent der befragten Unternehmen handelt es sich um privatwirtschaftliche Unternehmen, 
bei dem Rest um gemeinnützige Vereine, Stiftungen oder öffentlich-rechtliche Einrichtungen. 
Branchenschwerpunkte waren im industriellen Bereich ebenso wie im Bereich Sozialwirtschaft 
/ Gesundheit erkennbar. In 86 Prozent der Fälle handelte es sich um kleine und mittlere Un-
ternehmen mit nicht mehr als 250 Mitarbeitenden. 

Insgesamt ergaben sich auf Grundlage aller Interviews rund 340 Stunden Audiomaterial, da 
fast alle Befragte einer Audio-Aufzeichnung ihrer Interviews zustimmten. Die Transkriptionen 
der qualitativen Interviews ergaben ca. 5.600 Seiten auswertbares Material.  

Die Beteiligung an der schriftlichen Verbleibsbefragung fiel erwartungsgemäß etwas geringer 
aus, da sich nicht alle Interviewpartnerinnen und -partner an der Befragung beteiligen wollten 
und einige Personen unbekannt verzogen waren. Insgesamt lagen 43 ausgefüllte Fragebögen 
vor, die ausgewertet werden konnten. Das entspricht einer Rücklaufquote von rund 
70 Prozent bezogen auf die Gesamtzahl aller 61 interviewten Teilnehmenden. 

Wie bereits in Abbildung 1 ersichtlich wurde das Projekt von einer Vielzahl von Austauschfor-
maten begleitet. Eine interne Steuerungsgruppe mit Verantwortlichen aus allen beteiligten 
BFW tagte insgesamt sieben Mal. Ein externer Beirat mit Vertreter/innen ausgewählter Institu-
tionen (DRV Bund sowie zuständige Regionalträger, Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS), Bundesverband Deutscher Berufsförderungswerke) tagte fünfmal. Ein Workshop 
mit den an der Maßnahmenumsetzung beteiligten Mitarbeitenden der BFW fand Ende April 
2017 statt, um erste Ergebnisse zu reflektieren und mögliche Anpassungspotenziale für die 
untersuchten Maßnahmen abzuleiten. Die Ergebnisse dieser Diskussionen sind in den Ab-
schlussbericht eingeflossen. 
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3 Ergebnisse der Evaluation 

3.1 Rahmenbedingungen für Integrationsmaßnahmen und Gesamtbedarf 

In diesem Kapitel erfolgt zunächst eine Bestandsaufnahme der für die untersuchten Integrati-
onsmaßnahmen relevanten Rahmenbedingungen. Dazu gehören 

• die Entwicklung von psychischen Erkrankungen in der Bevölkerung insgesamt und im 
Besonderen in der Gruppe der Teilnehmenden an Maßnahmen der beruflichen Rehabi-
litation, 

• die Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben insgesamt und 
insbesondere im Bereich der beruflichen Bildung durch Menschen mit psychischen Be-
einträchtigungen sowie 

• die Erwartungen der Rehabilitationsträger zur zukünftigen Entwicklung des Bedarfs an 
Integrationsmaßnahmen für psychisch beeinträchtigte Menschen in ihrem (regionalen) 
Einflussbereich.  

Zu Beginn sei angemerkt, dass sich dieser Abschnitt sowohl auf zugängliche Daten der Deut-
schen Rentenversicherung als auch der Bundesagentur für Arbeit stützt, wobei im ersteren 
Fall umfangreichere Datenquellen erschlossen werden konnten. 

Da die Mehrheit der interviewten Teilnehmenden dem Rehabilitationsträger Deutsche Ren-
tenversicherung zuzurechnen sind (ca. 80 Prozent), liegt auf den Daten dieses Trägers ein 
besonderes Augenmerk. Bei der Zusammenstellung der Daten der verschiedenen Rehabilita-
tionsträger war zudem zu berücksichtigen, dass jene zu erbrachten Leistungen nur einge-
schränkt miteinander vergleichbar sind. So werden z. B. die geförderten Maßnahmen nach 
einer unterschiedlichen Systematik statistisch erfasst. 

3.1.1 Entwicklung psychischer Erkrankungen 

Die Daten der gesetzlichen Krankenkassen belegen die steigende Relevanz psychischer Er-
krankungen. Seit Jahrzehnten ist die Zahl der Fehltage (Arbeitsunfähigkeitstage) wegen psy-
chischer Erkrankungen deutlich angestiegen. Ferner gab es in einem Zeitraum von elf Jahren 
nahezu eine Verdopplung der Arbeitsunfähigkeitstage aufgrund psychischer Erkrankungen 
(BMAS/BAuA 2016, S. 31). Diesen Trend belegen auch verschiedene Untersuchungen der 
gesetzlichen Krankenkassen.  

In der beruflichen Rehabilitation lässt sich dieser Trend in unterschiedlichem Maße beobach-
ten, je nachdem um welche Leistungsarten es geht. 
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Im Bereich der medizinischen Rehabilitation hat sich im Zuständigkeitsbereich der Deut-
schen Rentenversicherung 5 in den vergangenen zehn Jahren eine Verschiebung in Richtung 
psychischer Beeinträchtigungen ergeben, bei gleichzeitiger Zunahme der Gesamtzahl an be-
willigten Leistungen insgesamt (DRV 2017: S. 25). So ist die Gesamtzahl der erbrachten me-
dizinischen Reha-Leistungen von 2005 bis 2015 von rund 804.000 auf rund 1.028.000 Fälle 
gestiegen. Der Anteil der psychischen Erkrankungen (Erstdiagnose) liegt mittlerweile bei rund 
15 Prozent; noch im Jahr 2000 hatte er bei 11 Prozent gelegen (ebd., S. 28). Psychische Er-
krankungen sind dabei die Diagnosegruppe mit der stärksten Zunahme an bewilligten Leis-
tungen. 

Im Bereich der beruflichen Rehabilitation im Zuständigkeitsbereich der Deutschen Renten-
versicherung ergibt sich ebenfalls eine Zunahme, die allerdings weniger aus einer Verschie-
bung zwischen den Diagnosegruppen herrührt als von einer allgemeinen Zunahme der Zahl 
der erbrachten Leistungen. Die Zahl der insgesamt abgeschlossenen Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben (LTA) ist zwischen 2005 und 2015 deutlich gestiegen; von rund 110.000 auf 
rund 153.000 (DRV 2017, S. 44), der Anteil der Erstdiagnosen „Psychische und Verhaltens-
störungen“ blieb mit rund 15 Prozent jedoch nahezu konstant (DRV 2006-2016). 6 Für den 
Teilbereich der Leistungen zur beruflichen Bildung (zu dieser Kategorie gehören u. a. Integra-
tionsmaßnahmen) ist das Bild umgekehrt. Hier blieb die Zahl der erbrachten Leistungen weit-
gehend konstant, der Anteil von Teilnehmenden mit Erstdiagnosen „Psychische und Verhal-
tensstörungen“ ist jedoch von rund 14 Prozent im Jahr 2005 auf mittlerweile rund 23 Prozent 
gestiegen. Zur Erklärung dieses scheinbaren Wiederspruchs ist auszuführen, dass die quanti-
tative Zunahme von LTA insgesamt v. a. auf eine steigende Nutzung von Leistungen zur Er-
haltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes (z. B. technische Hilfen) zurückzuführen ist, bei 
denen psychische Beeinträchtigungen kaum eine Rolle spielen. 

Im Zuständigkeitsbereich der Bundesagentur für Arbeit hat – im für diese Studie relevanten 
Bereich der Wiedereingliederung – der Anteil der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit 
einer psychischen, geistigen oder neurologischen Beeinträchtigung als Reha-relevanter Be-
hinderungsart zugenommen (BA 2016; BA 2009, S. 23). Zwischen 2007 und 2015 stieg der 
Wert von 45,3 Prozent auf 49,3 Prozent. Gleichzeitig sank ihre absolute Zahl jedoch, da sich 
die Gesamtzahl der Personen mit dem Ziel der Wiedereingliederung insgesamt stark reduziert 

                                                
5 In diesem Bericht ist damit immer die Zuständigkeit der Deutschen Rentenversicherung Bund, inklusive der 

Regionalträger sowie der Knappschaft Bahn-See gemeint. 

6 Prozentberechnungen auf der Basis von Leistungen mit bekannter Diagnose, Fälle mit unbekannter Diagnose 
sind ausgeschlossen. 
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hat – vermutlich aufgrund der sich verbessernden Arbeitsmarktlage ist ihre Gesamtzahl von 
rund 110.000 im Jahr 2007 auf knapp 50.000 im Jahr 2015 gesunken (ebd.). 7 

3.1.2 Entwicklung der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben insgesamt und im 
Besonderen für Integrationsmaßnahmen 

Die Entwicklung der erbrachten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden im Folgen-
den zunächst getrennt nach den Rehabilitationsträgern Deutsche Rentenversicherung und 
Bundesagentur für Arbeit dargestellt. Alle Daten sind den Publikationen DRV (2006-2016) 
sowie BA (2007) und BA (2016) entnommen. Ferner wurde das interaktive Statistik-Portal der 
Deutschen Rentenversicherung 8 verwendet. 

Deutsche Rentenversicherung 

Wie bereits zuvor beschrieben stieg die Zahl der abgeschlossenen Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben im Zeitraum 2005 bis 2015 von 110.000 auf 153.000. Dies entspricht einem 
Zuwachs von rund 39 Prozent. Insgesamt ist von einem weiter steigenden Potenzial für die-
ses Maßnahmenformat auszugehen. Dies gilt jedoch nicht für alle Leistungsarten gleicherma-
ßen. Statistisch werden neben den Leistungen zur beruflichen Bildung (zu denen die Integra-
tionsmaßnahmen gehören) auch Leistungen zur Berufsvorbereitung, zur Erhaltung und Erlan-
gung eines Arbeitsplatzes (insb. technische Hilfen, Hilfsmittel und Vermittlungsdienste), Leis-
tungen an Arbeitgeber, Kfz-Hilfe-Leistungen oder Leistungen in Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM) erfasst. Betrachtet man lediglich die Leistungen zur beruflichen Bildung, so 
zeigt sich kein substanzieller Anstieg, eher eine konstante Inanspruchnahme entsprechender 
Leistungen über die Zeit (vgl. Abbildung 2). 

                                                
7 Hinzuweisen ist dabei jedoch darauf, dass psychische Diagnosen hier gemeinsam mit neurologischen Beein-

trächtigungen und Lernbehinderungen dargestellt werden. 

8 https://statistik-rente.de/drv/ (zuletzt abgerufen am 24.7.2017). 
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Abbildung 2: Leistungen zur beruflichen Bildung insgesamt 

 

Betrachtet man das spezielle Format der Integrationsmaßnahmen, so ist ein leichter Anstieg 
zu erkennen, wie Abbildung 3 zeigt. Für diesen Anstieg ist insbesondere die steigende Inan-
spruchnahme durch Frauen verantwortlich. 

Abbildung 3: Anzahl abgeschlossener Integrationsmaßnahmen im Zeitverlauf 
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Besonders stark stieg jedoch der Anteil der Integrationsmaßnahmen, die für Teilnehmende 
mit einer Erstdiagnose „Psychische oder Verhaltensstörung“ erbracht wurden (verstanden als 
Erstdiagnose mit einem ICD10-Schlüssel, der mit F beginnt). Hier zeigt Abbildung 4 den sehr 
deutlichen Anstieg, der den Zuwachs dieser Erkrankungsarten insgesamt im Bereich der LTA 
deutlich übersteigt. Insgesamt hat sich die Nutzung des Maßnahmenformats für diese Teil-
zielgruppe in den vergangenen zehn Jahren somit mehr als verdoppelt. Eine Zunahme gab es 
auch dort ebenfalls besonders bei den teilnehmenden Frauen, die Zahl der Männer stieg et-
was weniger dynamisch an. Mittlerweile haben rund ein Drittel der Frauen in Integrationsmaß-
nahmen eine Erstdiagnose im Bereich psychischer Beeinträchtigungen (ICD10-Code begin-
nend mit F). 

Abbildung 4: Anzahl von Personen mit psychischen Beeinträchtigungen als Erstdiagnose in 
Integrationsmaßnahmen 

 

Eine weitere Differenzierung nach Maßnahmetypen in der Statistik der DRV zeigt darüber 
hinaus, dass innerhalb der Maßnahmenfamilie der Integrationsmaßnahmen die Nutzung sol-
cher Angebote besonders dynamisch zugenommen hat, bei denen den Teilnehmenden be-
sondere rehabilitative Hilfen angeboten werden. Entfielen innerhalb der Integrationsmaßnah-
men im Jahr 2005 noch 40,3 Prozent aller abgeschlossenen Leistungen auf Integrationsmaß-
nahmen mit partiellen oder umfassenden rehabilitativen Hilfen, so betrug dieser Wert im Jahr 
2015 bereits 61,1 Prozent.  

Für die einzelnen BFW ist neben der bundesweiten Entwicklung von Relevanz, wie sich die 
regionale Nutzung der Angebote entwickelt. Diese Untersuchung musste auf die Ebene der 
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Bundesländer beschränkt werden, da eine tiefergehende Differenzierung aufgrund der Daten-
lage weder möglich war, noch vor dem Hintergrund der geringen Fallzahlen sinnvoll erschien. 
Tabelle 4 zeigt regionale Unterschiede nach dem Wohnort der Rehabilitandinnen und Rehabi-
litanden. Der Anteil der Integrationsmaßnahmen am beruflichen Rehabilitationsgeschehen hat 
sich nach den noch im Jahr 2005 bestehenden starken regionalen Unterschieden mittlerweile 
angeglichen: 2015 waren je nach Bundesland 7 Prozent bis 12 Prozent aller LTA-Maßnahmen 
Integrationsmaßnahmen; diese Quote lag 2005 noch zwischen 4 Prozent und 19 Prozent. Der 
geringste Wert findet sich aktuell in Niedersachsen. 

Tabelle 4: Abgeschlossene Integrationsmaßnahmen (nach Wohnort) 

Bundesland 2005 2010 2015 

Niedersachsen 984 1094 994 

Bayern 2003 2140 2201 

Sachsen 286 1076 1057 

Thüringen 276 419 352 

Bundesweit 11.021 13.397 13.311 

Quelle: Daten der Deutschen Rentenversicherung (DRV Bund, Knappschaft-Bahn-See, Regional-
träger) 

 

Regionale Unterschiede könnten zumindest teilweise auf unterschiedliche Nutzungspraxen 
der Regionalträger zurückzuführen sein. Tabelle 5 zeigt, wie viele Integrationsmaßnahmen in 
Trägerschaft der jeweils regional zuständigen Institutionen 2015 abgeschlossen wurden und 
welchen Anteil Integrationsmaßnahmen an den insgesamt von diesem Träger finanzierten 
LTA ausmachen. Es zeigt sich, dass alle Regionalträger sowie die bundesweiten Träger das 
Format der Integrationsmaßnahmen intensiv nutzen. Bemerkenswert ist lediglich der geringe 
Wert für die DRV Braunschweig-Hannover, der zumindest teilweise den geringen Wert für 
Niedersachsen erklären könnte. An den Daten ist erkennbar, dass durch diesen Träger das 
Format Weiterbildung / Ausbildung innerhalb der Leistungen zur beruflichen Bildung intensiver 
genutzt wird. 
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Tabelle 5: Nutzung von Integrationsmaßnahmen durch Träger der Rentenversicherung 

Träger 
Anzahl  
Integrationsmaßnahmen 2015 

Anteil an LTA insgesamt  
in Prozent 

DRV Bund 4.574 9,2 

Knappschaft Bahn-See 651 9,5 

DRV Mitteldeutschland 1.442 11,9 

DRV Nordbayern 891 11,1 

DRV Braunschweig-
Hannover 

471 5,3 

Quelle: Daten der Deutschen Rentenversicherung (DRV Bund, Knappschaft-Bahn-See, Regional-
träger) 

 

Schließlich ist auf einen wichtigen Faktor hinzuweisen, der die Nutzung von Integrationsmaß-
nahmen positiv beeinflussen könnte: Insgesamt ist ein über die Jahre steigendes Durch-
schnittsalter der Teilnehmenden an den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben festzustel-
len. Betrug das Durchschnittsalter bei Abschluss der Leistung 2005 noch 42,6 Jahre bei Män-
nern sowie 43,4 Jahre bei Frauen, lag der Wert 2015 bereits bei 46,9 bzw. 46,8 Jahren. 
Gleichzeitig konnte festgestellt werden – sowohl in den statistischen Daten als auch in den 
qualitativen Interviews – dass Integrationsmaßnahmen im Vergleich zu anderen Angeboten im 
Reha-Bereich „Berufliche Bildung“ besonders für ältere Rehabilitandinnen und Rehabilitanden 
als attraktiv betrachtet werden. So steigen die altersspezifischen Werte der Inanspruchnahme 
von Integrationsmaßnahmen (Leistungen pro 10.000 Versicherte) bis zum Maximum bei 53 
Jahren, während die Inanspruchnahme anderer Maßnahmen der beruflichen Bildung (z. B. 
Angebote zur Aus- und Weiterbildung) das Maximum bereits bei 39 bis 41 Jahren erreicht 
(DRV 2017, S. 48). 

Bundesagentur für Arbeit 

Tabelle 6 zeigt die Entwicklung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben insgesamt, für 
den Bereich der Wiedereingliederung und anschließend speziell für den Bereich besonderer 
rehabilitativer Leistungen, zu denen die Integrationsmaßnahmen zählen. 
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Tabelle 6: Eintritte in LTA-Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit 

Messgröße 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Rehabilitanden in 
LTA-Maßnahmen 
(Eintritte) 

180.782 160.131 143.230 135.995 135.995 132.320 

...davon zur Wieder-
eingliederung 62.964 51.914 46.880 43.243 44.670 45.218 

...davon in besonde-
ren Leistungen für 
Menschen mit Behin-
derung 

21.491 19.862 19.783 20.054 21.735 23.272 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit: Berufliche Rehabilitation (Monatszahlen), Deutschland, Dezem-
ber 2016, eigene Berechnungen 
 

Es zeigt sich, dass sich der Rückgang in den Gesamtzahlen der Rehabilitandinnen und Re-
habilitanden nicht in der Nutzung von besonderen Leistungen für Menschen mit Behinderun-
gen widerspiegelt. Abgenommen hat vielmehr die Nutzung von allgemeinen Leistungen. Die-
se Abnahme fand darüber hinaus schwerpunktmäßig in der Ersteingliederung, nicht in der 
Wiedereingliederung statt. Im Bereich der Wiedereingliederung ist vielmehr von einem kon-
stanten bis leicht steigenden Trend auszugehen. 

Betrachtet man für den Zuständigkeitsbereich der BA die Maßnahmen zur Förderung der 
Teilhabe am Arbeitsleben nach der Reha-relevanten Behinderungsart der jeweils in ihnen 
befindlichen Personen (Bestandsgröße), so ergibt sich ein Anteil psychischer Beeinträchti-
gungen von 27,5 Prozent bezogen auf das Jahr 2016. Betrachtet man lediglich die im Kontext 
dieser Studie relevanten Maßnahmen zur Wiedereingliederung und schließt Maßnahmen zur 
Ersteingliederung aus, so erhöht sich der Anteil sogar auf 35,9 Prozent. 

3.1.3 Zukünftige Entwicklung der Nachfrage nach Integrationsmaßnahmen für psy-
chisch beeinträchtigte Personen 

In der Zusammenschau der verschiedenen Ergebnisse und nach den Einschätzungen der 
befragten Mitarbeitenden der Rehabilitationsträger ist in den kommenden Jahren von einem 
weiteren Anstieg des Potenzials für Integrationsmaßnahmen für psychisch beeinträchtigte 
Personen auszugehen. Diese Prognose speist sich aus folgenden Erkenntnissen: 
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• Der demografische Wandel sorgt dafür, dass ältere Menschen, die traditionell häufiger 
Rehabilitationsleistungen in Anspruch nehmen, einen steigenden Anteil an den insge-
samt versicherten Personen haben (DRV 2017, S. 34). Dadurch steigt generell die In-
anspruchnahme von verschiedenen Leistungen der Rehabilitation. 

• Ein tendenziell steigender Anteil von Rehabilitationsmaßnahmen wird aufgrund von 
psychischen Beeinträchtigungen erbracht, das zeigt sich insbesondere in der medizini-
schen Rehabilitation sowie in Leistungen zur beruflichen Bildung im Bereich der Deut-
schen Rentenversicherung. Generell werden diese Krankheitsarten verstärkt diagnos-
tiziert. Dies wiederum kann auf Veränderungen in der Arbeitswelt, aber auch auf eine 
erhöhte Sensibilität für diese Erkrankungen zurückzuführen sein; hier gibt es unter-
schiedliche Erklärungsansätze. 

Die beschriebene Entwicklung des Potenzials lässt sich nicht direkt in eine Nutzung von In-
tegrationsmaßnahmen übersetzen. Sie sprechen eher generell für eine steigende Nutzung 
von Rehabilitationsleistungen. In der jüngeren Vergangenheit (vgl. Abbildung 4) hat die Inan-
spruchnahme von Integrationsmaßnahmen insgesamt und insbesondere durch Menschen mit 
psychischen Beeinträchtigungen jedoch besonders deutlich zugenommen. Dafür können wie-
derum folgende zusätzliche Einflussfaktoren genannt werden: 

• Erstens kann es einen Angebotseffekt geben: Es wurden in einigen Regionen neue 
Angebotsformate für die Zielgruppe entwickelt, nicht nur von den BFW, sondern auch 
von anderen Trägern. 

• Zweitens ist das Format Integrationsmaßnahme nach Aussage von in dieser Studie 
befragten Mitarbeitenden der Rehabilitationsträger besonders für ältere Rehabilitan-
dinnen und Rehabilitanden geeignet, deren Zahl – siehe oben – tendenziell zunimmt 
(vgl. auch Abschnitt 3.2.1). 

• Drittens lässt sich erkennen, dass berufliche Integrationsmaßnahmen dem Bedarf psy-
chisch beeinträchtigter Personen möglicherweise besonders gut entsprechen, da sie 
einen Raum für berufliche Neuorientierung und Stabilisierung lassen, der in anderen 
Formaten wie Umschulungen so nicht besteht (vgl. auch Abschnitt 3.2.3). 

Die beschriebenen Einflussfaktoren lassen erwarten, dass es zu einer weiter zunehmenden 
Nutzung von Integrationsmaßnahmen für die Zielgruppe der psychisch beeinträchtigten Per-
sonen kommen könnte, auch wenn sich diese Entwicklung wiederum durch die mittlerweile 
umfassend vorhandene Angebotsstruktur abschwächen könnte. Potenziale könnten aber dort 
liegen, wo es noch Lücken im Angebotsspektrum gibt. 
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3.2 Auswahlprozess und Zugang zu Integrationsmaßnahmen 

In diesem Abschnitt wird der Auswahl- und Zugangsprozess zu Integrationsmaßnahmen be-
schrieben. Die Darstellung beginnt mit einer Analyse der Sichtweisen der befragten Mitarbei-
tenden von Reha-Trägern, da diese eine zentrale Rolle im Zugangsprozess haben. Die Dar-
stellung wird weiter unten durch die Sichtweise der Teilnehmenden und die Beschreibungen 
von Mitarbeitenden der BFW zu den Zugangsprozessen ergänzt. 

3.2.1 Angebotsstruktur aus Sicht der Mitarbeitenden von Reha-Trägern 

Grundsätzlich sahen alle in dieser Studie befragten Mitarbeitenden der zuständigen Reha-
Träger auch für die Zukunft einen Bedarf an Maßnahmen, die auf die Integration psychisch 
beeinträchtigter Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt ausgerichtet sind. Dabei ver-
knüpften die meisten Befragten mit dem Format einer „Integrationsmaßnahme“ die Elemente 
„Stabilisierung und sozialpädagogische und psychologische Begleitung der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer“, „Berufliche Orientierung und Erprobung in Praxisphasen“ und „Integration in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt“. Voraussetzungen für die Teilnahme an einer Integrations-
maßnahme waren – neben der Erfüllung formaler Voraussetzungen – aus Sicht der Befragten 
in der Regel die Bereitschaft zu einem beruflichen Wiedereinstieg und eine entsprechende 
Belastbarkeit bzw. das Potenzial, diese Belastbarkeit im Maßnahmeverlauf zu entwickeln.  

Einige Mitarbeitende von Reha-Trägern nannten die medizinisch-berufliche Rehabilitation 
bzw. die Rehabilitation für psychisch Kranke (RPK) 9 als vergleichbare oder ähnliche Maß-
nahmetypen. Integrationsmaßnahmen für psychisch beeinträchtigte Menschen sind nach 
Aussage der Befragten häufig auch die Empfehlung der Reha-Träger an Menschen mit psy-
chischen (Vor)Erkrankungen, die eigentlich eine Umschulung favorisierten. Einer Umschulung 
stimmten Mitarbeitende der Reha-Träger nach eigenen Aussagen aber eher bei tendenziell 
jüngeren Menschen mit weitgehend abgeschlossenen Krankheitsepisoden und erkennbarer 
Belastbarkeit zu. Waren diese Kriterien nicht erfüllt, kam es zur Empfehlung einer Integrati-
onsmaßnahme. Abgegrenzt wurden die hier untersuchten Integrationsmaßnahmen auch ge-
genüber Integrationsmaßnahmen ohne besondere Ausrichtung auf psychisch beeinträchtigte 
Menschen. 

Bezogen auf die Kriterien Gesundheitszustand, Belastbarkeit und Bereitschaft zum Wieder-
einstieg steht den Reha-Trägern mit der Umschulung, den verschiedenen Integrationsmaß-
nahmen und der RPK aus ihrer Sicht ein abgestuftes Maßnahmenspektrum zur Verfügung, 
                                                
9 RPK sind Einrichtungen der Rehabilitation für psychisch kranke Menschen nach § 35 SGB IX. Sie erbringen 

ambulante und/oder stationäre Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (DRV 2009, S. 27f.). 
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auf dass sie unter Berücksichtigung von demografischen Merkmalen zugreifen und mit den 
Betroffenen verhandeln können. 

Die zuständigen Mitarbeitenden der Reha-Träger könnten nach eigenen Angaben an nahezu 
allen Standorten auf verschiedene Angebote zugreifen, die das Ziel verfolgen, psychisch 
kranke Menschen (wieder) in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren. Zwischen den 
Standorten gäbe es aber große Unterschiede in der Anzahl der angebotenen Maßnahmen, 
insbesondere im Bereich der Integrationsmaßnahmen für psychisch beeinträchtigte Men-
schen. Alleinige Anbieter solcher Maßnahmen sind die BFW selten. Fast alle BFW-Standorte 
liegen z. B. im Einzugsbereich von Beruflichen Trainingszentren (BTZ) oder Fortbildungsaka-
demien der Wirtschaft (FAW). 10 Mit Verweis auf die verschiedenen Angebote wurde die An-
gebotsstruktur in Bezug auf den Bedarf durch die Mitarbeitenden der Reha-Träger überwie-
gend als ausreichend bewertet. Lücken in der Angebotsstruktur wurden in ländlichen bzw. 
strukturschwachen Räumen gesehen. 

Mitarbeitende der Reha-Träger beobachteten an verschiedenen Standorten eine Dynamik in 
der Angebotslandschaft, indem neue Anbieter von Maßnahmen für psychisch Kranke an den 
Markt gingen, ohne immer damit erfolgreich zu sein. In Einzelfällen seien auch Reha-Träger 
Initiator „neuer“ Maßnahmen, die im konkreten Fall dann in die Entwicklung einer Integrati-
onsmaßnahme eines BFW mündete. 

Die Mitarbeitenden der Reha-Träger nutzen die verfügbaren Angebotsstrukturen unterschied-
lich: Es gibt Standorte, an denen sich konsolidierte Arbeitsbeziehungen zwischen Bildungsan-
bietern und einzelnen Reha-Trägern entwickelt haben, andere verwiesen ganz bewusst auf 
einen Wettbewerb zwischen den Anbietern der Maßnahmen und orientieren sich dabei v. a. 
an der Integrationsquote. Wiederum andere Befragte regten die Weiterentwicklung der Maß-
nahmenlandschaft selbst an. An den meisten Standorten wird die Angebotslandschaft aber 
dazu genutzt, für die/den Rehabilitandin/Rehabilitanden die passende Maßnahme (Konzept, 
Erreichbarkeit, Starttermin) zu finden. Nicht selten sind die Punkte „Erreichbarkeit“ und „Start-
termin“ für die Auswahl einer geeigneten Maßnahme entscheidender als das förderpädagogi-
sche Format der Maßnahme (s. auch Abschnitt „Prozess des Zugangs“).  

                                                
10 BTZ sind Spezialeinrichtungen zur beruflichen Rehabilitation von Menschen mit psychischen Behinderungen 

im Sinne des § 35 SGB IX (DRV 2009, S. 26). Die FAW gehören zu den freien Trägern in der beruflichen Bil-
dung. „In ihrer Struktur unterscheiden sie sich in der Regel von den Einrichtungen der beruflichen Rehabilita-
tion nach § 35 SGB IX darin, dass sie häufig keine umfassenden rehabilitativen Fachdienste bereithalten. Ihre 
Angebote richten sich nicht speziell an behinderte Menschen, sondern an sämtliche Personenkreise, die Bil-
dungsmaßnahmen in Anspruch nehmen möchten.“ (ebd.). 
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Die Mitarbeitenden der Reha-Träger sahen zwischen den Anbietern von Maßnahmen zur In-
tegration von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen durchaus auch Konkurrenz. An 
einzelnen Standorten wurde diese Konkurrenz offensichtlich nicht nur zur Kenntnis genom-
men, sondern als ein marktimmanentes Steuerinstrument toleriert, das die Flexibilität der An-
bieter von Maßnahmen, die Maßnahmenkosten und die Anstrengungen bei der erfolgreichen 
Vermittlung der Zielgruppe in den allgemeinen Arbeitsmarkt anregt: 

„wer eine Vermittlung zustande bringt, der hat wahrscheinlich mehr Erfolg und kann 
auch mehr von uns Zuweisungen erhoffen.“ (RT) 

In der förderpädagogischen Bewertung der Maßnahmen verschiedener Anbieter überwogen 
dort, wo es mehrere Anbieter gibt, häufig gleichwertige Einschätzungen: 

„Sind eigentlich vergleichbar. Also grundsätzlich ist immer der Anspruch: psychisch 
Kranke. Mit Hilfsangeboten, psychologischer Betreuung, sozialpädagogischer Be-
treuung und ja, Ziel haben alle das Gleiche: den Versuch einer beruflichen Wieder-
eingliederung und auf diese Menschen angepasst individuell, das Finden eines 
passgenauen Arbeitsplatzes. Also da sind alle gleich, die Methoden sind alle gleich, 
wenn man so guckt, mit Praktika verbunden, mit erst mal Einstieg, Vorbereitung, 
Selbstfindung, ja auch Erkennen, wo stehe ich vom Krankheitsbild her. Also das ma-
chen auch alle gleich.“ (RT) 

Das ist insofern bemerkenswert, weil es nach Kenntnis des Evaluationsteams durchaus Un-
terschiede zwischen den verschiedenen Maßnahmen gibt; v. a. im Vorhalten der psychologi-
schen Begleitung, in der Gestaltung von beruflichen Orientierungsprozessen und der förder-
pädagogischen Begleitung betrieblicher Praktika. Nicht zuletzt gibt es auch Unterschiede in 
den Zielgruppen, die v. a. darin bestehen, wie weit die Episoden psychischer Erkrankungen 
verarbeitet, die Belastbarkeit wieder hergestellt und die Bereitschaft für einen beruflichen 
Neuanfang ausgeprägt ist. 

Nicht immer ging die Kenntnis der Angebotsstruktur für Integrationsmaßnahmen für psychisch 
kranke Menschen mit einer detaillierten Kenntnis der Maßnahmenkonzepte, der Maßnahmen-
praxis und den Eignungskriterien für potenzielle Teilnehmende einher. Die Befragten beweg-
ten sich primär in den Kategorien „Umschulung“ oder „Integrationsmaßnahme“, hatten jedoch 
spezifische Sichtweisen auf die Besonderheiten der BFW im Allgemeinen (vgl. Abschnitt 
3.2.2). 

3.2.2 Allgemeine Sicht der Mitarbeitenden von Reha-Trägern auf die BFW 

Die Mitarbeitenden der Reha-Träger sahen in den BFW meist einen unter mehreren Akteuren 
der beruflichen Rehabilitation. In einer teilweise sehr ausdifferenzierten Maßnahmenland-
schaft wird das Bild der Reha-Träger von den BFW v. a. durch deren langjähriges Engage-
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ment im Bereich der Wiedereingliederung, insbesondere durch Maßnahmen zur Umschulung, 
geprägt. Dabei wurden Wirtschaftsnähe bzw. enge, netzwerkähnliche Kontakte zu Betrieben 
des allgemeinen Arbeitsmarktes und die Erfahrung in der Gestaltung praktischer Lehr- und 
Lernprozesse gleichermaßen betont wie das umfassende Begleit- und Unterstützungsangebot 
in den BFW: 

„Es ist schon davon auszugehen, dass die [gemeint sind die BFW] tatsächlich gut 
vernetzt sind [...] Der letzte Nachweis war [Name einer Veranstaltung], wo viele [...] 
Arbeitgeber anwesend waren und sich sehr positiv über die Arbeit des BFW [...] ge-
äußert haben [...].“ (RT) 

 „und dort haben wir ja durch diese Maßnahme für psychisch Kranke immer die 
Kombination […] wir haben immer einen Sozialpädagogen und einen Psychologen, 
also das heißt, immer zwei Ansprechpartner, was gerade für den Personenkreis mit 
psychischen Erkrankungen oftmals ziemlich gut ist, [...] der Sozialpädagoge muss 
überwachen, dass die Maßnahme so läuft wie geplant [...] und der Psychologe muss 
eben gucken, wie kann er das Ganze unterstützen, denjenigen motivieren, wenn es 
im Praktikum vielleicht nicht so gut gelaufen ist oder neue Ängste entwickelt werden“ 
(RT) 

Geschätzt werden die BFW von Mitarbeitenden der Reha-Träger auch wegen ihrer Kompe-
tenz im Bereich von Assessmentverfahren sowie Arbeits- und Belastungserprobungen, die sie 
sich im Kontext der Umschulungen erworben hätten. Diese Erfahrungen brächten die BFW 
nunmehr auch – direkt oder indirekt – bei den Integrationsmaßnahmen ein und stünden Reha-
Trägern bei Bedarf beratend zur Seite. Generell attestierten die Mitarbeitenden der Reha-
Träger den BFW überwiegend eine gute fallbezogene Zusammenarbeit. Professionelle Ein-
schätzungen über individuelle Maßnahmeverläufe ermöglichten ein ggf. rechtzeitiges Interve-
nieren. Auch die weiteren begleitenden Angebote, z. B. im sportlichen Bereich, wurden von 
den befragten Mitarbeitenden der Reha-Träger geschätzt und durchaus als Differenzierungs-
kriterium betrachtet. 

Das förderpädagogische und förderpraktische Setting der BFW, insbesondere aber die psy-
chologische und sozialpädagogische Begleitung in den BFW, auch das eingesetzte Personal, 
„verleitet“ einige Mitarbeitenden der Reha-Träger dazu, tendenziell kompliziertere Fälle in die 
Integrationsmaßnahmen der BFW zu vermitteln:  

„Und es ist sicher so, dass die BFW hier die schwereren beeinträchtigten Menschen 
zugewiesen bekommen im Vergleich zu freien BiIdungsträgern, die auch einen ande-
ren Personalschlüssel dann letztlich für ihre Maßnahmen vorhalten [...].“ (RT) 

Aber weder das umfassende Unterstützungsangebot noch die Qualität der pädagogischen 
Arbeit waren aus Sicht einiger Befragter wirkliche Alleinstellungsmerkmale der BFW. In eini-
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gen Fällen wurde die Übereinstimmung in der Maßnahmenpraxis zwischen BFW und BTZ 
betont. Und weitere Merkmale, wie Erreichbarkeit der Einrichtung, Organisation der Maßnah-
me und v. a. die erreichten Integrationsquoten sind für die Reha-Träger nicht spezifische 
Merkmale der BFW im Allgemeinen, sondern der jeweiligen Einrichtung: 

„das BFW hat natürlich mit seinen vielen Möglichkeiten und seiner günstigen Lage 
einen sehr guten Ausgangspunkt hier in [Ortsname]. Das ist ein großer Pluspunkt.“ 
(RT) 

„Also am interessantesten ist immer: Wie viele Menschen sind durch diese Maßnah-
me in Arbeit gekommen? Das ist letztlich das Erfolgskriterium, woran man bemessen 
wird“ (RT) 

Insgesamt prägen das „BFW-Bild“ der befragten Mitarbeitenden von Reha-Trägern die Wirt-
schaftsnähe, das umfassende, multiprofessionelle Unterstützungsangebot und die Kompeten-
zen in der pädagogischen Gestaltung berufsfeldbezogener Qualifizierungsprozesse. Ob die 
Mitarbeitenden der Reha-Träger aber einer psychisch beeinträchtigten Person die Integrati-
onsmaßnahme in einem BFW oder bei einem anderen Träger nahelegen, hängt letztlich mehr 
von bisherigen und aktuellen Integrationserfolgen, der Erreichbarkeit der Einrichtung und dem 
konkreten Beginn der Maßnahme ab. 

3.2.3 Ziele und Zielgruppen aus Sicht der Mitarbeitenden von Reha-Trägern und von 
Mitarbeitenden der BFW 

Bezogen auf die Ziele der untersuchten Integrationsmaßnahmen und auf die Zielgruppen, für 
die dieser Maßnahmetyp geeignet sei, bestand bei den Mitarbeitenden der Reha-Träger gro-
ße Übereinstimmung. Wie zuvor bereits dargestellt, besteht das Ziel der Integrationsmaß-
nahmen aus Sicht der Befragten grundsätzlich in der (Re-)Integration bzw. Wiedereingliede-
rung psychisch beeinträchtigter Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Adressaten der 
Integrationsmaßnahmen sind aus ihrer Sicht damit Menschen, die infolge einer psychischen 
Erkrankung in ihrer beruflichen Teilhabe beeinträchtigt sind oder waren und nun wieder in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt integriert werden sollen. Die folgenden Zitate zeigen exemplarisch 
diese Grundausrichtung: 

„Das Ziel ist die Punktlandung auf dem ersten Arbeitsmarkt, das heißt, dass wir für 
den Teilnehmer einen Arbeitsplatz finden, der zu ihm passt. Gerade bei psychischen 
Erkrankungen muss man gucken, dass das berufliche Umfeld wirklich stimmig ist für 
die gesundheitlichen Probleme, dass man ein verständnisvolles Arbeitskollektiv findet 
und das ist über ein Praktikum am allerbesten möglich.“ (RT) 

„Das Hauptziel ist ja, die Versicherten zu stabilisieren, in der Maßnahme. Obwohl sie 
jetzt keine therapeutischen Inhalte haben. Aber eben durch das Training, durch die 



  

                    

32 

Aufarbeitung des beruflichen Werdegangs mit gesundheitlichen Einschränkungen, 
mit Praktika, mit ggf. Kurzqualifizierung wieder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung ge-
stellt zu werden.“ (RT) 

Die Integration in den ersten Arbeitsmarkt, darüber bestand bei vielen Befragten Klarheit, ge-
lingt nicht im Zuge jeder Integrationsmaßnahme. Die Akzeptanz, dass auch Stabilisierung, 
Neuorientierung und ein Zuwachs an Belastbarkeit bei den Teilnehmenden der Integrations-
maßnahme mittelfristig die Chancen auf eine erfolgreiche Integration in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt erhöhen, war bei vielen Mitarbeitenden der Reha-Träger gegeben: 

„Und oftmals dient die Integrationsmaßnahme zur Stabilisierung und zur Entwicklung 
von Vorstellungen, wo man eben am ersten Arbeitsmarkt wirklich einmünden kann.“ 
(RT) 

„wo ganz klar diese Reintegrationsmaßnahme eine Hilfe darstellen soll um den Leu-
ten deutlich zu machen, wo sind klar deren Stärken, was können sie? Um sie da 
auch wieder zu motivieren wieder loszulaufen, [...] wirklich zu sagen, okay wir gucken 
jetzt mal, welche Möglichkeiten können wir nutzen aufgrund ihrer Qualifizierung, auf-
grund ihrer Berufserfahrung oder beziehungsweise auch den Wünschen des Einzel-
nen - wo sieht er sich selber, was würde er gerne mal ausprobieren wollen“ (RT) 

Bezüglich der Zielgruppe von Integrationsmaßnahmen machten die Mitarbeitenden der Reha-
Träger deutlich, dass das alleinige Merkmal „psychische Erkrankung“ bzw. eine so genannte 
F-Diagnose kein hinreichendes Eignungskriterium sei. Tendenziell seien es eher Menschen, 
deren bisheriger Krankheitsverlauf – auch jenseits von bestimmten Diagnosen – ihre berufli-
che Teilhabe nachhaltig bzw. eher schwer beeinträchtigt hätte. Förderrechtlich sind das Men-
schen, die Förderung im Sinne des § 35 SGB IX benötigen würden: 

„Aufgrund der Diagnose, sage ich einfach mal, sind das ja sehr häufig Personen, die 
auch psychotherapeutisch betreut werden, die, ich sage mal, mental auch oftmals 
nicht so belastbar sind, wie jetzt jemand, der einfach einen Bandscheibenvorfall hat-
te, die so psychisch nicht so gefestigt sind und wo man schon irgendwo näher drauf 
eingehen muss, wo auch immer mal wieder Belastungssituationen auftreten können, 
die einfach nicht so gefestigt sind. Und da, glaube ich, wenn man da nur die regulä-
ren Maßnahmen hätte, da hätten wir einfach eine hohe Abbrecherquote.“ (RT) 

Genannte Voraussetzungen für eine Integrationsmaßnahme waren für die Reha-Träger aller-
dings immer die erkennbare Bereitschaft der psychisch kranken Menschen bzw. potenziellen 
Teilnehmenden, sich mit ihrer Situation auseinanderzusetzen, die Motivation zu einem berufli-
chen Wiedereinstieg und ein Mindestmaß an Belastbarkeit: 

„Die müssen einen gewissen Belastungsgrad, müssen sie natürlich schon haben. 
Das bedeutet, ich erwarte eigentlich grundsätzlich, dass sie mindestens sechs Stun-
den arbeiten können. [...] Wo ich sage, dann kann ich da aufbauen.“ (RT) 
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„Das macht sich oft im Gespräch schon bemerkbar, also dass man da das Gefühl 
hat, die muss man wirklich so ein bisschen an die Hand nehmen. Aber trotzdem 
muss schon eine gewisse Motivation auch vorhanden sein, dass die uns also auch 
klar machen können: „Ich möchte wieder etwas tun.“ (RT) 

Die Abklärung, wer für eine Integrationsmaßnahme tatsächlich die Voraussetzungen erfüllt, ist 
für die Befragten nicht immer einfach. Der tendenziell höhere Bildungsstatus psychisch Kran-
ker gegenüber anderen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, meist langjährige Erfahrungen 
mit Angeboten der medizinischen und/oder beruflichen Rehabilitation und die starke Fixierung 
auf eigene Vorstellungen (Umschulung statt Integrationsmaßnahme, Rente statt Reha) er-
schwerten die Eignungsfeststellung. 

Als Ausschlusskriterien für die Teilnahme an einer Integrationsmaßnahme wurden von den 
Mitarbeitenden der Reha-Träger häufig Schizophrenie, schwere Depressionen und posttrau-
matische Belastungsstörungen (PTBS) genannt. 

Sicht der Mitarbeitenden der BFW 

Die Sichtweise der Mitarbeitenden der BFW entsprach den Darstellungen der Reha-Träger 
weitgehend. Als Maßnahmenziele wurden von den Befragten neben der Integration in Arbeit 
ebenfalls die Stabilisierung sowie die berufliche Neuorientierung genannt. Dies erfordere ge-
rade bei der Zielgruppe der psychisch beeinträchtigten Personen umfangreiche und intensive 
Arbeit. Gerade das Erreichen von Zwischenzielen wie dem Wiederherstellen einer Tages-
struktur oder der realistischen Selbsteinschätzung der eigenen Belastbarkeit sei eine wichtige 
Voraussetzung dafür, die Integration in Arbeit überhaupt angehen zu können. 

Auch zu den Zielgruppen wurden ähnliche Ausführungen wie seitens der Reha-Träger ge-
macht. Benannt wurden häufig die psychischen Beeinträchtigungen samt weiterer parallel 
vorhandener Problematiken, der Neuorientierungsbedarf sowie die Motivation, wieder arbeiten 
zu wollen. Als notwendig für die Teilnahme wurden ferner eine gewisse Offenheit und Neugier 
erwähnt. Ferner wurde die Krankheitseinsicht, insbesondere von einigen Psychologinnen und 
Psychologen, als wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Teilnahme beschrieben. In 
diesem Zusammenhang wurde wiederholt auch die psychotherapeutische Anbindung als ein 
wesentlicher Erfolgsfaktor beschrieben, da die Maßnahme keine Therapie ersetzen könne. 

Die befragten Mitarbeitenden beobachteten teilweise eine Zunahme der Belastungen in der 
Zielgruppe als wichtige Einflussgröße der Maßnahmenausgestaltung. Benannt werden z. B. 
ein häufigeres Auftreten von Mehrfachbelastungen und eine zurückgehende Quote der thera-
peutischen Anbindung: 
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„Allerdings habe ich jetzt auch bemerkt [...] dass die Belastungen deutlich zunehmen. 
Also es sind tatsächlich Mehrfachbelastungen, auch zunehmend mehr körperliche 
Einschränkungen und auch gleichzeitig weniger Vorbehandlungen, die schon da 
sind. Also häufig haben wir mittlerweile auch Teilnehmer, die vorher keinerlei Thera-
pieerfahrungen haben und dann ist natürlich die Stabilität nicht so gegeben, keine 
Strategien vorhanden, wie sie sich auch selbst helfen können oder wo ich mit anset-
zen kann, so dass das auch immer mehr Raum einnimmt, so überhaupt das Thema 
Psychotherapeutensuche dann auch. Dass ich da eben mit unterstütze.“ (MA_W1) 

Ebenso wie die Reha-Träger beschrieben einige BFW-Mitarbeitende akute oder besonders 
komplexe Erkrankungen wie schwere Depressionen, Schizophrenien, psychotische Sympto-
me oder akute Suchterkrankungen als Ausschlussgründe. 

Trotz der übereinstimmenden Beschreibungen der Zielgruppe kommt es nach Aussagen eini-
ger BFW-Mitarbeitenden teilweise zu Zugängen von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, 
die aus ihrer Sicht (noch) nicht für eine Integrationsmaßnahme geeignet waren. Dies wird ei-
nerseits der Praxis der Reha-Träger zugeschrieben: 

„Die Maßnahme zielt auf eine Integration am Arbeitsplatz ab und die zielt nicht darauf 
ab, den Gesundheitszustand so zu verbessern, dass sie überhaupt maßnahmefähig 
sind und [...] auch die, die zugewiesen wurden, sind oftmals noch gar nicht in dem 
Status oder dem Stadium, wo sie schon wieder integrationsfähig wären. Weil die 
Krankheit noch viel zu stark im Mittelpunkt steht. Das ist häufig ein Knackpunkt, dass 
wir Teilnehmer bekommen, die noch gar nicht so weit sind. Die sich noch mit vielen 
Dingen rumschlagen aus ihrem persönlichen Leben wo man sagen muss: Das 
braucht einfach noch Zeit. Und dann kann man zu einem späteren Zeitpunkt nochmal 
schauen, ob dann eine Integrationsfähigkeit vorliegt.“ (MA_W1) 

Andererseits wurde dieser Umstand aber auch auf die eigene Aufnahmepraxis zurückgeführt. 
So führte ein/e Psychologin/Psychologe aus, Bedenken hinsichtlich einiger Teilnehmender 
seien von der Maßnahmenleitung vereinzelt nicht berücksichtigt worden. Ein/e Mitarbeiter/in 
beschreibt mögliche Unsicherheiten, die dem Entscheidungsprozess immanent wären: 

„Was schon eher mal passiert, dass es mal so, ich sage mal Bauchschmerzkandida-
ten sind. Wo man irgendwie [...] aus irgendeinem Grund so ein komisches Gefühl 
hat, was man aber nicht hundertprozentig fixieren kann.“ (MA_W1) 

3.2.4 Prozess des Zugangs 

Die Angebote der beruflichen Rehabilitation folgen bei psychisch beeinträchtigten Personen 
nach Schilderungen der Mitarbeitenden von Reha-Trägern fast immer einer medizinischen 
Rehabilitation, in der nach ihrer Aussage meist auch die Beantragung von Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) empfohlen werde. Dabei werde in der medizinischen Rehabi-
litation oft auch die Zuständigkeit des jeweiligen Reha-Trägers geklärt. Im Ergebnis dieser 
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Abklärung lasse der zuständige Reha-Träger von seinen Diensten ein „Leistungsbild“ erstel-
len, das den Umfang der Beeinträchtigung bzw. die bestehenden Möglichkeiten zur berufli-
chen Teilhabe klärt. Nach Klärung der Zuständigkeit des Reha-Trägers und der Bewilligung 
von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ist das Leistungsbild für alle befragten Mitarbei-
tenden der Reha-Träger grundsätzlich handlungsleitend: 

„Also wir kriegen eine Leistungsbild wo genau daraus hervorgeht, welche Diagnosen 
er hat (...) was noch möglich ist an Arbeit, also vollschichtig oder halbschichtig. Und 
welche Tätigkeiten er noch machen kann oder nicht. Danach gehe ich. Und dann gu-
cke ich. Wenn von der Psyche ganz gravierend ist, dann ist es für mich eine Integra-
tionsmaßnahme, weil er da besser aufgehoben ist als in einer [kürzeren] Maßnahme, 
wo es ziemlich schnell ins Praktikum hinein geht.“ (RT) 

Grundsätzlich billigen die Mitarbeitenden der Reha-Träger den Rehabilitandinnen und Rehabi-
litanden insbesondere innerhalb eines Maßnahmenformats ein Mitsprache- und Wahlrecht zu. 
Sofern das Leistungsbild und andere Faktoren z. B. eine Umschulung ausschließen und eine 
Integrationsmaßnahme empfehlen, könnten die Personen – entsprechende Verfügbarkeit vo-
rausgesetzt – zwischen verschiedenen Integrationsmaßnahmen wählen:  

„Wir geben denen einen Flyer mit oder händigen die Kontaktdaten eines Bildungsträ-
gers aus mit der Bitte, sich dort mit denen in Verbindung zu setzen. [...] Gibt es ein 
vergleichbares Angebot oder ähnlich konzipierte Angebote und wir sind selbst viel-
leicht auch noch unsicher beziehungsweise sagen, der Kunde soll sich das auch 
selbst angucken, die haben ja Selbstbestimmungsrecht sozusagen, dann kriegen sie 
halt gegebenenfalls auch zwei Flyer mit. Dann können sie sich mit beiden Einrichtun-
gen in Verbindung setzen.“ (RT) 

Die Mitarbeitenden der Reha-Träger erwarteten von den Rehabilitandinnen und Rehabilitan-
den nach eigener Aussage dabei in der Regel, dass sie sich unmittelbar vor Ort ein Bild von 
der Maßnahme, dem Träger und ggf. vom Personal machen und ihre eigenen Wünsche und 
Vorstellungen in den Entscheidungsprozess einbringen: 

„Ich stelle gerne dem Versicherten die in Frage kommenden Möglichkeiten vor. Er 
soll sich vor Ort informieren. [...] Es wird nicht einer eine Bewilligung kriegen, der 
nicht einmal vor Ort sich mal informiert hat irgendwo. Und das BFW sich auch schon 
einmal ein Bild machen kann. Ich sage den Versicherten auch, „wenn Sie Infoge-
spräch haben im BFW, dann nehmen Sie einfach mal ihre Bewerbungsmappe mit. 
Damit die auch schon mal einen ersten Eindruck kriegen.“ Und dann bekommt der 
Versicherte auch alle Zeit, die er braucht, um sich zu entscheiden [...] Wenn er sich 
aber entscheidet, meldet er sich ja. Von daher kriegen wir dann eine Rückkopplung 
vom BFW.“ (RT) 
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Für welche Maßnahme bzw. für welchen Träger sich der/die Rehabilitand/in letztlich entschei-
det hängt jedoch in vielen Fällen auch von ganz praktischen Fragen ab, z. B. der Erreichbar-
keit des Trägers und dem Beginn der Maßnahme: 

„Wichtig ist, dass es auch gut mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen ist, weil 
es gibt ja auch Personen, die haben eine Phobie, die können nicht in das Auto stei-
gen. Es gibt dann auch wieder andere Leute, die können nur mit dem Auto kommen, 
weil sie sich nicht in öffentliche Verkehrsmittel trauen, so Panikstörungen, Panikatta-
cken haben. Also solche Sachen gibt es dann auch, also ich finde es sollte schon 
zentral liegen. Aber wie gesagt, man muss das den Leuten im Beratungsgespräch 
vorschlagen.“ (RT) 

Meist gingen die Mitarbeitenden der Reha-Träger davon aus, dass die überwiegende Mehr-
zahl der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden die Maßnahme beginnt, die die „passende“ ist. 
Auch unterschiedliche Maßnahmekosten würden nach Aussagen der Mitarbeitenden von 
Reha-Trägern keinen oder nur einen geringen Einfluss ausüben. 

Trotz des Leistungsbildes, der Mitwirkung des/der Rehabilitanden/Rehabilitandin und einer 
Reihe von informellen Vorgaben (keine Umschulung bei Personen über 50, Reha vor Rente) 
ist die Zugangsklärung zu Integrationsmaßnahmen für die Reha-Träger mitunter auch mit Un-
sicherheiten verbunden, v. a. dort, wo der Integrationsmaßnahme keine Belastungserprobung 
vorgeschaltet ist. 

Wichtiger nächster Schritt des Zugangsprozesses sind wie bereits erwähnt individuelle Vorge-
spräche oder Informationsveranstaltungen beim jeweiligen BFW. An den individuellen Ge-
sprächen nehmen vonseiten der BFW in der Regel eine oder zwei Personen teil, die die Be-
lastbarkeit der Teilnehmenden für die Maßnahme einschätzen, wobei auch von den BFW bei 
diesem Schritt Unsicherheiten beschrieben wurden. 11 Die daraus resultierenden Empfehlun-
gen werden anschließend an die Reha-Träger kommuniziert, die aufgrund der den BFW zu-
gesprochenen Erfahrungen diesen Empfehlungen dann auch eher folgen würden. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass die Mitarbeitenden der BFW die Eignung für 
die Maßnahme offenbar kaum an der Diagnose festmachen, sondern eher an den Kriterien 
Stabilität, Schwere der Erkrankung, therapeutische Anbindung und Motivation. Einschränkend 
wird jedoch in einigen Fällen darauf verwiesen, dass der Umgang mit einigen Krankheitsbil-
dern herausfordernder sei als mit anderen. Hier wurden z. B. Suchterkrankungen mit Rück-
fallgefahr genannt, auch wenn diese zum Zeitpunkt des Maßnahmenbeginns nicht akut seien. 

                                                
11 Unterschiede gibt es an den Standorten, bei denen regelmäßig eine Maßnahme zur Belastungserprobung 

vorgeschaltet ist (zu diesem Verfahren vgl. Abschnitt 3.4.1). 
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3.2.5 Entscheidungskriterien der Teilnehmenden 

Die Entscheidungskriterien, mit der die befragten Teilnehmenden ihre Entscheidung für die 
Integrationsmaßnahme begründeten, wurden in aller Regel in einem Kontext aus biografi-
schen Bezügen, strukturell geprägten Entscheidungsprozessen sowie individuellen Haltungen 
und Einschätzungen geschildert. 

In einigen Fällen ließ sich zunächst eine Konstellation beobachten, in der sich Personen be-
reits vor der Integrationsmaßnahme im beruflichen Rehabilitationssystem der BFW befanden. 
Beispiele hierfür waren etwa abgebrochene Umschulungen: 

„Ich hatte ja diesen Abbruch [...]. Dann hat mir Gott sei Dank, das BFW [...] den Flyer 
der [Name Maßnahme] mitgegeben und den habe ich mir dann durchgelesen [...] 
Und habe dann bei der Rentenversicherung praktisch diesen Antrag gestellt [...] für 
diese [...] Maßnahme [...] ich habe mich über weitere Maßnahmen nicht mehr dann 
informiert. Ich hatte den Flyer ja auch gelesen und war eigentlich der Meinung [...] 
dass das genau das richtige ist.“ (TN_W1) 

Eine weitere Konstellation des BFW-internen Maßnahmenübergangs betraf Personen, die an 
einer vorbereitenden bzw. vorgeschalteten BFW-Maßnahme teilgenommen hatten, z. B. im 
Rahmen eines Reha-Assessments. Dadurch, dass bereits ein in der Regel mehrwöchiger 
Aufenthalt stattgefunden hatte und eine Empfehlung seitens des BFW zur Teilnahme ausge-
sprochen worden war, stellte sich für diese Personen nicht die Frage, ob sie an der angebote-
nen Folgemaßnahme teilnehmen sollten: 

„Deswegen [Ergebnis Reha-Assessment] kam etwas [...] in Richtung Umschulung nie 
in Frage und deswegen sind wir [...] speziell auf diese [Maßnahme] gekommen weil 
ich gesagt habe, ich brauche [...] wirklich eine engmaschige Unterstützung, psycho-
logisch gesehen.“ (TN_W1) 

Neben diesen sich innerhalb des Maßnahmensystems am BFW abspielenden Entschei-
dungsprozessen schilderte ein Großteil der befragten Teilnehmenden den Entscheidungspro-
zess und die zugrunde liegenden Kriterien als Folge einer absolvierten medizinischen Rehabi-
litation. Diese Personen erhielten während bzw. zum Ende ihrer medizinischen Reha seitens 
des dortigen Personals oder durch andere Akteure, z. B. Krankenkassen oder Integrations-
fachdienste, die Empfehlung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) zu beantragen. 
In den meisten Fällen stellte sich der anschließende Entscheidungsprozess als Interaktion mit 
der/dem zuständigen Reha-Fachberater/in des zuständigen Rehabilitationsträgers nach Ge-
nehmigung der LTA dar. Die dazugehörigen Fälle unterteilten sich grob in vier unterschiedli-
che Gruppen.  
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Eher selten berichteten interviewte Personen erstens, dass die/der zuständige Mitarbeitende 
des Reha-Trägers sie aktiv auf die Integrationsmaßnahme angesprochen habe oder eine 
mehr oder wenige Empfehlung zugunsten dieser ausgesprochen habe:  

„[Ein/e Mitarbeiter/in des Reha-Trägers] hat mir den Flyer dann mitgegeben, hat mir 
das hier kurz beschrieben, dass es eben für psychisch vorerkrankte Personen ist, 
dass es mit einem Praktikum zusammenhängt, auch die finanziellen Unterstützun-
gen, die laufenden Unterstützungen, das ist ja auch wichtig [...] und auch, dass 
[sie/er] sehr gute Erfahrungen mit dem Berufsförderungswerk hat und ganz ehrlich: 
Ich habe nicht lange nachgefragt, dadurch, dass ich [Name] so vertraut habe. [Sie/er] 
hat gesagt, ich soll da anrufen, soll mir das mal selber anschauen aber nachdem ich 
das hier gesehen habe, wollte ich eigentlich gar keine Alternative haben“ (TN_W1) 

Die zweite und häufiger zu beobachtende Konstellation war, dass die Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen Formaten beruflicher Rehabilita-
tion erhielten. In diesen Fällen fiel die Teilnahmeentscheidung nicht zwischen Integrations-
maßnahmen unterschiedlicher Träger, sondern zwischen unterschiedlichen Formen von Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Häufig war in diesen Fällen das BFW Anbieter einer 
oder mehrerer zur Diskussion stehenden Optionen. 

Drittens waren unter den befragten Teilnehmenden mehrere Personen, die sich im Zuge ihres 
LTA-Antrags eigentlich für eine Umschulung als Format ihrer Wahl entschieden hatten. Sofern 
diese seitens des Reha-Trägers nicht unterstützt wurde, erhielten diese Teilnehmenden die 
Integrationsmaßnahme am BFW in der Regel als „Ersatzangebot“: 

„das habe ich dann auch gemacht, ein Gespräch gesucht mit dem Rentenberater. 
(...) Und der hat mir dann eben zugestanden, also Umschulung nicht mehr in dem Al-
ter, sondern halt diese [...] Maßnahme. Und gut (...) Lieber den Spatz in der Hand.“ 
(TN_W1) 

Viertens berichteten die meisten Teilnehmenden davon, dass ihnen seitens des Trägers die 
Teilnahme an einer Integrationsmaßnahme in Aussicht gestellt wurde und sie sich zwischen 
unterschiedlichen Anbietern entscheiden sollten. Die in diesem Zusammenhang genannten 
Vergleichskriterien, auf deren Grundlage die Wahl zugunsten des BFW ausfiel, stellten sich 
aufgrund der persönlichen Bedürfnisse, Haltungen und Einschätzungen der Teilnehmenden 
überaus heterogen dar. An den Ausführungen der befragten Personen ließ sich deutlich er-
kennen, dass neben den Informationsmaterialien und den persönlichen Gesprächen mit den 
Mitarbeitenden der Integrationsteams auch die Maßnahmenkonzepte ein wichtiges Entschei-
dungskriterium darstellten: 

„Ich habe mir die [Entscheidung] dann offen gelassen, weil ich mir noch ein anderes 
Haus ansehen wollte [...] in dem Erstgespräch [dort] war es so, dass sie mich schon 
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in eine berufliche Richtung drücken wollten, das fand ich schon unangenehm, das 
war hier [am BFW] nicht. [...] dann war es [dort] ein recht kurzer Zeitraum bis das ers-
te Praktikum losgeht [...] und dann aber schon ein megalanges. [...] Nein, es hat mir 
[dort] so vom Konzept her nicht gefallen.“ (TN_W1) 

„Mein Reha-Berater hat mir von mir von dieser [BFW-]Maßnahme und von dieser an-
deren Maßnahme [...] was gesagt. Und da sage ich: "Okay, wenn dann DIE [BFW-
Maßnahme]." Weil wie gesagt, wir fangen alle am gleichen Tag an, endet am glei-
chen Tag [...] mir ist es sehr wichtig, dass ich da auch nicht nur zum Personal [...]  
oder Psychologen Vertrauen aufbauen kann, sondern auch innerhalb der Gruppe. 
Bloß das ist mir nicht gegeben, wenn die Leute [...] alle zwei Wochen wechseln.“ 
(TN_W1) 

Die Infrastruktur des BFW wurde ebenfalls häufig und unter zahlreichen weiteren Gesichts-
punkten als positiv gegenüber anderen Trägern dargestellt, sowohl hinsichtlich beruflicher 
Qualifizierungsmöglichkeiten als auch hinsichtlich der psychologischen Begleitung. Ein weite-
rer wichtiger Punkt war zudem die räumliche Erreichbarkeit und Wohnortnähe der BFW bzw. 
der Geschäftsstellen. 

Insgesamt zeigte sich, dass die meisten Teilnehmenden durchaus einen Entscheidungsfrei-
raum hatten und wahrnahmen, sich also nicht in die Maßnahme des BFW gedrängt fühlten. 
Gleichzeitig bestand die Auswahl jedoch zum Teil aus mehreren Optionen, die alle gegenüber 
dem eigentlichen Wunsch (Umschulung) „zweite Wahl“ waren. 

Hinzuweisen ist auf einzelne Teilnehmende, die die Entscheidung für die Maßnahme ohne 
ausreichende Informationsgrundlage trafen und bei denen sich Missverständnisse zeigten. 
Unterschieden werden muss dabei zwischen Fällen mit sehr unklarer Erwartungshaltung und 
solchen mit relativ konkreten, aber übersteigerten Anforderungen an die Maßnahme.  

Beispiele für ersteres sind Teilnehmende, die in den Interviews angaben, sich andere Inhalte 
bzw. Formate als die tatsächlich gebotenen vorgestellt zu haben: 

„Aber, hat mich ja nur, mich haben sie nur hier rübergeschickt und [...] ich wusste ja 
gar nicht, um was es hier ging. [...] „Was für eine Maßnahme das ist. Ich hatte ja ge-
dacht, ich mach hier irgendwo, weil ich mal gesagt hatte [Name Lehrgang] irgend 
sowas [...]. Ich wusste ja nicht einmal, dass das hier nur Computerlehrgang ist. Job, 
Bewerbungsschreiben. Und das hab ich auch selber schon gemacht“ (TN_W1) 

Ein Beispiel für Personen, die eine Vermittlung in Arbeit ohne größere Eigenaktivitäten erwar-
teten, kommt im folgenden Zitat zum Ausdruck: 

„Ja, wo wollen Sie einen hinstecken? Weil das BFW hat ja auch keine festen Firmen. 
Ich habe mir vorgestellt gehabt, dass es hier vielleicht beim BFW feste Firmen gibt 
und die Leute dann dort unterbringen. [...] Aber das ist ja nicht der Fall. Und die wis-
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sen selber nicht, wo sie einen hinstecken sollen. Die können einem höchstens ir-
gendwo Stellen geben, dass du dich bewerben sollst. Aber ob das was wird, das wis-
sen sie selber nicht.“ (TN_W3) 

Hervorgehoben werden muss, dass solche überhöhten Erwartungen sowohl auf Verspre-
chungen der BFW und/oder der Rehabilitationsträger zurückgeführt wurden als auch sich erst 
im Laufe der Maßnahmen entwickelten. Dennoch sind diese Fälle ein klarer Hinweis auf die 
Notwendigkeit fortlaufenden Erwartungsmanagements in den Integrationsmaßnahmen. 

3.3 Maßnahmenkonzepte 

Der Vergleich der Maßnahmenkonzepte in diesem Abschnitt hat eine doppelte Funktion. Er 
beschreibt einerseits den Untersuchungsgegenstand präzisier, so dass die Ausprägungen der 
jeweiligen Interventionen deutlich werden. Auf der anderen Seite beschreibt er durch die Skiz-
zierung der unterschiedlichen Herangehensweisen auch, welche Interventionsstrategie von 
den einzelnen BFW verfolgt wird. Der Abschnitt setzt sich hauptsächlich aus den verschrift-
lichten Konzepten der einzelnen BFW zusammen. 12 

Die Tabelle 7 listet die konzeptionellen Eckdaten der Maßnahmen in den vier beteiligten BFW 
auf. Diese überblicksartige Gegenüberstellung dient der Konkretisierung des Untersuchungs-
gegenstandes sowie der Zusammenstellung von unterschiedlichen Gestaltungsoptionen in 
Integrationsmaßnahmen. Mit Blick auf die konkrete Umsetzung dieser konzeptionellen Vorga-
ben in der Maßnahmenpraxis (vgl. Abschnitt 3.4) fungiert die Zusammenstellung zudem als 
Grundlage zur Entwicklung von Handlungsempfehlungen (vgl. Abschnitt 4.2.) 

  

                                                
12  Die Maßnahmen des BFW Dresden und des BFW Nürnberg sind sich in vielen Punkten ähnlich, da sie auf 

einem gemeinsamen Konzept beruhen. Daher werden diese BFW in manchen Punkten gemeinsam be-
schrieben. 
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Tabelle 7: Eckdaten der untersuchten Maßnahmenformate 

 
BFW Dresden INN-tegrativ BFW Nürnberg BFW Thüringen 

Name BIRA AVANTI BIK 
Perspektive Arbeit 
intensiv 

Evaluation an den 
Standorten... 

Dresden 
Hannover 
Braunschweig 

Bamberg  
Nürnberg 

Seelingstädt 
Erfurt 

Einsatz Vorschalt-
maßnahme vor der 
IM 

in Ausnahmefäl-
len, dem Prinzip 
nach integriert 

regelmäßig 
(BF/AP) 

in Ausnahmefäl-
len, dem Prinzip 
nach integriert 

integriert 
(Eingangsdiagnostik) 

Regeldauer 
9 Monate  
(+2 optional) 

9 Monate 10 Monate 9 Monate  

zeitliche Aufnah-
meregelung 

halbjährlich vierteljährlich 
viertel- bzw. halb-
jährlich 

laufend 

Start des ersten 
Praktikums  

10 Wochen (be-
rufspraktische 
Erprobung) 

16 Wochen (betrieb-
liches Praxistraining) 

9 Wochen 
(betriebliche Er-
probung) 

i.d.R. 4 Wochen 
(Orientierungs-
praktikum) 

typische Dauer der 
Integrationspraktika 

i.d.R. 8 Wochen, 
betriebliche Pha-
sen zu festgeleg-
ten Zeitpunkten 

insg. max. 5 Mona-
te, aber stark ab-
hängig von der Situ-
ation des TN 

häufig 6 Wochen, 
aber individuelle 
Verlängerung 
möglich 

mindestens 4 bis 
max. 12 Wochen, 
abhängig von Ein-
stellungsoption 

Individualisierung 
Maßnahmeverlauf 

mittel gering gering hoch 

Besonderheiten 
  

Einstieg in Teil-
zeit (5 Stunden)  

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Gemeinsamkeiten in der organisatorischen Grundstruktur bestehen danach insbesondere in 
der Dauer der Maßnahmen. Die Regeldauer beträgt neun bis zehn Monate und ist damit – 
sofern solche Maßnahmen angeboten werden – einige Monate länger als die Integrations-
maßnahmen, die sich an andere Zielgruppen von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden rich-
ten, z. B. Personen mit im Vordergrund stehenden körperlichen Beeinträchtigungen. Eine Be-
sonderheit des Konzepts des BFW Dresden ist, dass nach der Regeldauer von neun Monaten 
eine Verlängerung um zwei Monate möglich ist. Wiederum in allen Konzepten ist eine Nach-
betreuung vorgesehen, die entweder Personen angeboten wird, die zum Maßnahmenende 
noch nicht integriert werden konnten oder allen ehemaligen Teilnehmenden offensteht. 

Hinsichtlich der Gestaltung der Einstiegsphasen sind zwei Besonderheiten hervorzuheben: 
Eine Besonderheit des Konzeptes im BFW Nürnberg (Standorte Nürnberg und Bamberg) ist 
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der Einstieg in Teilzeit. Teilnehmende starten im Umfang von fünf Stunden täglich und können 
sich so an die tägliche Belastung gewöhnen. Diese wird nach der Einstiegsphase langsam 
gesteigert. Eine Besonderheit der INN-tegrativ (Standorte Braunschweig und Hannover) ist 
der regelmäßige Einsatz einer Belastungserprobung (BF/AP) vor der Integrationsmaßnahme. 
Diese dauert vier Wochen. Ziel ist laut Konzept die Erarbeitung eines konkreten Förder- und 
Integrationsplans auf Basis einer validen Feststellung der Leistungsfähigkeit und Belastbar-
keit. Diese Vorschaltmaßnahme richtet sich ebenso wie die Integrationsmaßnahme „AVANTI“ 
an psychisch beeinträchtigte Personen. Es werden verschiedene Testungsverfahren einge-
setzt. Die Maßnahme umfasst auch eine einwöchige praktische Erprobung im BFW. Erst im 
Ergebnis dieser Maßnahme wird durch das BFW eine Empfehlung an den Reha-Träger aus-
gesprochen, ob eine Integrationsmaßnahme ein für die/den Teilnehmende/n passendes In-
strument darstellt oder ob ein anderer Weg verfolgt werden sollte. 

Gemeinsam ist den Maßnahmen wiederum die grundlegende Ausgestaltung als Kombination 
von Maßnahmeabschnitten im BFW und solchen in Betrieben. In Bezug auf den Umfang 
dieser Praxisphasen und deren zeitlicher Verortung gibt es allerdings deutliche Unterschiede 
(vgl. Tabelle 7). Während das Konzept des BFW Thüringen planmäßig auf mehrere Praxis-
phasen im Laufe der Maßnahme setzt, von denen die erste bereits wenige Wochen nach Ein-
tritt beginnen soll, sieht das Konzept der INN-tegrativ – kurze Hospitationsphasen von weni-
gen Tagen ausgenommen – die erste längere betriebliche Phase erst nach fünf Monaten vor. 

Unterschiedliche Schwerpunkte finden sich ferner im Grad der Individualisierung von Ver-
läufen. Während die Konzeptunterlagen der „Perspektive Arbeit intensiv“ des BFW Thüringen 
an mehreren Stellen den modularen Charakter der Maßnahme und die individuelle Integrati-
onswegeplanung als Grundlage des Ablaufs betont, beschreibt das Leistungshandbuch für die 
Maßnahme „AVANTI“ der INN-tegrativ den Ablauf der Maßnahme anhand verschiedener 
Phasen mit jeweils untersetzten Teilzielen. Die Konzepte der Maßnahmen des BFW Nürnberg 
sowie des BFW Dresden beschreiben ebenfalls mehrere Phasen und sehen einen relativ fes-
ten Ablauf vor, von dem jedoch individuell abgewichen werden kann. 

Ähnlichkeiten zwischen allen Konzepten finden sich bei der Beschreibung der Zielgruppen. 
In allen Konzepten werden in unterschiedlicher Nuancierung folgende Punkte beschrieben: 

• Die Zielgruppe sind Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit / nach psychischer Er-
krankung / Beeinträchtigung, die jedoch so weit stabilisiert und belastbar sind, dass ei-
ne Wiedereingliederung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ein erreichbares Ziel ist, 
die jedoch psychologische Begleitung im Rahmen der Maßnahme benötigen. Perso-
nen in der Akutphase schwerer psychischer Erkrankungen sind ausgeschlossen. 
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• Beschränkungen hinsichtlich Alter, Qualifikation, Tätigkeitsfeldern oder Diagnosegrup-
pen bestehen grundsätzlich nicht, auch wenn teilweise bestimmte Krankheitsbilder 
(z. B. Demenz) ausgeschlossen sind. Es muss jedoch eine positive berufliche Progno-
se vorliegen. 

In einem Konzept wird hinsichtlich des zweiten Punktes zusätzlich eingeschränkt, dass ver-
wertbare berufliche Kompetenzen gegeben sein müssen, dieser Begriff wird jedoch nicht wei-
ter konkretisiert.  

Inhaltlich gibt es – insbesondere in der Festigungs- und Stabilisierungsphase – Unterschie-
de in den Schwerpunktsetzungen: 

• Die Maßnahme „Perspektive Arbeit intensiv“ des BFW Thüringen beginnt mit einer in-
dividuellen „Integrationsdiagnose“, die in den ersten vier Wochen stattfindet. Diese 
umfasst verschiedene Schritte wie ein Startprofiling, medizinische Untersuchungen, 
psychologische Einzelgespräche und Tätigkeitserprobungen. Eine Kompetenzbilanzie-
rung mündet in dieser Phase unmittelbar in die ersten Angebote zur Stärkung be-
stimmter Kompetenzfelder. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Arbeitsplatzakquise 
und dem Erwerb dafür notwendiger Kompetenzen. Das Training von beruflichen sowie 
Schlüsselkompetenzen erfolgt nach individuellem Bedarf. 

• Inhaltliche Schwerpunkte der Maßnahme des BFW Dresden („BIRA“) liegen laut Kon-
zept in ähnlichen Bereichen, wobei das Element der psychischen Stabilisierung stärker 
betont wird. Deutlich hervorgehoben werden auch Entspannungsangebote in der ers-
ten Phase der Maßnahme. Im Gegensatz zum Konzept des BFW Thüringen sind die 
betrieblichen Phasen für fest definierte Zeiträume vorgesehen. Ausführlich beschrie-
ben werden auch Angebote der Qualifizierung für Softwareprogramme, das Bewer-
bungstraining sowie Grundlagen in Arbeits- und Sozialrecht, Deutsch und Mathematik. 

• Ähnlich wie das Konzept des BFW Dresden lassen die Unterlagen des BFW Nürnberg 
neben dem Training berufsrelevanter Schlüsselkompetenzen Schwerpunkte im Be-
reich der psychischen Stabilisierung erkennen, insbesondere zu Beginn der Maßnah-
me. Mögliche konkrete Inhalte werden zahlreich aufgeführt und reichen von psycho-
edukativen Angeboten bis hin zu kaufmännischen Grundlagen. Auf diese Art und Wei-
se wird zwar keine umfassende Individualisierung angeboten, der Maßnahmeverlauf 
soll jedoch den Bedürfnissen der Gruppe angepasst werden. 

• Das Konzept der INN-tegrativ betont insbesondere im Rahmen der viermonatigen Fes-
tigungs- und Stabilisierungsphase am intensivsten Inhalte zur Wiederherstellung der 
Motivation, zum Abbau von Leistungs- und Zukunftsängsten sowie zur Steigerung des 
psychischen Wohlbefindens. Auch das Training sozialer Kompetenzen, die Förderung 
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von Grundarbeitsfähigkeiten wie dem Umgang mit Stress und die berufliche Neuorien-
tierung werden hervorgehoben. Die anfängliche Diagnostik und Anamnese können 
hingegen – insbesondere wegen der vorgeschalteten BF/AP – weniger zeitintensiv 
umgesetzt werden. 

Während das Konzept des BFW Thüringen insgesamt also einen recht starken Fokus auf die 
praktische Erprobung und die zielgerichtete Integration legt, steht das Konzept der  
INN-tegrativ für die stärkste Betonung von psychischer Stabilisierung und beruflicher Orientie-
rung. Die Konzepte der BFW Nürnberg und Dresden stellen Mittelwege dar. Sie haben eine 
klar strukturierte Stabilisierungs- und Orientierungsphase, sehen jedoch auch ein frühes ers-
tes Praktikum vor, das die Orientierung und Belastungserprobung unterstützen soll. 

In wesentlichen Punkten lassen sich auch Gemeinsamkeiten feststellen: Gemeinsam ist den 
Maßnahmenkonzepten beispielsweise das inhaltliche Ziel, notwendige Grundfertigkeiten auf-
zufrischen oder auf den aktuellen Stand zu bringen. Dazu gehören Mathematik, Deutsch, aber 
auch der Umgang mit EDV zum Schreiben von Bewerbungen und Standard-Office-
Anwendungen. Auch das Bewerbungstraining sowie die Aktualisierung oder Erarbeitung von 
Bewerbungsunterlagen ist fester Bestandteil aller Maßnahmenkonzepte, auch wenn sich die 
diesbezüglichen Zielstellungen, Instrumente und Pädagogiken (vgl. Kapitel 3.4 und seine Un-
terkapitel) durchaus unterscheiden. Gemeinsam ist den Konzepten schließlich die psychologi-
sche Begleitung, die in aller Regel zentral durch Einzelgespräche mit Psychologinnen und 
Psychologen umgesetzt wird. Je nach Konzept sind diese darüber hinaus in einzelne weitere 
(Gruppen-) Angebote oder etwa die Praktikumsbegleitung einbezogen.  

Auch die berufliche Orientierung ist fester Bestandteil aller Maßnahmenkonzepte, wenn auch 
mit leicht unterschiedlichen Betonungen: Konzeptionell definieren die Maßnahmen den Zweck 
der Orientierung entweder als „gemeinsames Erarbeiten konkreter Ziele und neuer beruflicher 
Perspektiven“ (BFW Nürnberg), als „Erarbeitung veränderter oder neuer beruflicher Perspek-
tiven“ (INN-tegrativ), als „Auswahl geeigneter Tätigkeiten und Einsatzgebiete“ (BFW Thürin-
gen) oder dass „berufliche Perspektiven gesundheitsangepasst verändert oder neu erarbeitet 
werden“ (BFW Dresden). 

Die Angebote zur Nachbetreuung bestehen in aller Regel aus der Möglichkeit, mit den Mitar-
beitenden auch nach dem Ende der Teilnahme persönliche Einzelgespräche zu führen, um 
aktuelle oder potenzielle Akquisevorhaben (je nach Kapazitäten der Mitarbeitenden) zu be-
sprechen, inklusive einer individuellen Beratung zum Bewerbungsprozess (z. B. Strategien 
oder Unterlagen) oder eine psychosoziale Beratung zu erhalten. Auch die Nutzung der techni-
schen Infrastruktur am BFW (PC, Bewerbungsportale etc.) steht den nicht vermittelten Teil-
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nehmenden offen. Zwei Konzepte weisen zudem die Besonderheit auf, dass auch nach der 
Maßnahme Kontakte zwischen den ehemaligen Teilnehmenden und Unternehmen (mit offe-
nen Stellen) auf Wunsch vermittelt werden können. 

Nach Aussagen der BFW-Mitarbeitenden berücksichtigen die formulierten Schwerpunkte die 
unterschiedlichen Anforderungen der Teilnehmenden sowie der Rehabilitationsträger, 
wie sie sich auch in den jeweiligen Interviews manifestiert haben (vgl. Abschnitte 3.2.1 und 
3.5.1). Es lässt sich aus den Interviews nicht ableiten, dass die Mitarbeitenden der BFW sowie 
der Reha-Träger mit einem bestimmten Konzept besonders gute oder besonders schlechte 
Erfahrungen gesammelt haben. Von den Befragten wird das jeweilige Konzept grundsätzlich 
als geeignet und sinnvoll für die Zielgruppe angesehen. 

Die Mitarbeitenden der Reha-Träger sehen lediglich im Detail Möglichkeiten, die Integrati-
onsmaßnahmen weiterzuentwickeln: Personal, dass ausschließlich mit der Akquise von Prak-
tikumsplätzen und Arbeitgebern befasst ist, wird als eine Möglichkeit zur Verbesserung der 
Integrationsquote angesehen und mit Blick auf die spezifische Belastbarkeit psychisch kran-
ker Menschen wird die Option einer „Unterstützten Beschäftigung“ während der Praktika for-
muliert, um einem potentiellen Scheitern im Praktikum präventiv begegnen zu können. Auf 
Bedenken von Mitarbeitenden stießen feste Zeitpunkte, zu denen Praktika beginnen sollen – 
gewünscht wurde vielmehr eine Flexibilisierung in dieser Hinsicht. Ferner wurden Zweifel in 
Bezug auf sehr frühe Praxisphasen geäußert (vgl. Abschnitt 3.4.4). Die in allen Konzepten 
mehr oder weniger feststellbare Offenheit, was die konkrete Ausgestaltung angeht, wurde in 
der Regel begrüßt, da dies das Eingehen auf individuelle Bedarfe ermögliche. 

Seitens der Teilnehmenden gab es zu den Konzepten nur vereinzelte Rückmeldungen. Sie 
beurteilten in der Regel nicht das Konzept, sondern die praktische Umsetzung der Maßnah-
men. Einige Punkte sind jedoch in Bezug zum Konzept zu setzen, z. B. die wiederholte Kritik 
an sehr früh oder sehr spät einsetzenden Praxisphasen. Die Bewertungen der Teilnehmenden 
werden daher bei der Beschreibung der jeweiligen Maßnahmeabschnitte oder thematischen 
Schwerpunkte wiedergegeben (vgl. die Abschnitte 3.4 und 3.5).  

3.4 Umsetzung der Konzepte in der Praxis und Resonanz der Teilnehmenden 

In den folgenden Abschnitten werden die Ergebnisse nicht nach den Standorten differenziert 
dargestellt, da die hier beschriebenen Herangehensweisen und Probleme sich in unterschied-
lichem Umfang an allen untersuchten Standorten fanden. Der Fokus liegt auf Erfahrungen und 
Bewertungen der Mitarbeitenden und Teilnehmenden, die Hinweise für die zukünftige Ausge-
staltung von Integrationsmaßnahmen geben können. 
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Insgesamt ließ sich feststellen, dass die Mehrheit der Teilnehmenden mit der von ihnen ge-
nutzten Integrationsmaßnahme zufrieden war. Allerdings wurde dabei durchaus deutliche Kri-
tik geäußert, z. B. an dem Grad der Maßnahmenformatierung, an der fehlenden personellen 
Kontinuität der Begleitung, an der Gestaltung des Gruppenkontextes oder aber auch am per-
sönlichen Nutzen gemessen an der individuellen Erwartungshaltungen zu Beginn. Erwar-
tungsgemäß hängt die Zufriedenheit, insbesondere in der dritten Befragungswelle, erheblich 
mit dem erreichten Erfolg bei der Integration in Arbeit zusammen (vgl. Abschnitt 3.6.1). Die 
einzelnen Aspekte werden in den folgenden Abschnitten beleuchtet. 

3.4.1 Belastungserprobung und Assessment vor oder zu Beginn der Maßnahmen 

Von besonderer Bedeutung im Kontext der Integrationsmaßnahmen ist die Feststellung, ob 
Teilnehmende hinreichend geeignet sind, um an diesem Maßnahmetyp teilzunehmen und ob 
eine positive Prognose für einen erfolgreichen Abschluss abgegeben werden kann. Wie be-
reits zuvor berichtet, besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen den Konzepten der BFW 
darin, ob der Integrationsmaßnahme regelmäßig ein Maßnahmenformat zur Feststellung der 
Belastbarkeit und zur Abklärung möglicher beruflicher Richtungen vorausgeht oder diese Auf-
gabe Bestandteil der Integrationsmaßnahme selbst ist. 

Die BF/AP als „Vorschaltmaßnahme“ 

Im Hinblick auf die Umsetzung der BF/AP als separate „Vorschaltmaßnahme“ ließ sich zu-
nächst festzustellen, dass an den jeweiligen Standorten eine enge inhaltliche und personelle 
Anbindung an die Integrationsmaßnahme besteht. Dies ermöglicht nach Aussage einiger Mit-
arbeitender eine besonders valide Überprüfung, ob eine Person für die Integrationsmaßnah-
me geeignet sei. Ein/e Mitarbeiter/in beschrieb dies wie folgt: 

„Dann haben wir ja meistens [ein/e Mitarbeiter/in] aus dem sozialpädagogischen Be-
reich, [die/der] eben diese BF/AP zum Beispiel leitet. [Die/der] eben auch ganz viel in 
der Gruppe ist. Die Teilnehmer auch dabei natürlich beobachtet. Verhaltensbeobach-
tungen, Leistungsfähigkeit anguckt usw. [...] Und dann setzen wir uns quasi alle zu-
sammen. Dann wird halt von mehreren Seiten beleuchtet und wird geguckt okay, ist 
Leistungspotenzial da? Das ist erst mal das eine und das andere ist eben auch, ist 
momentan die Belastbarkeit da.“ (MA_W1) 

Ferner wurde mehrfach hervorgehoben, dass die BF/AP trotz dieser engen Anbindung ergeb-
nisoffen sei und es durchaus nicht nur darauf ankomme, die Eignung für eine Integrations-
maßnahme festzustellen. Ein/e Mitarbeiter/in führt zur Zielstellung aus:  

"Wo soll es denn für mich wirklich konkret auch hingehen? Beziehungsweise sind ja 
dann die Abschlussgespräche mit den [Reha-Trägern]: Was passiert denn konkret 
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jetzt? Wie geht es also weiter. Gibt es eine [Name Maßnahme]? Gibt es vielleicht ir-
gendeine Idee für eine Umschulung? Oder muss ganz etwas anderes noch passie-
ren? Müssen erst noch therapeutische Hilfen in Anspruch genommen werden oder 
für die Gesundheit was getan werden? Dass man erst mal mit Reha-Sport anfängt. 
Oder. Oder. Das ist ja das, was wir den Teilnehmern dann mit auf den Weg geben“ 
(MA_W1) 

Als Herausforderung wurde v. a. die Koordination der Belastungserprobungen und der dazu-
gehörigen Integrationsmaßnahmen beschrieben, da zu Beginn der BF/AP selten klar sei, wer 
wann in die Integrationsmaßnahme übergehen könne. In Einzelfällen wurde auch der zeitliche 
Abstand zwischen BF/AP und Integrationsmaßnahme als problematisch beschrieben. Dieser 
Abstand dürfe weder zu kurz noch zu lang sein, um ein bestehendes Momentum möglichst 
gut nutzen zu können. 

Inhaltlich kämen in der BF/AP verschiedene Formate und Instrumente zur Standortbestim-
mung sowie Einzel- und Gruppenübungen zur Feststellung von sozialen sowie beruflichen 
Kompetenzen zum Einsatz. Daneben gäbe es auch erste gesundheitsbezogene Angebote, 
etwa zum Thema Entspannung.  

Da die Evaluation die BF/AP selbst nicht gezielt untersuchte, war eine genauere Bewertung 
dieser Elemente nicht möglich. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die in der BF/AP ein-
gesetzten Instrumente durchaus Überschneidungen mit solchen Inhalten aufweisen, die an 
anderen Standorten ohne vorgeschaltete Maßnahme in den ersten Wochen der Integrations-
maßnahme eingesetzt werden (vgl. nächster Absatz). 

Eingangsdiagnostik und Assessment in den Integrationsmaßnahmen 

In allen anderen Maßnahmenformaten sind die Eingangsdiagnostik und das Assessment der 
Belastbarkeit Bestandteile der Integrationsmaßnahme selbst. Die Analyse zeigt, dass diese 
Phasen als etwas weniger ergebnisoffen als die BF/AP beschrieben wurden, auch wenn sich 
die Inhalte gleichen. Sie sind vielmehr eine direkte Prüfung der Teilnahmefähigkeit an der 
angestrebten Integrationsmaßnahme: 

„Ansonsten ist natürlich auch so ein bisschen diese erste Phase [...], so ein gewisses 
Assessment. Das heißt, da kriegen wir das schon auch relativ schnell raus. Vor al-
lem, [während des] Orientierungspraktikums: läuft das oder läuft das nicht? Wir ha-
ben schon auch manchmal die Möglichkeit, zu sagen: Ok, so nach der ersten Erpro-
bung in der Maßnahme hat es sich ergeben, dass doch auch noch viele Defizite vor-
liegen und Vieles bearbeitet werden muss. Dann kann auch eine Maßnahme erst mal 
abgebrochen werden und zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufgenommen wer-
den.“ (MA_W1) 
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Seitens der Teilnehmenden kam eine generelle Zufriedenheit mit den anfänglichen Assess-
ments zum Ausdruck, sowohl hinsichtlich der vorgeschalteten als auch der in die Hauptmaß-
nahme integrierten Variante. In der Regel wurden sie als gute Ausgangsbasis für den weite-
ren Verlauf betrachtet. Von Problemen berichteten hingegen Teilnehmende, die im weiteren 
Verlauf einen Bruch mit den Ergebnissen des Assessments erkannten. Am Beispiel einer teil-
nehmenden Person trat diese Kritik im Zeitverlauf auf: 

„Fand ich soweit auch ganz gut. [...] man schätzt sich erst mal selber ein, wir machen 
verschiedene Tests, um zu sehen, wie ich emotional belastbar bin, wie zielstrebig. 
Also dass man eben die eigenen Kompetenzen sich erst mal erarbeitet. [...] zum an-
deren [...] welche Stellen gibt es? Beziehungsweise welche Betriebe wären für mich 
interessant, wo kann ich wegen einem Praktikum anfragen? Was dann vielleicht spä-
ter zu einer beruflichen Integration führt.“ (TN_W1) 

„Das [gemeint Ergebnisse Assessment] erstellt man ja in den ersten Wochen [...] 
Man hat mir dann nach ersten Praktikum [ausgestellt], dass ich mich halt immer noch 
auf [Nennung vorherige Tätigkeit] bewerbe, [...] obwohl mir hier die Stellen [...] vom 
BFW gegeben wurden und dann, dass ich Unterstützung bei den Bewerbungsunter-
lagen habe. Da habe ich gesagt, ich habe keine Unterstützung. Aus dem einfachen 
Grund, ich versuche meine Bewerbungen selber zu schreiben. [...] ich bin damit nicht 
einverstanden.“ (TN_W3) 

Da die BF/AP als solche nicht untersucht wurde, lassen sich die Varianten (vorgeschaltet oder 
integriert) nicht vergleichend bewerten. Grundsätzlich lässt sich aber konstatieren, dass die 
Ergebnisse – unabhängig vom Format – eine gute Orientierung bieten, wenn sie zielorientiert 
zur weiteren Planung der Ziele und Strategien weiterverwendet werden und etwaige Anpas-
sungen gemeinsam mit der/dem Teilnehmenden vereinbart werden. 

Der Einstieg in Teilzeit 

Wie bereits erwähnt ist eine Besonderheit des Konzeptes im BFW Nürnberg der Einstieg in 
Teilzeit. Aus der Sicht der Mitarbeitenden ist dies ein Ansatz, um die Belastbarkeit der Teil-
nehmenden zu erproben und langsam zu steigern. Ein/e Mitarbeiter/in führt dazu aus:  

„Also ich empfinde es als ein Geschenk, dass wir es machen dürfen [...] Ich finde die-
ses Erproben der eigenen Belastung in mehreren Schritten und Abfolgen sehr wert-
voll. Weil es verändert sich ja der komplette Alltag für diese Menschen. Also wenn 
Sie mal nach ein oder zwei Wochen am Freitag in die Gesichter gucken, sehen Sie 
die sind fix und fertig. Und die allermeisten schildern uns wirklich in den Erstgesprä-
chen: Ich gehe nach Hause und lege mich erst mal zwei Stunden hin und schlafe.“ 
(MA_W1) 
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Als problematisch wird beschrieben, dass eine längerfristige Durchführung der Maßnahme in 
Teilzeit bei einzelnen Teilnehmenden nach den Ergebnissen der Anfangsphase wünschens-
wert wäre, dies jedoch kaum umsetzbar sei. Ein/e Mitarbeiter/in führt dazu aus: 

„Weil das ist einen Entscheidung vom [Reha-Träger], weil der bewilligt letztendlich 
eine Vollzeitmaßnahme und dann reicht häufig auch nicht mal ein Attest vom Arzt, 
[...] im Prinzip bräuchte man eine Neubegutachtung, ja. Also das, wir können es nicht 
entscheiden, auch wenn wir es vielleicht für sinnvoll empfinden würden.“ (MA_W1) 

Sofern Teilnehmende explizit den Start in Teilzeit bewerten, war das Urteil meist positiv: 

„Aber wie gesagt, die ersten sechs Stunden, die wir hier machen, ist zumindest für 
mich so, danach bin ich auch geschafft.“ (TN_W1) 

„Das halte ich für sehr gut. Ich hätte jetzt am Anfang Vollzeit überhaupt nicht ge-
schafft.“ (TN_W1) 

An diesen Zitaten lässt sich erkennen, dass die Zugangspraxis zur Maßnahme auf das Teil-
zeitangebot reagiert. Im Gegensatz zu anderen Maßnahmen können auch Teilnehmende auf-
genommen werden, die für eine Maßnahme mit Vollzeitpräsenz (zunächst) nicht geeignet 
gewesen wären. Die Präsenszeit beim Träger für bestimmte Rehabilitandinnen und Rehabili-
tanden im eingeschränkten Stundenumfang zu erlauben, muss als sinnvolle Flexibilisierung 
oder Individualisierung bewertet werden. 

3.4.2 Pädagogische Umsetzung der Maßnahmeabschnitte 

In den Maßnahmeabschnitten am BFW 13 wurde sehr unterschiedlich und mit verschiedenen 
Ansätzen der Erwachsenen-, Sonder- und Sozialpädagogik gearbeitet. Die Heterogenität lässt 
sich v. a. an folgenden Merkmalen beschreiben: 

• Gruppen- und aufgabenbezogene Pädagogiken vs. individuelle Arbeit 
• Einsatz psychoedukativer Elemente und Arbeit an der psychischen Stabilisierung 
• Formatierung des Maßnahmealltags 
• Angebote zur Gesundheitsförderung 
• Begleitung der Teilnehmenden 

                                                
13  Gemeint sind Maßnahmeabschnitte, in denen an der psychischen Stabilisierung, der beruflichen Orientierung 

und Praktikumsvorbereitung oder an der Entwicklung bestimmter Kompetenzen gearbeitet wird. Diese Pha-
sen finden je nach Konzept zu unterschiedlichen Zeitpunkten und in unterschiedlichem Umfang statt. 
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Jeder der genannten Aspekte wird im Folgenden diskutiert. Dabei werden die verschiedenen 
Herangehensweisen ebenso beschrieben wie typische Reaktionen der Teilnehmenden auf 
das jeweilige Format. 

Einsatz gruppenbezogener Pädagogiken vs. individuelle Arbeit 

Unter gruppenbezogenen Pädagogiken werden in diesem Kontext Ansätze verstanden, in 
denen die Zusammenarbeit unter den Teilnehmenden aktiv gefördert wird, um damit bestimm-
te Ziele zu erreichen, insbesondere die Verbesserung sozialer Kompetenzen. Beispielhaft 
beschreibt ein/e Mitarbeiter/in diesen Zusammenhang wie folgt: 

„das ist schon eine Bereicherung für den Stundenplan [...] wie gebe ich mich im Ar-
beitsumfeld und da finde ich es persönlich sehr schön, dass wir halt die Gruppe ha-
ben und die sich gegenseitig auch Feedback geben können, weil in der Arbeitswelt 
kriegen sie weniger das Feedback, aber die Wahrnehmung kann ja trotzdem die glei-
che sein, wie hier in der Gruppe.“ (MA_W1) 

Naturgemäß können gruppenbezogene Pädagogiken nur dann angewandt werden, wenn a) 
überhaupt eine hinreichende Zahl von Maßnahmeteilnehmenden vorhanden ist und b) diese 
auch zur gleichen Zeit im BFW sind. Die Umsetzung gruppenbezogener Pädagogiken stößt 
auch aus diesem Grund auf bestimmte einschränkende Rahmenbedingungen: Bei Maßnah-
men mit laufenden Einstiegen oder auch bei individuellen Praxisphasen, bei denen nicht alle 
Teilnehmenden zur gleichen Zeit im BFW sind, ist ihre Einsetzbarkeit beschränkt. Am inten-
sivsten kamen sie deshalb auch dort zum Einsatz, wo eine Teilnehmendengruppe die Maß-
nahme von Anfang bis Ende gemeinsam durchlief. 

In Maßnahmekontexten, in denen die Herstellung eines Gruppenzusammenhangs aufgrund 
dieser Faktoren nicht möglich war, wurde dies von Mitarbeitenden als erschwerende Rah-
menbedingung für die pädagogische Arbeit beschrieben, die die Vermittlung insbesondere 
sozialer Kompetenzen erschwere. 

Bezüglich der einzelnen Ansätze gruppenbezogener Pädagogiken war eine große Bandbreite 
festzustellen. Von Küchen- über Präsentationsprojekte bis hin zum Planen ganzer Ausflüge 
und Exkursionen wurden sehr unterschiedliche Herangehensweisen eingesetzt. Einige Ansät-
ze umfassten auch praktische Arbeiten, z. B. im handwerklichen Bereich. 

Die Teilnehmenden thematisierten die gruppenbezogenen Formate häufig, wenn sie um Be-
schreibung und Bewertung der Maßnahmeninhalte gebeten wurden. Dabei brachten sie (di-
rekt oder indirekt) die hohe Bedeutung zum Ausdruck, die die Gruppe für sie hatte. In der Re-
gel überwogen positive Wertungen. Hervorgehoben wurden diesbezüglich die Effekte auf den 
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Zusammenhalt der Gruppe oder die Kommunikation zwischen den Beteiligten auch außerhalb 
konkreter Gruppenübungen, die das Gefühl der Isolation verringern konnten. Ferner wurden 
konkrete Lerneffekte beschrieben, was sich an zwei Beispielen verdeutlichen lässt: 

„Einfach dass da auch Menschen waren, mit denen man sich auseinandersetzen 
musste, wie so eine Gemeinschaft, die einen da gleich oft aufgebaut hat und klar 
manchmal haben mich auch Sachen genervt, aber das war eben so ein Punkt wo ich 
dann dachte, ja du bist auch nicht allein auf der Welt, so. Es ist halt was anderes, 
wenn man so für sich alleine ist und sich dann, wenn man dann rausgeht mit anderen 
irgendwie arrangieren muss [...] und das zu akzeptieren und ich glaube das hat mich 
irgendwie ein Stück weit vorangebracht.“ (TN_W3) 

„Im Vorneherein haben wir uns gedacht: Was wird das jetzt? [...] Wir sind ja nicht 
zum [Tätigkeit] hier. [Wir] haben dann aber sehr schnell realisiert, dass es nicht um 
[Tätigkeit] geht, sondern Aufgabenverwaltung. Wer übernimmt welche Aufgaben? 
Wer fühlt sich für was verantwortlich? Haben dann sehr schnell gemerkt, dass ein 
Arbeiten miteinander für dasselbe Ziel förderlicher ist, als wenn einer denkt, ich will 
aber das nicht [...]. Also es hat sich jeder bedankt und hat sich gefreut und dieses 
[Projekt] hat uns auch persönlich Stärken und auch Schwächen gezeigt.“ (TN_W1) 

Es zeigte sich, dass das Herstellen eines Gruppenzusammenhangs auch zur verbesserten 
Erarbeitung von Inhalten beitrug, die ansonsten tendenziell in Einzelarbeit geleistet werden 
müssen. Beispiele dafür sind der Umgang mit Office-Anwendungen oder die Erarbeitung von 
Bewerbungsunterlagen. So beschreibt eine teilnehmende Person: 

„Das ist schön. Da ist auch wirklich einer für den anderen da [...] Ach kannst du mal 
kommen? Bei mir war es früher [Name] und jetzt werde ich öfters gerufen. Da sagt 
[Name] zu mir: Ey / Der sitzt ja hinter mir. Ich sehe schon, das Excel macht dir ganz 
schön Spaß. Was du hier rumklickst und machst und dann kriegst du es hin. Ich sa-
ge: Na. Da fühle ich mich für mich selbst dann auch ein bisschen gestärkt. Ich kann 
ja doch was. So bin ich schon immer gewesen.“ (TN_W1) 

Gruppenbezogene Pädagogiken, insbesondere wenn sie dazu führten, dass eine Teilneh-
mendengruppe „zusammenwuchs“, konnten jedoch auch negative Gruppendynamiken erzeu-
gen, die von den Mitarbeitenden kaum zu kontrollieren waren. Beispielhaft sei hier eine Kons-
tellation erwähnt, bei der verschiedene Kommunikationsstränge zu einer großen Erwartungs-
haltung unter den Teilnehmenden und einer geschlossen Kritik führte. In diesem Kontext war 
festzustellen, dass einige „Wortführerinnen/Wortführer“ der Gruppe fundamental den Ansatz 
der Maßnahme kritisierten und Dinge bemängelten, die an anderen Standorten ähnlich umge-
setzt wurden, jedoch kaum auf Kritik stießen. 

In einzelnen Interviews wurde auch ein Zusammenhang zwischen der Gruppengröße und der 
Gefahr unkontrollierbarer Gruppendynamiken skizziert – tendenziell steige bei einer größeren 
Gruppe die Gefahr, psychisch auffällige Teilnehmende in der Gruppe zu haben, was zu 
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Schwierigkeiten bei der Begleitung führen könne. In einem konkreten Fall wurde auch der 
sehr negative Einfluss einer unmotivierten teilnehmenden Person auf die Gesamtgruppe be-
schrieben, was die Arbeit nachhaltig beeinträchtigte. 

Einsatz psychoedukativer Elemente und Arbeit an der psychischen Stabilisierung 

In der Umsetzung einiger Konzepte kamen – neben der individuellen psychologischen Beglei-
tung (vgl. Abschnitt 3.4.3) – in unterschiedlichem Umfang psychoedukative Ansätze zum Ein-
satz, meist im Gruppenkontext. Psychoedukation umfasst traditionell Elemente der Wissens-
vermittlung über psychische Erkrankungen, aber auch über Strategien, um besser mit den 
Erkrankungen umzugehen und Auslöser zu erkennen und zu vermeiden. Letzteres ist der 
Schwerpunkt von Ansätzen in den Integrationsmaßnahmen. So wurden v. a. Fertigkeiten 
vermittelt, um mit Belastungssituationen oder auftretenden Problemen umzugehen. 

Als ein Beispiel sei ein Format zum Thema „Grenzen setzen“ angeführt. In einer der unter-
suchten Maßnahmen wurden die Teilnehmenden mit praktischen Übungen dafür sensibilisiert, 
für sie unangenehme Belastungssituationen zu erkennen und Strategien zu ihrer Vermeidung 
zu ergreifen. Gleichzeitig sollen Strategien erlernt werden, um diese zu kommunizieren. Dazu 
wurden Übungsaufbauten gewählt, bei denen Teilnehmende in Paaren arbeiteten und z. B. 
ihrem jeweiligen Gegenüber räumlich immer näher kamen. Es ging erstens darum, selbst zu 
erkennen, ab wann Nähe unangenehm wird, zweitens aber v. a. darum, dies auch zu kommu-
nizieren. Interessant ist, dass diese Übung für manche Teilnehmenden in den Interviews gro-
ße Bedeutung und wahrnehmbare Effekte hatte, auch wenn sowohl positive als auch negative 
Wahrnehmungen beschrieben wurden. Weitere Inhalte drehten sich häufig um Stressbewälti-
gung (z. B. mittels Achtsamkeitstraining) und Themen wie „Gesunder Schlaf“.  

In einigen Interviews späterer Wellen konnte erkannt werden, dass einige Teilnehmende er-
lernte Methoden anwendeten, wie die folgende Passage beispielhaft zeigt: 

„Ja, das hat sich auch geändert. Wenn es jetzt zu viel Stress ist, wo wir bei den 
Grenzen wieder wären, sage ich: Stopp, das ist gerade zu viel und ich spreche es 
laut aus. Das macht mein Selbstbewusstsein und wenn ich jetzt wirklich an den 
Grenzen oder an dem Stress nicht vorbeikomme, dann suche ich mir Trigger, Ablen-
kungen oder wir haben [...] so eine [Übung] gehabt. Dieses Ein- und Ausatmen und 
so etwas. Das mache ich jetzt auch [...] Das hat mir geholfen.“ (TN_W3) 

Es kann jedoch ebenso gezeigt werden, dass entsprechende Angebote nicht von allen Teil-
nehmenden begrüßt und angenommen wurden, insbesondere wenn sie zeitlich sehr viel 
Raum einnahmen. Dies trifft besonders auf Personen zu, die bereits während eines Klinikau-
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fenthaltes (z. B. im Rahmen einer medizinischen Rehabilitation) intensiv mit entsprechenden 
Methoden gearbeitet hatten oder primär eine zügige Integration in Arbeit anstrebten: 

„Nein, ich meine man hat hier wieder viel gehört also über [...] Stressbewältigung und 
auch Konzentration usw., aber das habe ich halt auch in meinen Klinikaufenthalten 
alles schon zehnmal gehört, also es war jetzt nicht mehr viel Neues dabei.“ (TN_W2) 

Formatierung des Maßnahmealltags 

Unterschiede ließen sich ferner feststellen, wenn es um die Formatierung des Maßnahmever-
laufs ging. Mit Formatierung ist an dieser Stelle gemeint, ob die Maßnahmen feste und doku-
mentierte Abläufe (z. B. in Form von Stundenplänen) hatten, anhand derer die Teilnehmenden 
erkennen konnten, welche Interventionen und Inhalte wann behandelt werden.  

Hier gab es sowohl Unterschiede zwischen Standorten, aber auch im Verlauf der Maßnahme. 
Typisch war ein Zurückfahren der Formatierung zugunsten von mehr individueller Arbeit (z. B. 
an Bewerbungen) im Verlauf. An einigen Standorten wurde jedoch bereits zu Beginn der 
Maßnahme einer gering formatierten Arbeit an den eigenen Unterlagen und Bewerbungen 
mehr Zeit eingeräumt als an anderen. 

Insbesondere in der Festigungs- und Stabilisierungsphase lagen an mehreren Standorten 
Stundenpläne vor, die detailliert beschrieben, welche Inhalte wann vermittelt werden sollten. 
Diese Stundenpläne hatten nach Aussage der BFW-Mitarbeitenden in erster Linie die Funkti-
on, den Einsatz von Mitarbeitenden und externen Dozenten effizient zu planen. Dennoch wur-
de auch erkennbar, dass diese Art der Formatierung eine wichtige Funktion für die Teilneh-
menden hatte, die sich dadurch auf die Inhalte der kommenden Tage einstellen konnten. 

Die Existenz von Stunden- oder Wochenplänen war jedoch nicht mit einer fehlenden Flexibili-
tät in den Maßnahmen gleichbedeutend. Im Gegenteil war feststellbar, dass die Stundenpläne 
in der Regel nur für eine kurze Zeit im Voraus fixiert waren, mittelfristig also Wünsche der 
Teilnehmenden durchaus berücksichtigt werden konnten. Dies ging bis hin zum Weglassen 
bzw. Hinzunehmen ganzer Themenblöcke. 

Die Abwesenheit fester zeitlicher und inhaltlicher Strukturen stieß aufseiten der Teilnehmen-
den häufig auf Kritik und erzeugte ein Gefühl der Desorientierung. Auch fanden sich an allen 
Standorten Beispiele dafür, dass fehlende Formatierung dysfunktionales Verhalten bei man-
chen Teilnehmenden hervorrief, da die (potentielle) Offenheit von ihnen nicht produktiv eigen-
verantwortlich genutzt wurde und sie mehr Vorgaben gebraucht hätten. Eine teilnehmende 
Person führte hierzu an: 
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„Man hat die Recherche gemacht, man hat seine Bewerbung geschrieben, ja gut, 
dann muss man den Tag halt irgendwie rum kriegen (...) das Netz ist groß, da kann 
man tausend Sachen machen. Paar Sachen erledigen, die man privat hat.“ (TN_W2) 

Eine Herausforderung im Teilnahmeverlauf war auch das kontrollierte Zurückfahren von stark 
formatierten Maßnahmeabläufen in Richtung einer stärkeren Eigenverantwortlichkeit der Teil-
nehmenden (z. B. bei der Stellensuche für ein Integrationspraktikum), insbesondere wenn 
dies mit einem Rückgang des Gruppenzusammenhalts einherging. Eine derartige Reduktion 
ist Bestandteil der meisten Konzepte. Den Teilnehmenden wurde das damit verbundene Ziel 
größerer Selbstständigkeit aber offenbar teilweise nicht bewusst, was zu Mutmaßungen über 
die „wahren“ Hintergründe der Entwicklung führte. Die reduzierte Begleitung in Verbindung mit 
der Tatsache, dass einige Teilnehmende bereits im Praktikum waren, während andere noch 
keine Stelle akquirieren konnten, sorgte teilweise für Frustration und einen Motivationsabfall. 
Diese Problematiken deuten auf den Stellenwert einer intensiven Kommunikation über die 
Maßnahmenstruktur hin, die insbesondere dann notwendig ist, wenn sich Abläufe verändern. 

Angebote zur Gesundheitsförderung 

Angebote zur Gesundheitsförderung sind Bestandteil aller Maßnahmen, wenn auch in unter-
schiedlichem Ausmaß. Zumeist kamen Angebote zur Bewegung und Entspannung zum Ein-
satz. Bei den Entspannungstechniken dominierten wiederum Ansätze wie Autogenes Trai-
ning, Progressive Muskelrelaxation sowie Achtsamkeitsübungen. Eine Determinante für Art 
und Umfang der Angebote sind die Räumlichkeiten. Teilweise wurde durch die Mitarbeitenden 
in Maßnahmen, die wohnortnah in Geschäftsstellen der BFW umgesetzt werden, eine Ein-
schränkung durch die räumlichen Gegebenheiten festgestellt. 

Begleitung der Teilnehmenden 

Insgesamt brachten die Teilnehmenden eine hohe Zufriedenheit mit der Begleitung durch 
BFW-Mitarbeitenden zum Ausdruck. In der Mehrheit der Interviews fanden sich Wertschät-
zungen wie „immer ein offenes Ohr vorhanden“ (TN_W2) oder „Vertrauensverhältnis“ 
(TN_W2). Einzelne Kritikpunkte gab es an jedem Standort und insbesondere dort, wo eine 
geringe Formatierung der Maßnahmen erkennbar war und die Teilnehmenden das Gefühl 
fehlender Zuständigkeiten und fehlender Organisation des Alltags hatten. 

Hinsichtlich der Gestaltung der Teilnehmendenbegleitung traten allerdings Unterschiede auf. 
Während an einigen Standorten feste Teams aus Integrationsmitarbeitenden und Psycholo-
ginnen und Psychologen der BFW für die einzelnen Teilnehmenden verantwortlich waren, 
waren andere Standorte stärker nach dem Prinzip der Aufgaben- und Funktionstrennungen 
organisiert (z. B. Unternehmensakquise), an weiteren wurde beides kombiniert. 
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Die Zufriedenheit der Teilnehmenden ging wiederum primär einher mit kontinuierlichen und 
verlässlichen Konstellationen. Die Teilnehmenden schätzten in der Regel ein festes und für 
sie persönlich zuständiges Team. Solche Strukturen fester Ansprechpartner/innen, dem ein 
niederschwelliges Terminangebot zugrunde lag, führten zum Vertrauensaufbau und einem 
Gefühl der Kontinuität und Sicherheit, wie das folgende Zitat verdeutlicht: 

„[Name BFW-Mitarbeiter/in] hat auch immer gesagt, wenn irgendwas ist, können Sie 
sich jederzeit bei mir melden. Allein das im Hinterkopf zu haben, das hilft einem na-
türlich [...]. Es war auch so, dass ich immer ohne Termin kommen konnte und immer 
einen Halt gehabt habe.“ (TN_W3) 

Des Weiteren weist dieses Zitat auf den für alle Standorte zutreffenden Umstand hin, dass die 
Teilnehmenden die Qualität der Begleitung stark in Abhängigkeit von der zeitlichen Verfüg-
barkeit ihrer Ansprechpartner/innen sowie der personellen Untersetzung der vorgehaltenen 
Formate bewerteten. Insbesondere Veränderungen der Teamstruktur wurden dementspre-
chend als (positive oder negative) Einflüsse für den eigenen Maßnahmenverlauf geschildert. 

3.4.3 Psychologische Begleitung 

Wesentlicher Bestandteil aller untersuchten Integrationsmaßnahmen ist die begleitende psy-
chologische Begleitung. Vorzufinden war dabei sowohl der Modus fester und terminierter Ge-
spräche, z. B. alle zwei oder drei Wochen, als auch der Modus bedarfsorientierter Gesprächs-
termine. Der Bedarf wurde dabei sowohl durch Teilnehmende als auch durch die Psycholo-
ginnen und Psychologen selbst und weitere Mitarbeitenden der Maßnahmen angemeldet, 
etwa wenn Auffälligkeiten in der Gruppenarbeit zu beobachten waren oder Teilnehmende nie-
dergeschlagen oder traurig wirkten. 

Die Psychologinnen und Psychologen waren entweder für einen festen Teilnehmendenkreis 
des Maßnahmedurchlaufs oder sogar für alle Teilnehmenden zuständig. Häufig übernahmen 
sie zudem Maßnahmeabschnitte in Gruppenformaten, etwa wenn es um psychoedukative 
Ansätze oder gesundheitliche Themen wie Stressbewältigung ging.  

Inhaltlich wurden von den Psychologinnen und Psychologen verschiedene Schwerpunkte ih-
rer individuellen Arbeit mit den Teilnehmenden beschrieben, die sich mehreren Bereichen 
zuordnen lassen. 

Standortbestimmung und Testverfahren: Hier geht es häufig darum, Unterstützungsbedarf 
zu identifizieren und zu klären, was z. B. im BFW und was durch eine externe therapeutische 
Begleitung geleistet werden sollte. Ferner wurde an einigen Standorten mittels psychologi-
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scher Testverfahren bestimmt, wie es um die psychische Stabilität oder die berufliche Orien-
tierung der Teilnehmenden bestellt war. 

Stabilisierung: Häufig ging es in der psychologischen Begleitung nach Aussage der Mitarbei-
tenden auch darum, dass die Teilnehmenden Abstand von belastenden Emotionen und Erfah-
rungen nehmen sollten, um Aufnahmebereitschaft für die Inhalte und Ziele der Maßnahme zu 
schaffen. Daher wäre auch die Verarbeitung unangenehmer Arbeitserfahrungen aus der Ver-
gangenheit immer wieder Thema. Ein/e psychologische/r Mitarbeiter/in beschreibt die Aufga-
be in diesem Feld wie folgt:  

„Das heißt, es kann sein, dass ein Teilnehmer von Emotionen überflutet ist. Da geht 
es darum nochmal zu stabilisieren und ein bisschen Abstand nehmen von den Emo-
tionen. Oder Vergegenwärtigungsarbeit. Das heißt, was sie in der Vergangenheit er-
lebt haben, sei Mobbing oder was weiß ich [...]. Die Arbeit besteht darin, dass der 
Teilnehmer sich vergegenwärtigt, also im Hier und Jetzt. Sie sind jetzt hier im BFW, 
einer Maßnahme, es ist etwas neues passiert.“ (MA_W1) 

Vorbereitung auf Praxisphasen und deren Reflexion: Ferner, so einige Mitarbeitende, gin-
ge es immer wieder darum, die Teilnehmenden dabei zu unterstützen, die eigene Belastbar-
keit zu erkennen und entsprechend Grenzen zu setzen, um positive Erfahrungen in den Pra-
xisphasen ohne Überlastung zu ermöglichen. Dazu gehöre das gezielte „Ausbremsen“ be-
stimmter Teilnehmender, die die Tendenz zur Überlastung hätten sowie das Erlernen von 
Techniken zur Stressbewältigung. Dem Ziel, gute Erfahrungen in den Praxisphasen vorzube-
reiten, diene auch das Arbeiten an Ängsten vor Arbeitssituationen, die teilweise zu Vermei-
dungsstrategien bei der Praktikumssuche führen würden. Ferner gehöre dazu das Erlernen 
eines guten Umgangs mit Stress sowie mit Kritik. Zur psychologischen Vorbereitung auf die 
Praxisphasen gehöre nach Aussage einiger Mitarbeitender auch die Erarbeitung einer Strate-
gie zum Umgang mit der Erkrankung im Arbeitskontext. 

Krisenintervention: Die psychologischen Mitarbeitenden beschrieben vielfach Aufgaben im 
Bereich der Intervention bei Krisen. Diese wären teilweise durch neue Belastung aufgrund der 
Maßnahmenteilnahme bedingt, etwa durch den intensiven Kontakt in der Gruppe. Teilweise 
wären aber auch persönliche und familiäre Krisen Gegenstand der Begleitung, wobei in letzte-
ren Fällen auch die Vermittlung von Hilfe außerhalb der Maßnahme im Vordergrund stünde. 

Externe psychologische Anbindung: In mehreren Interviews mit den Psychologinnen und 
Psychologen wurde als ein weiteres zentrales Thema die Abgrenzung der Maßnahme zu ei-
ner möglichen externen therapeutischen Begleitung besprochen, die von den meisten Befrag-
ten als hilfreich und erstrebenswert bewertet wurde, um die Maßnahme nicht zu überfrachten: 
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„was wir auch ganz ganz deutlich machen von Anfang an und was mir auch wichtig 
ist von Anfang an, also da die Grenze zu ziehen, ist nicht immer ganz einfach, aber 
doch auch deutlich zu machen, das ist hier keine Therapie und wir sind zum Beispiel 
auch gerne behilflich, wenn jemand einen Therapeuten braucht, auf die Suche zu 
gehen und den zu unterstützen, aber wir können dann eben keine Therapie leisten.“ 
(MA_W1) 

Beschrieben wurden in diesem Zusammenhang auch organisatorische Schwierigkeiten, z. B. 
bedingt durch lange Wartezeiten auf Therapiemöglichkeiten. 

Psychologische Begleitung während der Praxisphasen: Als heterogen stellte sich die Ein-
bindung der Psychologinnen und Psychologen in die Begleitung von Praxisphasen heraus. 
Während einige Standorte während der Rückhol- bzw. Reflexionstage Gespräche mit den 
Psychologinnen und Psychologen nach Bedarf anboten, banden andere die psychologische 
Begleitung fest in diese Tage ein, etwa in Gruppenformaten. Der Bedarf an psychologischer 
Begleitung während der Praxisphasen stellte sich auch vonseiten der Teilnehmenden unter-
schiedlich dar. Während einige Teilnehmende gerade in dieser Phase einen aus psychischen 
Belastungen am Arbeitsplatz resultierenden Bedarf beschrieben, nutzten andere die Beglei-
tung nicht, weil sie keinen Bedarf sahen. 

In der Regel zeigten sich die Teilnehmenden mit der psychologischen Begleitung zufrieden. In 
der Mehrzahl der Interviews wurde diese jedoch als selbstverständlicher funktioneller Be-
standteil der Maßnahmen beschrieben und nur selten grundsätzlich hinterfragt oder in der 
Qualität bzw. der Professionalität der Mitarbeitenden negativ bewertet. 

3.4.4 Strategien der Berufsorientierung 

Alle Maßnahmenkonzepte beschreiben die Integration in den ersten Arbeitsmarkt als zentra-
les Ziel. Um dieses zu erreichen, wird die Arbeit an den beruflichen Orientierungen der Teil-
nehmenden explizit unter den Maßnahmeninhalten aufgeführt (vgl. Abschnitt 3.3). Dabei han-
delt es sich jedoch nicht nur um einen durch das Maßnahmenkonzept vorgegebenen Inhalt, 
sondern auch um eine von einigen Teilnehmenden eingeforderte Leistung: 

„Also die allermeisten kommen wirklich motiviert. Viele kämpfen auch für so eine be-
rufliche Neuorientierung. Die Chance überhaupt zu haben, eine Unterstützung zu be-
kommen. Also die allermeisten kommen hier wirklich an und möchten sich auch be-
ruflich orientieren. Was natürlich Probleme gibt sind so Ablöseprozesse. Also man 
weiß zwar kognitiv, ich kann den alten Beruf nicht mehr ausüben, aber es ist trotz-
dem schwer so etwas zu verarbeiten oder den alten Beruf, dass alte Ich hinter sich 
zu lassen, da ist natürlich am Anfang die Motivation ein Stück weit gedämpft.“ 
(MA_W1) 
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Instrumentell wurde an den Standorten ein prinzipiell ähnliches Set an Grundlagen zur berufli-
chen Orientierung genutzt. Dabei handelte es sich in aller Regel um das Leistungsbild des 
Reha-Trägers (sofern vorhanden und zur Verfügung) sowie Einschätzungen des Reha-
Fachberaters, weitere Unterlagen (z. B. medizinisch-ärztliche Berichte) und je nach Biografie 
der Teilnehmenden Erkenntnisse aus anderen durchgeführten Maßnahmen, z. B. aus einem 
Reha-Assessment. 

Ein wichtiger Bestandteil der Berufsorientierung waren Anamnese-Gespräche zu Beginn und 
weitere Einzelgespräche während der Maßnahme. In diesem Rahmen wurden sowohl die 
beruflichen Kenntnisse und Erfahrungen als auch berufliche Vorstellungen und Wünsche des 
Teilnehmenden thematisiert. Dabei standen stets zwei Grundfragen im Vordergrund: Was will 
und was kann die/der Teilnehmende in Zukunft arbeiten? 

An einigen Standorten wurde die berufliche Orientierung im Rahmen der Einzelgespräche 
auch durch ausgewählte Gruppenformate ergänzt, bei denen Teilnehmende gemeinsam re-
flektierten, in welchen Feldern sie sich eine andere teilnehmende Person vorstellen könnten. 
Zum Einsatz kamen meist auch standardisierte Arbeitspapiere und Berufswahltests, mit de-
nen Teilnehmende (teilweise in einem mehrwöchigen Prozess) berufliche Wünsche und Be-
dingungen erarbeiten sollten. 

Dabei äußerten mehrere Teilnehmende in ihren Interviews das nicht erfüllte Bedürfnis, die 
Ergebnisse dieser standardisierten Instrumente ausführlich mit den Mitarbeitenden zu bespre-
chen, um diese für die weitere Berufsorientierung nutzbar machen zu können. Eine teilneh-
mende Person bringt diesen Wunsch zum Ausdruck und problematisiert in diesem Zusam-
menhang die Untersetzung des Instruments mit personellen Ressourcen: 

„Na wir hatten ja am Anfang [...] Fragebögen bekommen [...]. Das Problem war halt 
aber, dass das niemand mit uns ausgewertet hat. [...] es gab halt keine persönliche 
Einzelbeurteilung oder Einzelauswertung, wo man mit den Tests jetzt oder den Er-
gebnissen der Tests jetzt hätte irgendwas anfangen können. [...] Am Ende ist halt die 
Zeit auch der Mentoren ist einfach nicht da, um sich die Zeit zu nehmen, sich mit je-
dem einzeln auseinandersetzen zu können.“ (TN_W3) 

Die verschiedenen Variationen um relevante Dimensionen der Berufsorientierung (Tätigkeit, 
Branche und Arbeitskonditionen) anzuordnen, ließen sich grundsätzlich zu zwei Ansätzen 
der beruflichen Orientierung verdichten, die an den Standorten beobachtet werden konnten. 

Auf der einen Seite schilderten Mitarbeitende eine Herangehensweise, die sich im Vergleich 
zum zuletzt ausgeübten Beruf als Neu- oder Umorientierung darstellt. Ziel sei es, dem/der 
Rehabilitanden/Rehabilitandin neue berufliche Perspektiven und Berufsfelder zu eröffnen, 
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auch wenn diese wenig Anschlussfähigkeit zum früher ausgeübten Beruf hätten. Den zentra-
len Ausgangspunkt würden dabei die Interessen und Wünsche des Teilnehmenden darstellen: 

„Der erste Schritt dieser beruflichen Orientierung ist, sich wirklich auch mit Kompe-
tenzen auseinander zu setzen [...] und auch mit Interessen. Und dann ist nicht nur 
wichtig, was habe ich bei meiner alten Arbeit gemacht, dass gehört auch mit dazu, 
aber es gehört auch mit dazu, was habe ich so nebenbei meiner alten Arbeit noch 
gemacht und ich finde es gehört auch dazu, was mache ich in meiner Freizeit gerne. 
Man muss dann irgendwann vielleicht auch mit demjenigen herausarbeiten, was 
weiß ich, ist das was ich in der Freizeit mache realistisch das ich das auch als Arbeit 
mache [...]. Oder ist es eine Ressource. Also wie realistisch ist es wenn jemand ger-
ne in der Freizeit fotografiert, dass er dann Fotograf wird?“ (MA_W3) 

Als Gründe, die für diesen Ansatz der Berufsorientierung sprechen, wurde insbesondere auf 
die gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Teilnehmenden verwiesen bzw. dem/der Teil-
nehmenden die Chance auf einen vom Reha-Beruf möglichst weitgehend abgegrenzten Beruf 
zu ermöglichen: 

„Also ich glaube schon, dass eine der zentralen Aufgaben der Maßnahmen ist, dass 
sie auch Potentiale zur Entfaltung bringt, die die Teilnehmer selber vorher gar nicht 
kannten.“ (MA_W1) 

„Also das Häufigste ist tatsächlich die berufliche Neuorientierung, weil das Gutachten 
meistens nichts anderes zulässt. Unser Ziel, also unser Ziel wär eigentlich immer ir-
gendwie so eine Nische zu finden, wo so eine Art verwandter Beruf möglich ist, aber 
es ist häufig so, dass uns da durch das Gutachten so Fallstricke geboten werden, 
dass wir sagen müssen, nein, können wir so nicht machen.“ (MA_W3) 

Positiv wurde an dieser Herangehensweise seitens einiger Mitarbeitender zudem geschildert, 
dass auf diese Weise ein größeres Bündel an Möglichkeiten aufgezeigt werden könne und die 
Arbeit an der beruflichen Orientierung in einem ersten Schritt nicht an gesundheitlichen Ein-
schränkungen der Teilnehmenden ansetzen müsse. Gleichzeitig sei die konkrete Umsetzung 
einer beruflichen Neuorientierung besonders anspruchsvoll:  

„Also zum einen muss der Teilnehmer das wollen, das können. Das heißt, da ist eine 
gute Vorarbeit notwendig. Er muss die Chance haben das für sich auszutesten, sonst 
funktioniert das nicht und das betrifft jetzt alle Neuorientierungen aus meiner Sicht. 
[...] Es ist auch wichtig, dass das auch von Arbeitgeberseite her gut begleitet wird. Al-
so wenn das irgendwie so nebenbei im Selbstlauf passiert, funktioniert es nicht.“ 
(MA_W3) 

Auf der anderen Seite wurde Berufsorientierung eher als an den Ressourcen des Teilneh-
menden (berufliche Kenntnisse und Erfahrungen) ansetzender Prozess geschildert. Ziel sei, 
dass der/die Teilnehmer/in eine berufliche Richtung einschlägt, die einen Bezug zur früheren 
Berufstätigkeit aufweist, ohne dabei mit medizinischen Einschränkungen zu kollidieren. Am 
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deutlichsten zeigt sich diese Herangehensweise in einer Rückkehr in die vorherige Tätigkeit, 
wofür sich insbesondere Tätigkeiten im Büroberuf eignen würden: 

„Also wenn jemand in einen alten Beruf zurück geht [...] hängt das eigentlich in erster 
Linie immer vom sozialen Umfeld ab, weil wenn jemand in den alten Beruf wieder ar-
beiten kann, dann ist er meistens erkrankt weil er sich nicht abgrenzen konnte, weil 
er gemobbt wurde oder wie auch immer. Und da achten wir natürlich sehr darauf: 
Wie ist das Umfeld?“ (MA_W3) 

„bei den Büroberufen haben wir halt wirklich den Vorteil, dass es da körperlich relativ 
wenig gibt [...] dass wir jetzt auch nicht sagen, den Beruf gibt es auch nur mit Nach-
schichten oder so [...] also da kann man schon immer ganz gut anknüpfen, solange 
es eben jetzt nicht drum geht, irgendwie Verantwortung zu haben [...] die aus dem 
Bürobereich kommen und sagen, ich hab da überhaupt keinen Bock mehr drauf [...] 
das gibt es schon auch, aber das ist eigentlich seltener“ [MA_W3] 

Während die Rückkehr in den alten Beruf (nicht an den alten Arbeitsplatz) nach Aussage von 
Mitarbeitenden insgesamt aber eher selten stattfinde, bestehe das Ergebnis dieser Herange-
hensweise typischerweise eher in einem Wechsel entweder der Branche oder der Tätigkeit: 

„Das ist also erst mal meine Meinung, [...] das sind dann auch die Sachen die am 
besten funktionieren. [...] Aufbauen auf beruflichen Vorerfahrungen oder die berufli-
chen Vorerfahrungen einbindend, so in der Richtung. Also die jedenfalls nicht unbe-
rücksichtigt lassen, ohne das andere jetzt auszuschließen, also das weiß man nie, es 
gibt wie gesagt Leute die sagen ich möchte in dieser bisherigen Branche nicht mehr 
tätig sein“ (MA_W3) 

„Ist so ein bisschen Nischenarbeitsplatz, ich, mir gefällt das Wort jetzt nicht so, aber 
es ist so ein bisschen die Adaption des Jobs und dann unter speziellen Konditionen.“ 
(MA_W3) 

Im Vergleich zur Neuorientierung sahen Mitarbeitende den Vorteil dieses modifizierenden 
Ansatzes insbesondere in der einfacheren Umsetzbarkeit sowie in verbesserten Integrations-
chancen. Gleichzeitig wurde auch der Prozess der gemeinsamen Orientierung mit den Teil-
nehmenden als vergleichsweise weniger problembehaftet beschrieben: 

„Weil es für die Teilnehmer vor allem auch leichter ist, sich drauf einzulassen. Weil 
die sehen, ok, dass was ich vorher gemacht hab, ich kann es zwar so nicht mehr 
ausüben, aber in gewissen Teilen kann ich da noch was mitnehmen und kann was 
von meinen Kompetenzen mitnehmen. Also die sehen da schneller die Verbindung 
von dem was sie vorher geleistet haben, was sie weiterhin mitnehmen können und 
wen wir jetzt mit einer kompletten Neuorientierung kommen und wir den Teilnehmern 
auch darlegen, weshalb wir das für sinnvoll erachten, weil sie eben diese Kompetenz 
mitnehmen können, dann fällt das den oft schwer, sich da rein zudenken. Und des-
wegen ist das so, dieses Artverwandte, ich würde sagen auch vom Selbstbewusst-
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sein her einfach für die Teilnehmer, ist das meistens schöner oder zumindest, ja 
können sie sich da schneller drauf einlassen.“ (MA_W3) 

Welcher Ansatz sinnvoll sei, entscheide sich nach Aussage der Mitarbeitenden insbesondere 
an den Bedürfnissen der Teilnehmenden und den Angaben aus den medizinischen Gutach-
ten. Allerdings zeigten sich dennoch auch standortspezifische Schwerpunktsetzungen. So 
wurde die Wahl der Herangehensweisen auch mit dem regionalen Arbeitsmarkt begründet. Ist 
dieser hinsichtlich der Einsatzmöglichkeiten eher eng, müsse „pragmatisch“ anhand der vor-
handenen Möglichkeiten und Kompetenzen agiert werden; in städtischen Räumen sei hinge-
gen eine offenere Herangehensweise möglich, so einige Mitarbeitende. 

Aufseiten der Teilnehmenden fanden sich darüber hinaus einzelne kritische Anmerkungen zu 
den verschiedenen Ansätzen. Es stellte sich als höchst individuell heraus, welche Vorge-
hensweise zu den individuellen Anforderungen der Teilnehmenden passte und welche positiv 
bewertet wurden. Es gab jedoch – teilweise spezifisch für einzelne Ansätze – folgende Rück-
meldungen, die – jenseits individueller Bedürfnisse – für die Maßnahmepraxis Empfehlungen 
aufzeigen können: 

• Eine berufliche Orientierung, die an der vorherigen Berufstätigkeit ansetzt, wird von ei-
nigen Teilnehmenden als einengend empfunden und sollte tendenziell besonders gut 
und ausführlich kommuniziert werden: 

„Da hat man mir aber dann ganz schnell zu verstehen gegeben, dass das nicht 
machbar ist [...] Naja, so rein logisch und von der Vernunft her, war es mir schon im 
Vorherein klar, aber ich hatte mir halt auch erhofft, dass man mir neue Perspektiven 
aufzeigte konnte“ (TN_W3) 

• Wird auf der anderen Seite ein sehr breites Spektrum möglicher Orientierungsmöglich-
keiten aufgemacht, wird dies von den Teilnehmenden zunächst meist positiv bewertet: 

„Und dann wurde ja wirklich alles aufgeschrieben [...], auch wenn es total [...] verrückt 
schien, und da waren wirklich tolle Sachen dabei.“ (TN_W3)  

Diesbezüglich ließ sich allerdings auch erkennen, dass ein solches Vorgehen zu Erwartungs-
haltungen führte, die schwierig einzulösen waren. Mitarbeitende beschrieben in diesen Fällen 
teilweise, dass sie die schwierige Aufgabe eines nachträglichen „Realitätsabgleich“ hätten. 
Auch bei sehr offenen gruppenbezogenen Verfahren kommt es also auf die pädagogische 
und psychologische Begleitung an, um möglicherweise unrealistische Erwartungen rechtzeitig 
zu hinterfragen und ggf. rechtzeitig zu korrigieren. 
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Wie weiter unten (vgl. Abschnitt 3.5.2) ausgeführt wird, bieten Praxisphasen (dazu gehören 
auch kürzere Hospitationen) in den ersten Monaten des Maßnahmeverlaufs die Möglichkeit, 
erarbeitete Orientierungen „auf den Prüfstand“ zu stellen und ggf. noch einmal zu hinterfra-
gen. Dies sei nach Aussage einiger Mitarbeitenden die zentrale Begründung für Orientie-
rungs- oder Erprobungspraktika. 

Die Teilnehmenden-Interviews konnten zeigen, dass dieses Konzept in vielen Fällen aufgeht. 
Erkennbar wurde, dass ein frühzeitig erfolgtes Praktikum die berufliche (Neu-) Orientierung 
sowohl festigen oder auch in Frage stellen konnte. Ersteres wird z. B. wie folgt beschrieben: 

„Es war aber gut, dass ich da war, weil ich gemerkt habe, dass diese Arbeit draußen 
und mit den [Zielgruppe], ist nichts mehr für mich. Damit habe ich abgeschlossen. 
Und ich bin auch niemand, der mit [Zielgruppe] jeden Tag arbeiten kann, weil ich 
kann da keine Distanz aufbauen.“ (TN_W2) 

Insbesondere, wenn eine Idee in Frage gestellt wurde, bedeutete dies noch einmal eine Her-
ausforderung für die Maßnahme, da im Anschluss an das Praktikum eine neue berufliche Idee 
erarbeitet werden musste: 

„Nach dem Praktikum war dann eigentlich erst mal so ein Loch, wo ich eigentlich gar 
nicht mehr wusste wohin mit mir, weil mich das eben nicht ausgefüllt hat und dann 
auch nicht so richtig wusste, welche Richtung soll es jetzt werden?“ (TN_W2) 

Beobachten ließen sich insbesondere bestätigende Effekte, z. B. durch Erkenntnisse inhaltli-
cher belastungstechnischer Passfähigkeit, woran zuvor Zweifel bestanden hatten:  

„Ja, dass also ein Bürojob schon was für mich wäre. Also, dass ich aber schon noch 
einiges lernen muss und so und die Übung mir halt schon noch fehlt [...].“ (TN_W2) 

„Das waren drei Wochen und das war schön für mich zu sehen, ich konnte es eigent-
lich wieder. Ich habe das auch ziemlich gut verstanden. Ich habe dann nicht allzu oft 
nachfragen müssen. Das hat eigentlich so ganz gut geklappt. War hinterher mit mir 
zufrieden und habe gesagt: So schlecht habe ich es nicht gemacht.“ (TN_W2) 

3.4.5 Vorbereitung von Praxisphasen 

Wie bereits in Kapitel 3.3 dargelegt, geben die Maßnahmenkonzepte unterschiedliche Start-
zeitpunkte für den Beginn betrieblicher Phasen vor. In der Regel handelt es sich bei den ers-
ten vorgesehenen betrieblichen Phasen um sogenannte Orientierungs- oder Erprobungspha-
sen (zu deren Rolle in der Berufsorientierung vgl. Abschnitt 3.4.4). Diese Phase soll je nach 
Konzept entweder bereits nach etwa einem Monat oder nach zwei bis drei Monaten einsetzen 
und zwischen zwei bis vier Wochen dauern. 
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Zielstellung der Praxisphasen 

Der Orientierungs- und Erprobungsphase liegt an den verschiedenen Standorten eine weitge-
hend ähnliche Zielstellung zugrunde: Es sollen Erkenntnisse über die erforderlichen Arbeits-
bedingungen und mögliche Tätigkeitsfelder gesammelt werden, ohne bereits eine Integration 
in Arbeit erreichen zu müssen. Dabei gibt es konzeptionelle Nuancierungen: Während an ei-
nigen Standorten eine erste Praxisphase bereits nach vier bis sechs Wochen vorgesehen ist, 
lassen andere Konzepte mehr Zeit zur Vorbereitung. 

Im Rahmen der Interviews mit Mitarbeitenden der Reha-Träger zeigte sich, dass mit einer 
sehr frühzeitigen Akquise erster betrieblicher Phasen sowohl Herausforderungen als auch 
Vorteile verbunden werden. Diese Punkte bringt das folgende Zitat beispielhaft zum Ausdruck: 

„Wenn die Menschen so sehr behaftet sind in Ihrer psychischen Erkrankung ist ein 
frühes Praktikum noch nicht so zielführend, weil die sich einfach noch nicht getrauen. 
Das muss man dann von Fall zu Fall unterscheiden. Auf der anderen Seite hat ein 
Praktikum, also ein frühes, den Vorteil, dass man auch gleich nicht nur von der diag-
nostischen Seite, sondern tatsächlich von der Fachpraktischen sieht, wie sieht es aus 
mit der Motivation, mit der Belastbarkeit, von der Flexibilität, diese ganzen Dinge, die 
da eine Rolle spielen. Also diese Softskills.“ (RT) 

Die primär erprobende Funktion eines frühen ersten Praktikums kann zu Irritationen bis hin zu 
Frustrationen führen, wenn Teilnehmende den eigentlichen Zweck für sich bereits als Berufs- 
oder sogar Integrationsorientierung definieren, was in einzelnen Fällen erkennbar war. 

Die Rückmeldungen zu betrieblichen Phasen nach zwei bis drei Monaten Maßnahmelaufzeit 
fielen in den Mitarbeitenden- und Teilnehmenden-Interviews hingegen überwiegend positiv 
aus. Eine typische Begründung hierfür lag beispielsweise darin, einen Praktikumsplatz akqui-
rieren zu können, der sowohl erprobenden als auch orientierenden Charakter hatte: 

„Das [Orientierungspraktikum] ist eine interessante Sache, weil man etwas auspro-
bieren kann, was völlig neu ist, wo man eigentlich nie die Möglichkeit dazu hat. Ob es 
jetzt realistisch ist für einen Job ist da eigentlich noch nicht so wichtig. Bei manchen 
geht es halt einfach darum, wie weit bin ich körperlich belastbar, was schaffe ich, wie 
komme ich mit der Situation oder mit einer anderen zurecht? Und da finde ich dieses 
[Orientierungspraktikum] hervorragend. Einfach wirklich nicht den Betrieb in den Vor-
dergrund zu stellen, sondern seine eigene Person [...].“ (TN_W1) 

An Standorten ohne längere Orientierungs- und Erprobungspraktika sind in den ersten Mona-
ten der Maßnahme Hospitationen vorgesehen, bei denen es sich um mehrtägige Praxisein-
sätze handelt. Auch diese sollen dem Zweck dienen, ein beabsichtigtes mehrwöchiges oder 
sogar mehrmonatiges Praktikum vorzubereiten: 
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„Also sehr wichtig, um den Teilnehmenden eine realistische Idee des Arbeitsfeldes 
zu geben. [...] Damit eben nicht [...] so Situationen entstehen, dass jemand dort einen 
Praktikumsvertrag vereinbart für die Zeit der Praxisphase, aber dann am ersten Tag 
feststellt: Das ist es ja doch nicht. Und dann halt auf dem Absatz kehrt macht und 
hier wieder sitzt vor dem Büro. Das hatten wir öfter. Also einfach dieses Ausprobie-
ren, wirklich eine Erfahrung machen: Tut mir das gut oder nicht und fühle ich mich im 
Betrieb wohl? Stimmt die Chemie? Wie ist so der Arbeitsalltag? Dafür sind die wirk-
lich sehr, sehr wichtig die Hospitationen, um da mal reinzuschnuppern.“ (MA_W2) 

Genutzt würden diesen Hospitationen auch, um unterschiedliche Erwartungshaltungen der 
Teilnehmenden mit Blick auf die Durchführung einer betrieblichen Phase berücksichtigen zu 
können. So biete sich Teilnehmenden, die an einem früheren Praxiseinsatz interessiert seien, 
die individuelle Möglichkeit zur Erprobung. 

Während sich die Konzepte bezüglich der Praxisphasen in den ersten vier Monaten deutlich 
unterscheiden, gleichen sich die Konzepte spätestens nach dieser Zeit dahingehend an, dass 
in allen Maßnahmen der Fokus auf einer Integration in Arbeit liegt. Die typische Dauer der 
Praktika unterscheidet sich dabei je nach Konzept deutlich (vgl. Kapitel 3.3). In der prakti-
schen Umsetzung waren Variationen, z. B. durch Verlängerungen oder sonstige teilnehmer-
spezifische Absprachen, an den meisten Standorten aber möglich, wodurch die meisten 
Standorte ein breites Spektrum an Praktikumsverläufen aufwiesen. Ausnahmen ergaben sich 
an einem Standort, an dem es klare Vorgaben gab, wann Praktika mit welcher Dauer durch-
zuführen sind. Dieser Umstand stieß sowohl seitens der Mitarbeitenden als auch der Teil-
nehmenden eher auf Kritik, da es die Möglichkeiten, z. B. zur Berücksichtigung arbeitgeber-
seitiger Vorgaben, zu stark einenge. Aufgrund dieser Erfahrungen plädierten Mitarbeitende 
dafür, die Flexibilität bei der zeitlichen Verortung der betrieblichen Phasen zu erweitern. 

Unternehmensdatenbanken und Bewerbungsstrategien 

Als wichtiges Instrument zur Unterstützung von Teilnehmenden bei der Akquisition von Praxi-
sphasen verwiesen Mitarbeitende auf sogenannte „Unternehmensdatenbanken“ oder „Unter-
nehmenspools“, in welchen die Unternehmen früherer Praxisphasen dokumentiert sind. Auf 
dieser Grundlage verfügten alle Maßnahmen über ein auszugsweises Netzwerk an Koopera-
tionsbetrieben, jedoch häufig eher für nicht integrationsorientierte Praktika. 

Netzwerke aus Betrieben mit regelmäßigem Bedarf an Mitarbeitenden und damit verbunde-
nen Integrationsperspektiven für die Teilnehmenden konnten weniger häufig beobachtet wer-
den. Auch wurden an der Umsetzbarkeit eines solchen Pools Zweifel geäußert: 

„Das funktioniert in so einer Integrationsmaßnahme nur bedingt. Also man kann ei-
nen Pool aufbauen für Bürokaufleute oder große Außenhändler ganz klar, da hat 
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man dann irgendwann einen Pool von Firmen [...]. In einer Integrationsmaßnahme 
funktioniert das so nicht. Weil es ist eine individuelle Maßnahme, die Teilnehmer 
kommen aus ganz verschiedenen Bereichen [...] Der andere Punkt ist, wenn ein Teil-
nehmer in einer Integrationsmaßnahme in einer Firma ist reicht das meistens über 
längere Zeit erst mal aus. [...] das heißt man fängt im Grunde genommen wieder fast 
am Punkt Null an. [...] das man so einen Pool hat wo man einfach nur schnippt und 
sagt ich habe da mal wieder jemanden, das funktioniert selten.“ (MA_W3) 

Aus den Befragungen der Mitarbeitenden ging hervor, dass ein kleiner Kreis an derartigen 
Integrationsbetrieben jedoch durchaus vorhanden sei. Teilweise wurden dort Kooperationsbe-
ziehungen genutzt, die aus anderen Maßnahmetypen (z. B. Umschulungen) hervorgegangen 
wären. Es ließ sich dabei erkennen, dass es sich teilweise um etablierte Kooperationen han-
delte, bei denen die BFW sich als Dienstleister positioniert hatten: 

„Dann gibt es [...] einen Pool an Unternehmen, der aber auch ständig wechselt, das 
sind die, mit denen wir auch Kontakte haben, die aber uns dann auch ein Einstel-
lungsbegehren äußern. Und das läuft bei uns im BFW ja jetzt ein bisschen anders. 
Das heißt wir haben ja [ein/e Mitarbeiter/in, die/der] den direkten Kontakt zu, nahezu 
allen Firmen hat. Und da sind nicht nur die Teilnehmer der Integrationsmaßnahme 
betroffen, sondern das ganze BFW. Und aus diesem Pool [...] schöpfen wir auch. Al-
so wenn ich auf der Suche bin und sage, habt ihr etwas Spezielles oder ich komme 
nicht voran, kann ich mich [dahin] wenden [...] Das klappt gut.“ (MA_W3) 

„Bei großen Firmen ist es einfach so, der enge Kontakt, dass sie sich auch immer 
wieder einmal melden und anrufen. Einfach auch generell einmal fragen, bei einem 
Unternehmen.“ (MA_W3) 

„Je länger man auch mit den Firmen und Betrieben zusammenarbeitet, desto mehr 
weiß man ja auch, auf was die jetzt Wert legen. [...] Also auch von den Teilnehmern 
her, da kann man auch passgenauer und zielgenauer auch Leute dort bewerben, 
weil man weiß, die passen da zu dem Unternehmen, zu dem Stil, der in der Firma 
gelebt wird. Da würde man zum Beispiel jemanden dort nicht bewerben, wenn man 
weiß, der passt da sowieso nicht rein. Aber jemand anders würde vielleicht gut rein-
passen.“ (MA_W3) 

Der Weg zur Integration wäre dort verhältnismäßig eindeutig – übernommen werden würde 
bei entsprechender Bewährung bzw. Leistung, unabhängig von den vorliegenden gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen; zumindest solange diese nicht in den Vordergrund treten. 

In diesem Zusammenhang wurde von einzelnen Mitarbeitenden auch von einer verstärkten 
Kooperation mit Personaldienstleistern berichtet. Hinsichtlich der Zusammenarbeit mit Perso-
naldienstleistern lagen sowohl zwischen den Standorten als auch unter einzelnen Mitarbei-
tenden von Standorten unterschiedliche Einschätzungen vor. Berichtet etwa wurde von re-
gelmäßigen Kooperationen, in denen sowohl das BFW als auch die Personaldienstleister aktiv 
nach geeigneten Bewerbern fragten bzw. vorgeschlagen wurden, über einzelfallbezogene 
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Ausnahmen unter bestimmten Auflagen, sofern Teilnehmende sich hierfür offen zeigten, bis 
hin zu einer mehr oder weniger strikten Ablehnung jeglicher Zusammenarbeit. 

Da es einen Pool regelmäßig integrierender Betriebe eher nicht gab und die wenigen Fälle 
dann nicht immer passfähig zu den beruflichen Wünschen und Möglichkeiten der Teilneh-
menden des untersuchten Durchgangs waren, wurden bei der Akquisition von Praktika in der 
Integrationsphase seitens einiger BFW-Mitarbeitender auch Bewerbungen auf offene Stellen 
empfohlen, was einige Teilnehmende umsetzten. Ferner wurden Praktika in der Integrations-
phase auch per Kaltakquise gesucht und gefunden: 

„Also auch diese Kaltakquise [betreiben wir] doch relativ stark. Wir verlassen uns 
nicht nur auf diesen Pool. Das kann man auch nicht. Weil mit jeder neuen Aufnahme 
kommt ein Teilenehmer mit völlig neuem Hintergrund.“ (MA_W3) 

Zwei BFW verfügen zu diesem Zweck über personalisierte Arbeitsmarktportale, in denen die 
Inhalte anderer Jobportale zusammengeführt werden, mit denen bestimmte Bewerbungsteile 
standardisiert erstellt werden (z. B. über hinterlegte Kompetenzprofile) und auch der Versand 
der Bewerbung an den Arbeitgeber möglich ist. An anderen Standorten nutzten die Teilneh-
menden schwerpunktmäßig die Jobbörse der Arbeitsagentur in Verbindung mit weiteren gän-
gigen Jobportalen im Internet. 

Weitere Instrumente, von denen insbesondere die Teilnehmenden berichteten, waren die An-
sprache von Unternehmen mithilfe von privaten Kontakten (Familie, Verwandte, Freunde, alte 
Arbeitskollegen oder private Netzwerke). 

Selbstständigkeit der Teilnehmenden bei der Akquisition und Rolle des BFW 

An allen Standorten wurde von den Mitarbeitenden betont, dass die selbstständige Akquise 
betrieblicher Phasen durch die Teilnehmenden prinzipiell wünschenswert sei. Umschrieben 
wurde dieser Anspruch beispielsweise mit den Begriffen „Hilfe zur Selbsthilfe“ (MA_W1) oder 
„Fördern und Fordern“ (MA_W3). Typische Begründungen für den Stellenwert selbstständiger 
Akquise verwiesen etwa auf persönliche Kompetenzeffekte während der Maßnahme oder die 
verbesserten Bewerbungschancen für die Zeit nach der Maßnahme: 

„Zum einen versuchen wir, die Selbstständigkeit wieder zu fördern, auch, wenn der 
Kurs dann beendet ist und der Teilnehmer auf sich selber gestellt ist, muss der sich 
ja bewerben können. Also das so ein bisschen zu trainieren. Und zum Anderen ist es 
sehr positiv, wenn der Teilnehmer selber ein Praktikum akquiriert. Also für den 
Selbstwert, er geht dann mit einem ganz anderen Gefühl ins Praktikum, weil er sich 
den Betrieb selber gesucht hat.“ (MA_W3) 
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Mit Blick auf die Integrationsphase betonten einige Mitarbeitende jedoch, dass von dieser 
Richtschnur teilnehmerabhängig abgewichen werden müsse. Das gelte sowohl für die Stellen-
recherche als auch für die Kaltakquise: 

„Also wir gucken immer drauf, bei jedem Teilnehmer individuell wie viel kann derjeni-
ge leisten, kann der im Moment schon selber im Praktikumsbetrieb anrufen oder bei 
Unternehmen fragen, oder ist er noch nicht so weit und man ruft gemeinsam bei dem 
Betrieb an, also das folgt dann immer auch im Gespräch mit den Teilnehmern. Also 
das ist so ein bisschen, ja dieses Fingerspitzengefühl jemanden fördern und natürlich 
auch unterstützen aber auch fordern.“ (MA_W1) 

Andere Mitarbeitende betonten stärker den besonderen Unterstützungsauftrag durch die 
Maßnahme und griffen für die Teilnehmenden teilweise massiv in den Akquiseprozess ein. So 
beschreibt ein/e Mitarbeiter/in: 

„Also ich mache Kaltakquise, ich betreibe Stellenrecherche, ich leite die Teilnehmer 
an Stellenrecherche zu betreiben [...]. (MA_W3) 

Im Bereich der Akquisition von Praktika und insbesondere in Bezug auf die Selbstständigkeit 
zeigten sich die größten Diskrepanzen zwischen Erwartungen einzelner Teilnehmender und 
den tatsächlich angebotenen Leistungen der Integrationsmaßnahmen. Es ließ sich feststellen, 
dass Teilnehmende im Bereich Vermittlung von Unternehmenskontakten große Erwartungen 
an die Maßnahme hatten, die sie später als nicht erfüllt ansahen:  

„Ich hab mir das anders vorgestellt. (...) Ich dachte, wo die Maßnahme begonnen hat 
[...] dass hier mehr Connection ist zu Betrieben (...) und nicht, dass ich jetzt wo ich 
war, die Zeitung vom Wochenende, die jeder kriegt, dass ich mir die hier durchgu-
cken muss und ob da irgendeine Arbeitsstelle dabei ist. (...) Ja, ich dachte wirklich, 
dass mehr Connection zu Betrieben, wo man dann reinschnuppern kann und even-
tuell arbeiten kann. So ist zumindest meine Erwartung.“ (TN_W1) 

„Bevor diese ganze Maßnahme losging, war ich bei diesem Vorgespräch und auch 
eher skeptisch an die Sache rangegangen und da habe ich gefragt, wie viel denn in 
Arbeit kommen so prozentual, wie viele das schaffen mit dieser Maßnahme und wie 
das ist, wie wir an Firmen rankommen und so weiter. [...] Und da hieß es, da hat das 
BFW eine Datenbank, wo ganz viele Firmen gelistet sind und die werden dann halt 
angeschrieben oder angerufen oder dort bewerben sie sich und die [...] erfragen, ob 
gerade Personal gesucht wird“ (TN_W3) 

Zu entsprechender Unzufriedenheit trug teilweise auch bei, dass einige Teilnehmende den 
Eindruck gewannen, sie würden gegenüber anderen Teilnehmenden anders bei der Suche 
unterstützt. Während dies von Seiten der Mitarbeitenden durchaus intendiert war (im Sinne 
einer Förderung nach Bedarf), entstand bei einzelnen Teilnehmenden ein Gefühl der willkürli-
chen Ungleichbehandlung: 
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„ich versuche meine Bewerbungen selber zu schreiben. Ich habe nichts dagegen, 
dass man sich mehr Zeit für die "Schwächeren" nimmt. Ich sage aber, wenn ich dann 
einmal eine Frage habe [...] wo ich das und das dem Arbeitgeber rüber bringe, weiß 
aber nicht wie ich es formulieren soll. [...] Ich will kein komplettes Anschreiben und 
mir dann jedes Mal [...] gesagt wird, schreiben sie einmal die Stichpunkte auf und 
dann formulieren sie [...]. Wo ich sage [...] ich brauche ihre Hilfe [...] und ich dann von 
allen im Stich gelassen worden bin.“ (TN_W3) 

Diese und andere ähnlich gelagerten Beispiele weisen erneut auf die bereits angeführte Not-
wendigkeit eines kontinuierlichen und individuell angepassten Erwartungsmanagements hin. 
Interessant ist ferner, dass der Wunsch mancher Teilnehmender nach einer stärkeren Rolle 
des BFW bei der Unternehmensakquise durchaus mit den Vorstellungen einzelner Mitarbei-
tender der Reha-Träger (vgl. Abschnitt 3.3) korrespondiert. 

In Bezug auf den Prozess zeigte sich, dass wenn die Initiative den Teilnehmenden für die 
Ansprache und Gewinnung von Unternehmen überlassen wurde, in stärkerem Maße Unter-
nehmen erreicht wurden, die noch keine Erfahrung mit dem BFW und häufig insgesamt mit 
Praktika hatten. Die Struktur der Unternehmen hinsichtlich der Branchen und Größenklassen 
war vielfältiger und es fanden sich auch mehr sehr kleine Unternehmen. Auf diesem Wege 
wurden stärker Unternehmen erreicht, bei denen ein konkreter Personalbedarf zunächst nicht 
gegeben war und die sich nach persönlicher Ansprache und Vorstellung durch den Teilneh-
menden (z. B. nach Recherche von bestimmten Betrieben im Wohnumfeld) dazu bereit erklärt 
hatten, eine Praxisphase anzubieten, häufig ohne konkrete Integrationsperspektive. Dement-
sprechend umfangreicher war der Unterstützungsbedarf, wenn es zu einer Integration kom-
men sollte, da der Bedarf für zusätzliche Mitarbeitende erst geprüft werden musste und eine 
Einstellung häufig nur mit entsprechender Förderung möglich war (vgl. auch Kapitel 3.4.6).  

Umgang mit psychischen Erkrankungen 

Bei der konkreten Erstellung von Bewerbungsunterlagen rieten die Mitarbeitenden meist zu 
einem zurückhaltenden Umgang mit psychischen Erkrankungen. Ausnahmen wurden v. a. bei 
den Fällen beschrieben, bei denen die Erkrankung aufgrund der angestrebten Tätigkeit, z. B. 
aus Sicherheitsgründen, offengelegt werden muss. Gleichzeitig wurde jedoch auch betont, 
dass der Umgang mit psychischen Erkrankungen die freie Entscheidung eines jeden Teil-
nehmenden sei. Das folgende Zitat zeigt die Bandbreite auf: 

„Es kommt auf die Person an. [Ich] gebe ich immer den Tipp: Geht mit eurer Krank-
heit nicht hausieren. Also, sprecht das nicht von euch aus an, es könnte auf Ableh-
nung stoßen. Das ist so der generelle Rat. Es gibt aber Leute, die sehr offen damit 
umgehen wollen. Dann ja, besprechen wir einzelne Strategien, wie man eben erklärt 
[...] Ansonsten wir haben ja häufig auch Doppeldiagnosen. Raten wir den Teilneh-
mern oder rate ich dem Teilnehmer, wenn sie im Bewerbungsgespräch gefragt wer-
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den, warum BFW, warum Rentenversicherung, dass sie ihre körperlichen Gebrechen 
oder Einschränkungen in den Vordergrund stellen.“ (MA_W2) 

Entsprechend vielfältig waren die von den Teilnehmenden gewählten Strategien. In der Ver-
bleibsbefragung und in den qualitativen Interviews wurde der Umgang mit der eigenen psy-
chischen Erkrankung im Prozess der Bewerbung auf Praktikums- oder Arbeitsstellen oder bei 
der Arbeit selbst erfragt. Wie Abbildung 5 für die Verbleibsbefragung zeigt, gab es jeweils et-
wa gleich große Gruppen, die im Bewerbungsprozess von sich aus die psychische Beein-
trächtigung erwähnten, die davon erst auf Nachfrage erzählten und die diese Thematik kom-
plett verschwiegen. 14  

Abbildung 5: Umgang der Teilnehmenden mit psychischer Erkrankung im Arbeitsleben 

 

Am Arbeitsplatz selbst war der Anteil derjenigen, die von sich aus von ihren gesundheitlichen 
Einschränkungen erzählten (etwa gegenüber Kolleginnen und Kollegen) etwas größer. Nach 
Erkenntnissen aus den qualitativen Interviews hatte sich zu diesem Zeitpunkt bereits ein Ver-
trauensverhältnis herausgebildet, was die Thematisierung dieser Problemfelder erleichterte.  

Die Mehrheit der Teilnehmenden sammelte gute Erfahrungen mit der von ihnen jeweils ge-
wählten Strategie. Die restlichen hatten entweder sowohl positive als auch negative Erfahrun-
gen oder ausschließlich negative Erfahrungen gemacht. Dies spricht zunächst dafür, dass die 
Teilnehmenden gut in der Lage waren, situativ eine Entscheidung über den Umgang mit ihrer 
Erkrankung zu treffen, was wiederum auch in der Vorbereitung auf diese Situationen begrün-
det sein dürfte. 

Positive Erfahrungen mit einer Strategie des offenen Umgangs wurden in der Regel mit der 
erfahrenen Akzeptanz ihrer Beeinträchtigungen begründet. Ein/e Teilnehmer/in berichtet bei-
spielsweise: „Eine offene Aussprache traf immer auf positives Verständnis. Es zeigt ein ehrli-

                                                
14  Anzumerken ist, dass viele Teilnehmende zu dieser Frage keine Angabe machten. Daher bleiben die Fallzah-

len deutlich hinter der Zahl der insgesamt abgegebenen Fragebögen zurück. Ein Teil der fehlenden Antwor-
ten ist darauf zurückzuführen, dass Teilnehmende sich seit Ende der Maßnahme nicht beworben und/oder 
nicht gearbeitet hatten. 
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ches und vertrauensvolles Verhältnis zu sich selbst“. (TN_W4). Vereinzelte negative Äuße-
rungen bezogen sich in einem Fall auf die Konsequenzen des Verschweigens der eigenen 
Vorgeschichte – „fühlte mich allein gelassen“ (TN_W4) – in zwei anderen Fällen auf die Kon-
sequenz, dass danach bestimmte Tätigkeitsfelder nicht mehr offen standen. 

3.4.6 Exkurs: Typen von Unternehmen und ihre Unterstützungsbedarfe 

Es wurde bereits dargestellt, dass zwischen und an den untersuchten Standorten des BFW 
Unterschiede bei der Akquisition von Unternehmen auftraten. Auch die Gruppe von Unter-
nehmen, die in der Evaluation befragt wurden, war ausgesprochen heterogen. Die Wünsche 
der Unternehmen an eine Kooperation mit dem BFW und an die Begleitung laufender Praxis-
phasen sowie ggf. nach erfolgter Integration unterschieden sich daher ebenfalls deutlich. Grob 
lassen sich die befragten Unternehmen in folgende Typen von Praxisphasen und dazugehöri-
ge Bedürfnissen unterteilen: 

• Typ 1: „Bewährungsprobe“ 
• Typ 2: „Personalpool“ 
• Typ 3: „Unklare Integrationsperspektive“ 
• Typ 4: „Orientierung und Belastungserprobung ohne Integrationsperspektive“ 

Zu berücksichtigen ist, dass diese Typisierung ex post erfolgte, also nachdem ein (wesentli-
cher Teil des) Praktikums absolviert worden war. Eine Typisierung ex ante hätte zu unklaren 
Ergebnissen geführt, weil sich bestimmte Charakteristika einer Praxisphase erst im Laufe der-
selben herauskristallisieren. Zweitens ist zu berücksichtigen, dass in einem Unternehmen 
durchaus mehrere Typen von Praxisphasen auftreten können. Möglicherweise bietet ein und 
dasselbe Unternehmen einer teilnehmenden Person eine Belastungserprobung ohne Aussicht 
auf Integration, während es einer anderen Person mit konkreter Übernahmeoption erprobt. 

Wie bei jeder Typisierung qualitativen Materials fanden sich Unternehmen, die sich weder 
dem einen noch dem anderen Typ eindeutig zuordnen ließen, sondern Aspekte verschiedener 
Typen in sich vereinten. Dennoch ist die Typisierung hilfreich bei der Ableitung von Unterstüt-
zungsbedarfen der Unternehmen und von Empfehlungen zur Begleitung durch die BFW. 

Im Typ „Bewährungsprobe“ handelte es sich um Praxisphasen mit konkreter Integrations-
perspektive in Unternehmen aus verschiedenen Branchen und Größenklassen. Häufig war, 
dass sie kontinuierlich oder zumindest wiederkehrend auf der Suche nach (oft formal gering 
qualifizierten) Mitarbeitenden waren oder einen konkreten Arbeitskräftebedarf hatten. Dabei 
gab es entweder Stellenausschreibungen (teilweise auch über Zeitarbeitsfirmen) oder das 
Unternehmen hatte dem BFW seinen Bedarf gemeldet bzw. das BFW hatte Kenntnis darüber, 
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dass das Unternehmen einen regelmäßigen Bedarf an Mitarbeitenden mit bestimmten Cha-
rakteristika hat. Die angebotenen Praktika bei Unternehmen dieses Typs waren unterschied-
lich lang, wobei sich die Dauer aus Sicht der Unternehmen daran ausrichten sollte, den Prak-
tikanten kennenlernen und realitätsnah erproben zu können: 

„Ja, also 4 Wochen ist schon gut. Manchmal ist es auch kürzer, das ist dann mit 2 
Wochen manchmal ausreichend, 4 Wochen, 6 Wochen, das sind schon Zeiten, wo 
man sagt, ok, da kann man richtig über einen längeren Zeitraum auch einmal sehen, 
ist auch Belastungen ausgesetzt, ist einmal ein stressigerer Tag, ist einmal schlech-
teres Wetter oder ist einmal besseres Wetter, hat er Bock oder hat er keinen?“ (UN) 

In den Praxisphasen dieses Typs war in der Regel eine Übernahmeperspektive gegeben, 
auch wenn diese unterschiedlich konkret ausfiel. Zur Übernahmeperspektive führt ein Unter-
nehmen beispielsweise aus:  

„Es ist schön, solchen Leuten ein Praktikum zu geben. Aber wenn ich von vornherein 
weiß, ich habe sowieso keine Möglichkeit diese Person unterzubringen, ist für mich 
sage ich mal das Praktikum schade um die Zeit. Ja, also es sollte schon was hängen 
bleiben, für beide Seiten. Er startet wieder in das Berufsleben rein oder die diejenige 
und wir haben eine potentielle Arbeitskraft gewonnen. Ansonsten finde ich solche 
Praktika (...) Ja, das ist für mich dann irgendwo Zeitvertreib. Nicht sinnvoll.“ (UN) 

Ein anderes Unternehmen führt dazu aus:  

„Also ich sehe da schon auch das Ziel, jemanden dann irgendwann an das Unter-
nehmen zu binden und mit dem zusammen zu arbeiten. Das ist eigentlich immer das 
Ziel. Ob es sich immer realisieren lässt, das hat ja verschiedene Hintergründe, ob es 
geht oder nicht.“ (UN) 

Unternehmen dieses Typs erwarteten in der Regel passgenaue Vorschläge des BFW auf be-
stimmte Profile, waren aber teilweise auch offen für Quereinstiege. Einzelne Befragte führten 
auch konkrete Wünsche zur regelmäßigen anlasslosen Begleitung oder zur Beratung zu För-
dermöglichkeiten aus: 

„Das BFW meldet sich. Also das BFW weiß nun über den Zeitraum Bescheid, wie 
das bei uns langläuft und die, denke ich mal, suchen dort auch schon so ein bisschen 
raus und sagen sich: "Mensch, das wäre doch ein potentieller Kandidat für die Fir-
ma." Und dementsprechend wird das soweit festgelegt. Und dann kriege ich den An-
ruf und dann wird abgesprochen: Habe ich die Kapazität? Hat es Sinn was zu ma-
chen? Dann will ich natürlich ein bisschen grob was wissen über diese Person. Wie 
gesagt, bei körperlichen Einschränkungen muss man halt schauen, ob das Sinn hat, 
weil was nützt mir das, wenn dann die Person dann bei einer Festeinstellung danach 
permanent krank ist. Ich muss leider so wirtschaftlich denken. Aber das hat bis jetzt 
gut funktioniert und die wissen schon, was für ein Profil dort ungefähr dort auf dieje-
nigen drauf zukommt.“ (UN)  
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Die Anpassung eines Arbeitsplatzes an die Bedürfnisse des Teilnehmenden stand eher nicht 
im Vordergrund, sondern die Teilnehmenden der Integrationsmaßnahmen standen vielfach im 
Wettbewerb mit anderen potenziellen Kandidaten. Ein Unternehmen beschrieb die pragmati-
schen Anforderungen an eine Übernahme nach Ende des Praktikums wie folgt: 

„Naja, der muss in das Team passen, das Team muss sagen, jawohl, den wollen wir 
auch oder mit dem können wir gut zusammenarbeiten. Der muss ein Verständnis ha-
ben für das, was er da tut. Er muss zeigen, dass er das in den wenigen, in den paar 
Wochen jetzt verstanden hat und dass er willig ist, das auszubauen und zu vertiefen 
und dass er vielleicht auch an einer langfristigen Bindung praktisch interessiert ist. 
Weil wir ja viel auch investieren müssen in Schulungen, in [spezifische Qualifikation] 
und so weiter.“ (UN) 

Unternehmen dieses Typs können die BFW insbesondere durch eine gute Vorauswahl von 
Teilnehmenden überzeugen und langfristig für sich gewinnen. Ihre Teilnehmenden können die 
BFW v. a. dabei unterstützen, gute und konkurrenzfähige Bewerbungsunterlagen zu erstellen 
und sie auf die realitätsnahe Erprobung und die Anforderungen vorzubereiten. Im Gegenzug 
für die eher hohen Anforderungen bietet sich die Gelegenheit, konkrete Integrationserfolge zu 
erzielen, wenn auch eher im Bereich an- und ungelernter Tätigkeiten. 

Beim Typ „Personalpool“ fiel die Integrationsaussicht weniger konkret als beim Typ „Bewäh-
rungsprobe“ aus, ansonsten gab es Parallelen: Das primäre Interesse bestand in der Erpro-
bung von potenziellen Mitarbeitenden (z. B. Aufbau eines Pools von Mitarbeitenden, auf die 
das Unternehmen bei Bedarf zurückgreifen kann) und teilweise in der situativen Personalent-
lastung, die im Vergleich zum Typ Bewährungsprobe höhere Bedeutung hatte: 

„Also erst mal, was unsere Firma angeht, ist natürlich für uns immer auch eine hilfrei-
che Hand, wenn wir wirklich extrem Projekte haben, über die wir dann zu einem be-
stimmten Zeitpunkt fertig sein müssen, also Ziele, [...] wo man sagt, das sind leichte 
Aufgaben, die man auch relativ schnell sich aneignen kann.“ (UN) 

Die Unternehmen dieses Typs waren teilweise Kooperationspartner des BFW und boten zu-
meist auch regelmäßig Orientierungs- und Belastungspraktika (Typ 4) an, unabhängig von 
konkreten Stellenbesetzungswünschen: 

„Wir sind da völlig offen, kommt auch immer darauf an [...] Wir nehmen ja auch nicht 
unendlich auf, weil da muss sich ja auch einer darum kümmern. So, und wenn wir da 
voll belegt sind, dann sagen wir meistens nein, im Moment nehmen wir nicht.“ (UN) 

Eine Sonderform dieses Typs sind Personaldienstleister. In einem Beispiel erprobte ein Per-
sonaldienstleister intern Teilnehmende des BFW, mit der vagen Perspektive, diese später in 
eine Beschäftigung zu vermitteln: 
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„Also wir [hatten mehrere] Leute über die letzten Jahre vom BFW, wo wir sagen, also 
Qualität können wir überhaupt nichts aussetzen an den Bewerbern, echt sehr, sehr 
gute Bewerber gewesen, wo wir auch immer selber auch im Nachhinein dran sind, 
auch die vielleicht noch woanders mit rein zubekommen, wenn wir eben selber für 
uns entscheiden, dass wir keine Einstellung vornehmen können intern, weil wir quasi 
nur die Möglichkeit eines Praktikums für sie anbieten.“ (UN) 

Ihre Wünsche an die BFW fielen meist ähnlich wie beim Typ „Bewährungsprobe“ aus, häufig 
jedoch etwas weniger klar formuliert. Auffällig war zudem, dass die Anforderungen an die 
Teilnehmenden im Laufe der Praktika geringer waren. 

Ähnlich wie beim Typ „Bewährungsprobe“ bieten Praktika in Unternehmen des Typs „Perso-
nalpool“ eine Chance auf Übernahme, die jedoch geringer ist als dort, wo konkrete Stellenbe-
setzungswünsche bestehen. Ähnlich wie zuvor ist aus Sicht der Unternehmen v. a. eine gute 
Vorauswahl von Bedeutung. 

Bei Unternehmen des Typs „Unklare Integrationsperspektive“ handelte es sich um Fälle, 
die zunächst keine feste Absicht zur Übernahme eines Teilnehmenden hatten und das Prakti-
kum eher aus einem spontanen Entlastungsbedarf anboten oder aufgrund sozialen Engage-
ments. Letzteres wurde auch mit Erfahrungen mit Behinderung im eigenen Familien- oder 
Freundeskreis begründet. Es handelte sich häufig um kleinere Unternehmen, die bislang noch 
keine oder wenig Erfahrungen mit der Integration von Teilnehmenden aus dem BFW (oder 
von anderen Bildungsträgern) gemacht hatten. Ihre Bereitschaft begann häufig aufgrund per-
sönlicher Beziehungen oder Ansprachen durch das BFW für eine/einen Teilnehmende/n oder 
durch Kaltakquise durch Teilnehmende. Typisch lauteten Aussagen: 

„[Das BFW] kenne ich eigentlich gar nicht, kenne ich nur durch [BFW-Mitarbeiter/-in] 
weil ich mit [ihm/ihr] persönlich bekannt bin. Und [er/sie] hat mich halt seinerzeit an-
gesprochen, ob ich jemanden übernehmen könnte.“ (UN)  

„Leute stocken wir nicht auf. Wir haben einen relativ konstanten Personalstamm [...]. 
Und das mit [Name] war jetzt mehr oder weniger ein Versuch, um [Unternehmensbe-
reich] etwas zu entlasten. Also sprich Arbeiten abzugeben, die halt gemacht werden 
müssen, wo man aber im Alltagsgeschäft nicht unbedingt dazu kommt.“ (UN) 

Ob es im Anschluss an diese Praxisphasen zu einer Integration kam, war häufig durch die 
persönliche Zusammenarbeit zwischen Unternehmer/-in und Teilnehmer/-in sowie von wenig 
planbaren Einflussgrößen (z. B. neue Aufträge) bestimmt. Ferner war festzustellen, dass die 
Entwicklung einer Integrationsperspektive Zeit benötigte und die Möglichkeit flexibler Verlän-
gerungen der Praktika auf großes Interesse stieß: 

„Und es gab ja weitere Kontakte regelmäßig dann mit [BFW-Mitarbeiter/in] und wir 
haben jetzt auch das Praktikum auch noch einmal verlängert, war ja ursprünglich vier 
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Wochen angedacht, ist jetzt auf acht Wochen verlängert worden. Aber schon klar mit 
der Maßgabe, dass es eine Übernahme geben wird. Aber eben mit maximal 20 Wo-
chenarbeitsstunden.“ (UN) 

Diese Unternehmen formulierten häufig wenig konkrete Wünsche, was die Begleitung durch 
das BFW anging. Dennoch nahmen sie die Beratung meist gerne an, insbesondere wenn es 
um für sie noch unbekannte Möglichkeiten der finanziellen Förderung eines Arbeitsverhältnis-
ses ging. In einigen Fällen zeigten sich eindeutige Effekt dieser Förderung sowie der Beratung 
durch das BFW dazu. Ein/e Unternehmensvertreter/in formulierte diesbezüglich: 

„Ich wusste es damals nicht. Wir haben es probiert, wir hatten Personalknappheit, 
aber ich habe halt nicht daran gedacht, jemanden neu einzustellen, das war ein Ver-
such. Und da wir dadurch erst einmal finanziell unterstützt wurden, habe ich es halt 
gemacht.“ (UN) 

Interessant ist die Feststellung, dass es sich bei Praxisphasen (und ggf. Beschäftigungen) 
dieses Typs in einigen Fällen um Konstellationen handelte, in denen auf bestimmte Ein-
schränkungen der Teilnehmenden seitens des Unternehmens Rücksicht genommen wurde. 
Aufgrund des sich aufbauenden persönlichen Verhältnisses zwischen Betrieb und teilneh-
mender Person war es teilweise möglich, Arbeitsbedingungen im Sinne einer inklusiven Or-
ganisation des Arbeitsplatzes zu gestalten. Ein Unternehmen beschrieb z. B. die Einrichtung 
eines Arbeitsplatzes ohne Kundenkontakt, den es vorher so noch nicht gegeben hatte. Ein 
anderes Unternehmen betonte, dass aufgrund des zwischenzeitlich entstandenen persönli-
chen Verhältnisses sogar eine längere Krankschreibung während der Praxisphase akzeptiert 
und die/der Teilnehmende dennoch übernommen wurde. Auch hier wurde die Intervention 
durch das BFW als sehr wichtig geschildert. Erst dadurch hätte das Unternehmen verstanden, 
dass die/der Teilnehmende nicht generell unzuverlässig wäre, sondern sich zum Zeitpunkt 
des Praktikums in einer schwierigen privaten Situation befand. 

Zusammenfassend boten Unternehmen dieses Typs in einigen Fällen Integrationschancen, 
die jedoch zu Beginn unsicher waren und häufig erst während des Praktikums entstanden. 
Entscheidend war u. a. das persönliche Verhältnis zwischen Praktikant/in und Unternehmen. 
Praxisphasen dieses Typs können aber kaum als Kooperationsbetriebe durch die BFW ge-
pflegt werden, da sie nicht regelmäßig Bedarf an neuen Mitarbeitenden haben. Ihre Akquisiti-
on bleibt zwangsläufig ein Stück weit „Zufall“; ihre Einbindung erfolgt häufig aufgrund eines 
persönlichen Kontakts oder einer Kaltakquise, die auf einen nicht öffentlich kommunizierten 
Entlastungsbedarf des Unternehmens trifft. Da die Unternehmen unerfahren sind, kommt hier 
der Begleitung und Beratung durch das BFW, ggf. auch nach Ende einer Praxisphase, be-
sondere Bedeutung zu. 
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Beim Typ „Orientierung und Belastungserprobung ohne Integrationsperspektive“ han-
delte es sich häufig um Kooperationspartner des BFW, aber zum Teil auch um kalt akquirierte 
Unternehmen, die Praktika zur Belastungserprobung und Orientierung anboten. Diese hatten 
in der Regel kaum Intentionen oder Möglichkeiten, die Teilnehmenden auch einzustellen. 
Wenn sie überhaupt Anforderungen an die BFW formulierten, dann eher in Richtung einer 
Unterstützung, was der/die jeweilige Praktikant/in leisten kann und in welche Richtung ein 
Praktikum gehen sollte: 

„Dass die regelmäßig vorbeikommen, dass man also eine Regelmäßigkeit hat, wenn 
es möglich ist und dann halt darüber redet über die Probleme oder dass sich die 
überhaupt mal vorgestellt hätte und gesagt hat, so und so, wir sind der Träger, wir 
wollen diese Ziele erreichen. Da hätte man im Vorfeld ja auch schon mal vielleicht ei-
niges lernen können und sagen, gut, ich sehe das anders oder die sehen das anders. 
Aber war ja nicht, also ich habe das so durchgezogen, ohne überhaupt näheres zu 
wissen.“ (UN) 

Eine systematische Vorauswahl von Teilnehmenden erfolgte bei diesen Praxisphasen hinge-
gen kaum bzw. im Vergleich zu den vorherigen Typen mit deutlichen Abstrichen; es handelte 
sich eher um Fälle, in denen BFW-Mitarbeitende Praxisphasen für Teilnehmende gesucht und 
akquiriert hatten. Gemeinsam war den Unternehmen des Typs, dass sie mit den Praktika kei-
ne systematische Personalpolitik betrieben, das Praktikum also der zentrale Inhalt der Koope-
ration mit dem BFW blieb. Die Möglichkeit zur Unterstützung und Begleitung dieser Unter-
nehmen beschränkte sich daher auch schwerpunktmäßig auf die Durchführung der Praktika. 

Zusammenfassung 

Insgesamt zeigt sich ein Bedarf nach einer Begleitung der Unternehmen (und der in ihnen 
stattfindenden Praxisphasen), die auf die Anforderungen der Unternehmen zugeschnitten ist. 
Während bei größeren Unternehmen des Typs „Bewährungsprobe“ und „Personalpool“ eine 
kontinuierliche Begleitung mit Bedarfsabfrage angezeigt ist, sollte bei Unternehmen des Typs 
„Unklare Integrationsperspektive“ eher eine intensive Begleitung der Einzelfälle ab Beginn der 
Akquisition erfolgen. Hier kann Überzeugungsarbeit, persönlicher Kontakt und Beratung zu 
Fördermöglichkeiten ausschlaggebend sein für den Erfolg. Eine systematische Akquisition 
und dauerhafte Begleitung dieser Unternehmen ist hingegen kaum möglich und sinnvoll. Un-
ternehmen des Typs „Orientierung und Belastungserprobung“ können schließlich regelmäßig 
gepflegt und betreut werden; Praxisphasen zur Orientierung und Belastungserprobung in die-
sen Unternehmen und Institutionen – häufig im sozialen oder gesundheitlichen Bereich – sind 
im Rahmen einer Integrationsmaßnahme sinnvoll, auch wenn eine Integrationschance selten 
im Vordergrund steht. 
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3.4.7 Praxisphasen und Begleitung 

Wie bereits skizziert, unterscheiden sich die Praxisphasen im Rahmen der Integrationsmaß-
nahmen einerseits in solche Einsätze, die während der ersten Wochen und Monate zur Akti-
vierung, Erprobung und Orientierung eingesetzt werden, sowie andererseits solche Praxis-
phasen, in denen das Praktikum primär der Integration des Teilnehmenden in den ersten Ar-
beitsmarkt dienen soll. Aufgrund der für die Maßnahme elementaren Zielstellung der Integra-
tionspraktika werden letztere in diesem Abschnitt schwerpunktmäßig behandelt. 

Ein Teilaspekt der Begleitung der Praxisphasen bestand zunächst in der Vorbereitung der 
Teilnehmenden auf vereinbarte Praktika. Zu diesem Zweck konnte an allen Standorten beo-
bachtet werden, dass die Teilnehmenden für ihren betrieblichen Einsatz eine Art „Methoden-
koffer“ zur Verfügung gestellt bekamen.  

Dabei handelte es sich überwiegend um vorgeschlagene bzw. empfohlene Verhaltensweisen 
zur Bewältigung des beruflichen Alltags, etwa zum Umgang mit Stress, Problemen oder 
Selbstzweifeln oder mit Vorgesetzten sowie Kolleginnen und Kollegen. Darüber hinaus wiesen 
die Maßnahmen nicht nur Vorbereitungen im Einzelgespräch auf, sondern behandelten derar-
tige Thematiken auch im Rahmen von Gruppenangeboten. 

Begleitung während der Praxisphasen 

Während die vorbereitenden Schritte an den Standorten kaum Unterschiede aufwiesen, erga-
ben sich für die eigentliche Begleitung der Teilnehmenden während der betrieblichen Phase 
Unterschiede, die v. a. in der Art und Häufigkeit der Kommunikation mit den verschiedenen 
Beteiligten lagen. Der Beschreibung unterschiedlicher Schwerpunkte ist voranzustellen, dass 
kein BFW sich ausschließlich der Begleitung lediglich des Unternehmens oder der Teilneh-
menden widmete, in der Praxis also meist Mischformen der hier präsentierten Ansätze zu 
finden waren.  

Ein erster Ansatz, der empirisch am häufigsten zu beobachten war, lässt sich als unterneh-
mensorientiert beschreiben. In diesem Fall traten die Mitarbeitenden der Maßnahmen in 
Richtung der Unternehmen/Betriebe überwiegend als eine Art „Dienstleister“ auf. Darunter 
wird verstanden, dass sich die BFW aktiv und möglichst persönlich im Unternehmen erkundig-
ten, was getan werden könnte, um die konkrete Passfähigkeit der Person im Betrieb oder ihr 
auf anderem Wege einen Vorteil im Hinblick auf eine Integration in Arbeit zu verschaffen: 

 „Es ist besser, um weitere Möglichkeiten auszuloten im Gespräch, wo Firmen nicht 
wissen: was kann denn noch passieren? Was könnten wir denn jetzt noch gemein-
sam tun?, Vorschläge zu erarbeiten. Das geht in der Regel nur im persönlichen Ge-
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spräch. Das schaffe ich nicht in einer Email und auch nicht in einem Telefonat. Ich 
denke, dass die meisten Firmen sich in einem persönlichen Gespräch dann eher da-
rauf eingelassen haben, dann reden wir jetzt einmal darüber. Das die auch wissen, 
was hat das BFW für eine Stellung in dem Prozess. Was organisieren sie? Was or-
ganisiert der Träger, wenn es um Einstellungszuschüsse geht? Wir vermitteln da 
auch gerne, dass die Firmen da also auch wenig Arbeit haben.“ (MA_W3) 

Die gewonnenen Erkenntnisse vermittelten die Mitarbeitenden des BFW wiederum den Teil-
nehmenden, entweder direkt im Nachgang des (nicht vor Ort erfolgenden) Kontakts oder zu 
einem späteren Zeitpunkt. Die Intention dieser Konstellation wurde dahingehend geschildert, 
dass den Teilnehmenden die potenziellen Integrationsaussichten aus Sicht des BFW vermit-
telt und dabei die Punkte betont werden sollten, auf die das Unternehmen besonderen Wert 
bei der Entscheidung über eine Übernahme legen würde. 

Im Gegensatz dazu wies die Begleitung insbesondere der Standorte, deren Konzept eher 
wenige und dafür längere Praktika vorsehen, einen Ansatz auf, der sich als teilnehmerorien-
tiert beschreiben lässt. Für die Unternehmen fungierte das BFW in dieser Konstellation eher 
als bedarfsorientierter Ansprechpartner sowie als organisatorische Plattform. Da die Kommu-
nikation weniger auf die Anwesenheit der Mitarbeitenden vor Ort im Unternehmen ausgerich-
tet war, stand der persönliche Kontakt zu den Teilnehmenden am BFW im Vordergrund der 
Begleitung. Diesem Zweck dienten insbesondere sogenannte monatliche oder sogar wöchent-
liche Rückholtage bzw. -treffen am BFW, in denen sowohl im Gruppenkontext als auch im 
Einzelgespräch zwischen Teilnehmenden und dem Maßnahmenteam Erfahrungen und Ent-
wicklungen sowie Passfähigkeit und Integrationschancen gemeinsam reflektiert wurden. Den 
Einschätzungen der Teilnehmenden fiel dadurch ein besonderer Stellenwert zu. 

Der dritte Ansatz lässt sich als eine Kombination aus beiden Ideen beschreiben und kor-
respondierte tendenziell mit einer recht intensiven Begleitung. Die typische Umsetzung erfolg-
te in Form von Unternehmensbesuchen, an der alle Beteiligten (BFW, Teilnehmer/in, Vorge-
setzte, evtl. auf verschiedenen Ebenen sowie Kolleginnen und Kollegen) teilnahmen. Das 
BFW fungiert in diesen Fällen eher als „Moderator“ des Treffens. Die Zielstellung wurde v. a. 
dahingehend geschildert, dass der Bereich des Machbaren ausgelotet werden sollte unter der 
Grundannahme, dass sich in aller Regel sowohl der/die Teilnehmer/in als auch das Unter-
nehmen aufeinander zubewegen müssten, um eine Übernahme in Arbeit zu ermöglichen. 

Die Teilnehmenden brachten eine große Bandbreite in der Bewertung ihrer Praxisphasen zum 
Ausdruck. Eine klare Tendenz dahingehend, welcher Ansatz präferiert wurde, ließ sich nicht 
erkennen. Kritik gab es meist in Fällen, in denen die Begleitung als insgesamt zu wenig inten-
siv wahrgenommen wurde. 
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Umgang mit fehlender Integrationsperspektive 

Eine wiederkehrende Herausforderung bei der Begleitung von Praxisphasen bestand darin, 
dass Praxisphasen, insbesondere im späteren Verlauf der Maßnahme, nicht zu der erhofften 
Integrationsperspektive führten. Damit wurde sehr unterschiedlich umgegangen.  

Einige Standorte präferierten den zügigen Abbruch bzw. die Nicht-Verlängerung dieser Praxi-
sphase, was meist eine Rückkehr der Person an das BFW und die Wiederaufnahme der Ak-
quisebemühungen bedeutete. Die Herausforderung dieses Ansatzes bestand v. a. hinsichtlich 
eines zeitnahen Anschlusses der nächsten Praxisphase. Die Bandbreite der Handlungsansät-
ze reichte dabei von einer umgehenden Forcierung der Akquisebemühungen durch das BFW, 
über standortspezifische Fristen, bevor der zuständige Reha-Träger über fehlende Integrati-
onsmöglichkeiten informiert und die Maßnahme ggf. abgebrochen wurde, bis hin zu einem 
individuell organisierten Umgang, in dem keine einheitlichen Vorgaben vorlagen. 

Als zweite typische Reaktion auf eine fehlende Integrationsperspektive ließ sich die unverän-
derte Fortführung des Praktikums beobachten. Diese Option wurde v. a. damit begründet, 
dass auch ein Praktikum mit diffuser bzw. ohne Integrationsperspektive zweckdienlich sein 
könne. So hätte die/der Teilnehmende durch seine fortlaufende Mitarbeit etwa verbesserte 
Integrationschancen, falls sich doch noch eine Möglichkeit auf Beschäftigung ergeben sollte 
oder die/der Teilnehmende könne über das Praktikum zumindest berufliche Erfahrungen und 
Kompetenzzuwächse erzielen. 

Ein dritter Handlungsansatz berücksichtigte sowohl die erforderliche Reaktion auf eine fehlen-
de Integrationsperspektive als auch die nicht auszuschließende Möglichkeit eines (doch) nicht 
eintretenden Integrationserfolgs. Diese Option lässt sich mit dem Begriff Modifizierung um-
schreiben. Die konkrete Umsetzung dieses Ansatzes bestand z. B in vereinbarten Recherche-
tagen, die sowohl mit dem Unternehmen als auch mit den Teilnehmenden abgesprochen 
wurden bis hin zu einem parallelen Einsatz in einem anderen Betrieb. Ziel war die Schaffung 
einer weiteren Integrationsperspektive, ohne die laufende Praxisphase abbrechen zu müssen: 

„Und meistens gucken wir auch, dass wir versuchen, [...] diese Vier-plus-eins-
Regelung [...] Bei manchen fangen wir schon mit dieser Vier-plus-eins-Regelung an, 
das heißt einen Tag sind sie dann hier und können dann weiter Recherche betreiben. 
Es kommt aber immer ein bisschen drauf an. Wenn die natürlich motiviert sind in 
dem Sinne und vielleicht auch schon eins, zwei Praktika haben, müssen wir diese 
Regelung nicht ziehen [...] Aber bei manchen müssen wir dann schon diese Rege-
lung. Und dann sagen wir: "Einen Tag bitte hier. Und Sie können weiter sich [...] um 
ein neues Praktikum kümmern." (MA_W3) 
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Unter den Teilnehmenden zeigte sich dabei, dass es sowohl Fälle gab, in denen Personen 
selbst nicht bereit waren, Praktika ohne Integrationsperspektive weiter durchzuführen, als 
auch Fälle, in denen bewusst eingefordert, ein Praktikum trotz fehlender Übernahmechancen 
bis zum Ende zu absolvieren. Hinsichtlich der Modifizierung des Praktikums gab es vielfach 
Zustimmung zu Recherchetagen, in einigen Fällen aber auch Kritik an der aus ihrer Sicht er-
zwungenen Anwesenheit am BFW. 

Integrationsunterstützung 

Als zentrales Instrument zur Unterstützung der Integrationsaussichten nutzten alle BFW die 
Vermittlung von Information über mögliche finanzielle Eingliederungsleistungen an Unterneh-
men. Unterschiedliche Herangehensweise ergaben sich diesbezüglich nicht standortspezi-
fisch, sondern eher teilnehmer- bzw. unternehmensbezogen, etwa hinsichtlich der Frage, ob 
Informationen über Eingliederungszuschüsse als finales Überzeugungsinstrument oder be-
reits zu Beginn des Praktikums offensiv kommuniziert werden sollten. 

Neben diesen allgemeinen unterstützenden Angeboten konnten in den Maßnahmen diverse 
teilnehmerspezifische und individuell zugeschnittene Angebote identifiziert werden, beispiels-
weise Fort- und Weiterbildungen für potentielle Einsatzfelder/Arbeitsplätze (Erwerb spezieller 
Führerscheine oder Schulungen in bestimmter Software), die Nutzung BFW-interner Angebo-
te (etwa die Teilnahme an Abschnitten von Umschulungskursen), teilweise einhergehend mit 
speziellen Anforderungsprofilen und Nachqualifizierungswünschen seitens der Unternehmen. 
Sofern Teilnehmende derartige Leistungen erhielten, spiegelte sich das in der Regel in einer 
hohen Zufriedenheit mit der Maßnahme wider. 

3.4.8 Nachbetreuung 

In allen Konzepten ist eine Nachbetreuung vorgesehen, die entweder nur Personen offeriert 
wird, die zum Maßnahmenende noch nicht integriert werden konnten oder allen ehemaligen 
Teilnehmenden offensteht (vgl. Abschnitt 3.3). Zusätzlich variieren sowohl unter den Standor-
ten als auch je nach Zielgruppe die möglichen Zeiträume zur Wahrnehmung der jeweiligen 
Angebote. Für nicht in Arbeit vermittelte Teilnehmende liegen die Fristen dabei zwischen 
sechs bis zwölf Monaten. 

Während die skizzierten Angebote die Aufnahme eines passenden Arbeitsverhältnisses be-
günstigen sollen, sollen die Angebote für bereits integrierte Teilnehmende in erster Linie dem 
Arbeitsplatzerhalt dienen. Dabei handelt es sich v. a. um individuelle sozialpädagogische oder 
psychologische Beratungsangebote an die früheren Teilnehmenden zur Unterstützung der 
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Übergangsphase/Probezeit. Über Häufigkeit und Intensität der Nutzung dieser Angebote ent-
scheiden nach den Befragungsergebnissen in der Regel die Teilnehmenden selbst. 

Hinsichtlich integrierter Teilnehmender bestehe der Hauptnutzen nach Ansicht einiger Mitar-
beitender in der psychologischen Beratung. Mit Blick auf die nicht vermittelten Teilnehmenden 
wurde von zusätzlichen Orientierungs- oder Bewerbungsanstößen berichtet. Ganz allgemein, 
so Mitarbeitende, bestehe das Ziel in der Aufrechterhaltung einer Unterstützungsstruktur, die 
gerade bei dieser Zielgruppe von großer Bedeutung sei: 

„Ziel ist den Teilnehmern das Gefühl zu geben sie können jederzeit sich auch melden 
wenn etwas ist, also Sicherheit vermitteln. Komme ich nochmal ins Schleudern, dann 
weiß ich wo ich hingehen kann, also wo ich Unterstützung kriege. Dass sie dieses 
Gefühl einfach mitnehmen, was für die meisten sehr entlastend ist. Dass sie jetzt 
nicht so ganz alleine dastehen, auch wenn es kaum genutzt wird von vielen, aber so 
diese Sicherheit eben vermitteln, ist denke ich ganz wichtig.“ (MA_W3) 

Von den unmittelbar am Ende oder bereits nach der Maßnahme befragten Teilnehmenden 
gab ein Großteil an, die Angebote aus fehlender Erfordernis (wahrscheinlich) nicht nutzen zu 
wollen. In diesem Zusammenhang bestätigten mehrere Teilnehmende gleichwohl den positi-
ven Effekt der bloßen Ansprechbarkeit bis hin zur festen Vereinbarung: 

„Es war jetzt nichts Notwendiges. Aber wenn ich es gebraucht hätte, wäre ich jeder-
zeit willkommen gewesen. Alleine das Wissen, dass ich sage, ich kann dahin gehen, 
obwohl ich im Prinzip nicht mehr dazugehöre. Kann ich trotzdem kommen.“ (TN_W3) 

3.5 Teilnahmeverläufe 

Wie die Ausführungen zum Auswahlprozess und zur Zielgruppenerreichung bereits darlegen 
konnten, zeichnete sich die Zugangspraxis in Integrationsmaßnahmen durch regionale und 
trägerspezifische Besonderheiten aus. Dementsprechend wiesen auch die Charakteristika der 
Teilnehmendengruppe Unterschiede in beruflicher und gesundheitlicher Hinsicht auf. Von 
dem/der „typischen“ Teilnehmenden einer Integrationsmaßnahme kann insofern nur einge-
schränkt gesprochen werden. Daraus resultiert auch, dass die Maßnahmen ganz unterschied-
lichen Anforderungen gerecht werden müssen und je nach Ausgangskonstellation verschie-
dene typische Herausforderungen zu bewältigen haben. Auch zeigten sich teils deutlich un-
terschiedliche Erwartungen an die Maßnahme (vgl. etwa Abschnitt 3.4.5). 

Um aufzuzeigen, welchen unterschiedlichen Bedürfnissen Integrationsmaßnahmen gerecht 
werden müssen, wurden die Teilnehmenden anhand ihrer Ausgangsvoraussetzungen und 
ihrer persönlichen Ziele der Maßnahmenteilnahme in Typen eingeteilt, die nachfolgend be-
schrieben werden. Zu jedem Typ werden anschließend charakteristische Herausforderungen 
im Maßnahmeverlauf beschrieben. 
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3.5.1 Ausgangstypen und ihre Erwartungen 

Entsprechend des Hauptziels aller Integrationsmaßnahmen, eine Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt zu erreichen bzw. den Aufbau der dafür notwendigen Kompetenzen zu beför-
dern, erfolgte die Typisierung der Teilnehmenden anhand folgender Dimensionen: 

• die Ausgangssituation im Hinblick auf Vormaßnahmen und Schwere der Erkrankung, 
• die Motivation zur Rückkehr in Arbeit sowie 
• die Erwartungshaltung an die Maßnahme in Bezug auf die Re-Integration in Arbeit und 

weitere Inhalte. 

Wie bei einer Typenbildung üblich wurden jeweils Fälle einem Typ zugeordnet, die die größt-
mögliche Übereinstimmung mit anderen Fällen des gleichen Typs hatten. Insgesamt wurden 
sechs Ausgangstypen gebildet: 

• Typ 1: „Moratorium“ 
• Typ 2: „Beruflicher Plan“ 
• Typ 3: „Hauptsache Arbeit“ 
• Typ 4: „Wunsch nach gesundheitlicher Stabilisierung“ 
• Typ 5: „Zweite Wahl“ 
• Typ 6: „Beruflicher Ausstieg“ 

Jede interviewte Person wurde einem dieser sechs Ausgangstypen zugeordnet. Der Typ „Mo-
ratorium“ bildet dabei die zahlenmäßig größte Gruppe (N=17). Die übrigen Typen wurden zwi-
schen sieben und elf Teilnehmenden zugeordnet. 15 

Typ 1: „Moratorium“ 

Teilnehmende dieses Typs schilderten ihre Teilnahme an der Maßnahme (und ggf. weiterer 
rehabilitativer Maßnahmen) in erster Linie als wegweisendes Instrument zur Neujustierung 
ihrer Berufsbiografie. Sie hatten in der Regel eine lange Phase des Ausstiegs aus dem Er-
werbsleben hinter sich und wollten die Maßnahme zum „Innehalten“ nutzen und dazu, eine 
neue Orientierung zu finden. Teilnehmende dieses Typs waren tendenziell offen bezüglich der 

                                                
15 Die übrigen Typen in der Reihenfolge ihrer zahlenmäßigen Größe: „Zweite Wahl“ N=11; „Gesundheitliche 

Stabilisierung“ N=9; „Beruflicher Plan“ N=9; „Hauptsache Arbeit“ N=8; „Beruflicher Ausstieg N=7. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass diese Zuordnung nicht in jedem Fall zweifelsfrei und eindeutig war. Einige „unscharfe“ Fäl-
le hätten auch jeweils zwei möglichen Typen zugeordnet werden können. Methodisch ist ferner darauf hinzu-
weisen, dass das erste Interview, auf dessen Basis die Typisierung erfolgte, in der Regel ca. vier Wochen 
nach Maßnahmeneintritt stattfand. Es ist nicht ganz auszuschließen, dass zu diesem Zeitpunkt bereits erste 
Wirkungen der Maßnahmen auf die Ziele und Erwartungshaltungen der Teilnehmenden vorlagen. 
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Anschlussoptionen an die Maßnahme. Denkbar waren für sie neben einer Beschäftigung häu-
fig auch die Aufnahme einer Ausbildung oder einer Umschulung, eine berufliche Selbststän-
digkeit oder ein (zeitlich befristetes) Zurückziehen aus dem Berufsleben:  

„Mich beruflich neu zu orientieren, mit der Frage, ob eine Umschulung infrage kommt 
oder sogar ein Quereinstieg in einen anderen Beruf, oder Job. Wo ich meinen Vor-
stellungen einer Arbeit näher komme. [...] ich möchte halt zufrieden sein und irgend-
wie noch Energie haben, in der Freizeit noch Energie haben “ (TN_W1) 

Den zukünftigen beruflichen Werdegang schilderten sie als einen Weg voller Optionen. Das 
gilt für das Format der zukünftigen Berufsbiografie (Beschäftigung, Ausbildung etc.), aber 
auch im Hinblick auf die berufliche Richtung. So wünschten die Teilnehmenden dieses Typs in 
aller Regel, beruflich etwas ganz anderes zu machen oder zogen diese Möglichkeit zumindest 
ernsthaft in Betracht. Diese Offenheit ist das wesentliche Merkmal ihrer Teilnahme. 

Ihre Offenheit in Fragen der Berufsorientierung korrespondierte damit, dass sie sich selbst mit 
einer „Sinnfrage“ konfrontiert sahen. Für sie ging es nicht nur darum, ob sie arbeiten wollten 
und ob sie sich dazu gesundheitlich in der Lage sahen, sondern insbesondere darum, unter 
welchen Rahmenbedingungen und zu welchen Konditionen dies geschehen sollte: 

„Selbstkritischer. Mehr auf mich achtend. Nicht mehr so blauäugig zu sagen, Haupt-
sache Arbeit. Habe schon festgestellt, dass es gewisse Punkte gibt die mir im neuen 
Arbeitsleben wichtiger sind als sie vorher waren.“ (TN_W1) 

Damit hing zusammen, dass die Teilnehmenden ihrer Entscheidung einen sorgfältigen Klä-
rungs- und Entscheidungsprozess vorschalten wollten, wodurch eine Vielzahl an Faktoren 
thematisiert wurde, zu denen auch private und soziale Faktoren gehörten. Die Funktion der 
Maßnahme sahen sie dabei eher in einer begleitenden Funktion. Im Vergleich zu anderen 
Teilnehmenden beanspruchten sie einen umfangreichen eigenen Entscheidungsspielraum: 

„Also ich wünsche mir Unterstützung definitiv, aber ich sage auch, im Endeffekt muss 
ich entscheiden, welchen Job ich machen möchte, aber ich brauche erst mal so 
Denkanstöße. [...] so kleine Schubser in die richtige Richtung, um einfach dann mal 
zu gucken, was würde mir liegen, aber die Entscheidung möchte ich dann alleine fäl-
len.“ (TN_W1) 
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Typ 2: „Beruflicher Plan“ 

Teilnehmende, die diesem Ausgangstyp zugeordnet wurden, waren meist etwas jünger als 
der Durchschnitt der Teilnehmenden und zeichneten sich bereits unmittelbar zu Beginn der 
Maßnahme durch einen hohen Konkretisierungsgrad ihrer beruflichen Zielstellung aus sowie 
eine mindestens in nachvollziehbaren Umrissen definierte Erwartungshaltung, nach der die 
Teilnahme an der Maßnahme der Zielerreichung dienen sollte: 

 „[...] Hier klang das erste Mal so, als würde es tatsächlich im Vordergrund stehen, 
was ich gerne machen wollen würde und nicht sowas wie: du hast jetzt hier eine 
Auswahl, du nimmst dir davon was, dann wird das gemacht und fertig. Sondern es 
klang so, als dürfte ich mal sagen, was ich gerne machen wollte und als würde das 
auch umgesetzt werden.“ (TN_W1) 

Die Teilnehmenden waren sich in ihren Plänen eher bis sehr sicher und wollten die Maßnah-
me nicht zur kritischen Überprüfung des Vorhabens nutzen, sondern als zeitlich befristetes 
Unterstützungsangebot zur Realisierung des Plans. Das Zusammenwirken aus Zielstellung 
und Erwartungshaltung schilderten sie häufig als Möglichkeit zur Aneignung beruflicher Kom-
petenzen oder zum Sammeln von Berufserfahrungen durch Praxiseinsätze, um ihre Integrati-
onsaussichten im ausgewählten Beruf(-sfeld) systematisch zu erhöhen und die Integration 
während oder unmittelbar im Anschluss an die Maßnahme idealerweise bereits zu erreichen: 

„Ja, damit werde ich das [Berufsbezeichnung], so. Punkt. Also damit werde ich ir-
gendwie Hilfe bekommen, dass ich irgendwie einen Weg finde, in diesen [Beruf] zu 
gelangen und da Fuß zu fassen“ (TN_W1) 

Der berufliche Plan trug dabei einerseits Züge einer kompletten beruflichen Umorientierung, 
die sich von der vorherigen Berufsbiografie in den Punkten Branche, Tätigkeit und Arbeitsbe-
dingungen absetzte. Teilweise setzten die Personen ihre Teilnahme sogar mit einer „Umschu-
lung“ in einem kürzeren und stärker an betrieblichen Lernphasen ausgerichteten Maßnahmen-
format gleich. In anderen Fällen bezog sich der Plan auf eine Rückkehr in die vorherige Be-
rufstätigkeit bis hin zum Einzelwunsch auf Unterstützung einer Reintegration beim alten Ar-
beitgeber. Die für eine Umorientierung notwendige Offenheit war bei Teilnehmenden dieses 
Typs zumindest zu Beginn noch nicht zu erkennen. 

Typ 3: „Hauptsache Arbeit“ 

Teilnehmende dieses Typs zeichneten sich durch Ähnlichkeiten zum Typ „beruflicher Plan“ 
insoweit aus, als die Integration in Arbeit das feste Ziel der Teilnahme war und die Maßnahme 
als Mittel zur Zielerreichung dienen sollte. In diesem Fall lag den Bestrebungen aber typi-
scherweise keine konkrete berufliche Zielstellung zugrunde. Die Teilnehmenden waren im 
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Vergleich auch etwas älter und hatten meist bereits eine Maßnahme der medizinischen Re-
habilitation absolviert. 

Wesentlich war stattdessen eine zu Beginn der Maßnahme vorliegende berufliche Orientie-
rungslosigkeit, die häufig dadurch ausgelöst wurde, dass ein (erlernter) Beruf nicht mehr aus-
geübt werden konnte. Den Hauptnutzen der Maßnahme sahen diese Teilnehmenden dement-
sprechend in der beruflichen Orientierung bei zügiger Aufnahme eines sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses während oder spätestens am Ende der Maßnahme. 
Ihre Motivation zur Integration in den ersten Arbeitsmarkt zogen die Teilnehmenden dabei 
etwa aus ihrer finanziellen Situation: 

„Ich bin so eine Person, die acht Stunden auf Arbeit geht, meine 1200, 1300 Euro 
verdienen will [...] Also, ein bisschen Luxus möchte man haben. Und nur von 400 o-
der wenn ich den Hartz-IV-Satz bekomme, kommt man halt nicht weit.“ (TN_W1) 

Was die berufliche Tätigkeit anbelangt waren die Teilnehmenden dieses Typs allerdings nicht 
anspruchslos. Stattdessen lässt sich ihre Grundhaltung eher als pragmatische Einstellung 
beschreiben. So waren neben finanziellen Gesichtspunkten aus ihrer Sicht insbesondere ihre 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen die Eckpunkte der beruflichen Orientierung:  

„Und dass ich halt auch die passende Arbeit bekomme, wo ich nicht mehr diesen 
ganzen Stress und den körperlichen Stress und das alles habe. Das erwarte ich 
schon [...], dass ich danach eine Arbeit habe.“ (TN_W1) 

Eine intensive Auseinandersetzung mit ihrer psychischen Beeinträchtigung wünschten die 
Teilnehmenden dieses Typs in der Regel gleichwohl nicht. 

Typ 4: „Wunsch nach gesundheitlicher Stabilisierung“ 

Bei Teilnehmenden dieses Typs dominierten Fragen der beruflichen Leistungsfähigkeit, was 
sich während des Interviews auch im Umfang der gesundheitsbezogenen Schilderungen nie-
derschlug. Diese Teilnehmenden hatten in aller Regel im Vorfeld eine Maßnahme der medizi-
nischen Rehabilitation absolviert, waren durchschnittlich etwas älter und sahen den Nutzen 
der Maßnahme zunächst nicht primär in einer Integration in Arbeit, sondern darin, die persön-
lichen gesundheitlichen Voraussetzungen in den Blick zu nehmen und mithilfe der Maßnahme 
zu bearbeiten: 

„Ich sehe es als auch Festigung und Gesundung an für mich. Natürlich kann ich nicht 
hier herkommen und sagen, hier, jetzt festigt mich mal und jetzt macht mich mal ge-
sund! Da gehört ja der Eigenanteil mit dazu.“ (TN_W1) 
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Den Prozess des beruflichen Wiedereinstiegs schilderten sie unterschiedlich. Eine Form war 
eine Art „Stufenmodell“ nach dem Motto: erst stabilisieren (in den Grundvoraussetzungen, 
dass man überhaupt an Arbeit denken kann, z. B. Erlernen von Grundstrukturen wie jeden 
Tag zur Arbeit gehen, feste Arbeitszeiten, soziale Umgangskompetenzen), um dann mit der 
beruflichen Orientierung beginnen zu können:  

„Ich muss erst mal mein Selbstbewusstsein wieder hoch kriegen. Also das ist seitdem 
ich dort [Name der Firma] gearbeitet hatte war es weg. Und das ist halt weg. Mein 
Bewusstsein, Selbstbewusstsein muss ich wieder aufbauen und das ist halt nicht 
leicht. [...] Ich muss die Angst weg kriegen“ (TN_W1) 

Eine weitere typische Verknüpfung der gesundheitlichen Stabilität einerseits sowie der berufli-
chen Integration andererseits war die Erprobung und Verbesserung der Voraussetzungen 
parallel zur beruflichen Orientierung („Fit machen“ für ein bestimmtes Berufsfeld bzw. einen 
bestimmten Beruf oder Finden einer im Sinne der Belastbarkeit passenden Beschäftigung): 

„Eine Arbeit die für mich natürlich in meinem Rechner, gesundheitlich natürlich ein 
bisschen angemessen ist. Was da jetzt nun raus kommt, dass steht noch in den 
Sternen. Ich habe zwar schon ein Bild, aber das verschwimmt schon wieder.“ 
(TN_W1) 

Teilnehmende dieses Typs beschrieben insgesamt häufig sehr lange und komplexe Krank-
heitsverläufe. In ihren Interviews wurde meist erkennbar, dass diese Krankheitserfahrungen 
eine starke und nachhaltige Bedeutung für sie hatten. Auch handelte es sich häufig um Per-
sonen, bei denen die akute Phase ihrer Erkrankung nicht vollständig abgeschlossen schien. 

Typ 5: „Zweite Wahl“ 

Bei Teilnehmenden dieses Typs handelt es sich um Personen, die ihren Antrag auf Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben eigentlich mit dem Wunsch nach einem anderen Maßnah-
metyp verknüpft hatten, welcher vom Reha-Träger jedoch nicht gewährt wurde. Am häufigsten 
hatte es sich dabei um den Wunsch nach einer Umschulung gehandelt. In einzelnen Fällen 
bezog sich die „erste Wahl“ jedoch auch auf ganz andere Formate, z. B. medizinisch-
berufliche Rehabilitationen oder Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM). 

Insbesondere Teilnehmende mit einem ursprünglichen Wunsch nach Umschulung waren 
(ähnlich wie Teilnehmendes des Typs „Moratorium“) an einer beruflichen Reintegration auf 
dem ersten Arbeitsmarkt unter der Bedingung einer beruflichen Neuorientierung interessiert. 

Unterschiede zwischen den Personen, für die eine Integrationsmaßnahme die „zweite Wahl“ 
darstellte, bestanden darin, mit welcher Einstellung die Maßnahme begonnen wurde. So be-
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gannen manche Teilnehmende die Maßnahme durchaus offen und positiv, da sie für sich zu 
der Einsicht gekommen waren, dass eine Umschulung aus privaten und leistungstechnischen 
Gründen nicht das „Richtige“ für sie gewesen wäre. Diese Fälle zeichneten sich durch eine 
nachträglich zustimmende Haltung aus. Die größere Gruppe dieses Typs begann die Maß-
nahme allerdings mit großer Skepsis hinsichtlich der Passfähigkeit und Wirksamkeit, was 
auch mit der geringen Bekanntheit des Formats zu tun hatte. Motive hierbei waren die fehlen-
de formelle Qualifikation und das Modell, Integration über Praktika erreichen zu müssen:  

„Ich hätte doch lieber etwas Solides [...] hätte man was SOLIDES in der Hand, dann 
könnte man sich auf den Hacken umdrehen, sich an einen anderen Betrieb wenden, 
aber wenn man jetzt, sage ich mal durch ein Praktikum, ohne Gesellenbrief sich 
reinmogelt durch staatliche Hilfen (...) ist das nicht gerade zukunftsträchtig.“ (TN_W1) 

Dieser oder ähnliche Gedanken wurden relativ häufig geäußert, teilweise dominierten sie Ziel-
stellung und Erwartungshaltung der Teilnehmenden dermaßen, dass zunächst keine Bereit-
schaft bestand, den Umschulungswunsch aufzugeben. Stattdessen wurde das ursprüngliche 
Streben nach einer Umschulung aufrechterhalten und ausformuliert: 

„Nach der Maßnahme in ein Praktikum zu kommen oder während der Maßnahme 
und über diesen Weg vielleicht eine neue Ausbildung zu starten. Das ist so der Hin-
tergrund, warum ich jetzt hier bin. [...] Wie ich dazu jetzt komme, ob ich es jetzt über 
diesen Praktikumsplatz mache oder eine direkte Umschulung [...]. Das entscheidet 
der Rententräger. Dafür bin ich bereit, alles zu tun. Dass der Rententräger sieht: ja, 
er ist es wert.“ (TN_W1) 

Neben derartigen Fällen, in denen die Integrationsmaßnahme als Weg zur Umschulung oder 
Fortführung der gewünschten Qualifizierung mit anderen Mitteln geschildert wurde, waren 
weitere typische Motivationen entweder finanzieller Art oder resultierten aus der Einschät-
zung, sich dem Druck des ersten Arbeitsmarkts für eine längere Zeit entziehen zu können: 

„Ich war inzwischen in Hartz IV gelandet und natürlich ist das für mich erst mal/ Das 
stand ganz oben auf der Liste: ‚Ich bin dann erst mal raus, wenn ich hier das antre-
te.’“ (TN_W1) 

Typ 6: „Beruflicher Ausstieg“ 

Die Teilnehmenden, die diesem Typ zugeordnet wurden, zeichneten sich dadurch aus, dass 
sie vor oder parallel zu der Entscheidung, an der Maßnahme teilzunehmen, bereits einen An-
trag auf Erwerbsminderungsrente gestellt hatten. Der Antrag war entweder (nach teils gericht-
lichen Verfahren) aber abgelehnt worden oder befand sich noch in der Prüfung. 

Wie zu erwarten wiesen die Personen dieses Typs das höchste Durchschnittsalter aller Typen 
auf. Nahezu alle von ihnen hatten im Vorfeld zudem eine medizinische Rehabilitation absol-
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viert. Eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt in Vollzeit hielten sie für unrealistisch bis 
ausgeschlossen, weshalb sie zumindest einen Teilausstieg aus dem Erwerbsleben (weiterhin) 
für ihre Situation als angebracht erachteten und lediglich eine Teilzeitstelle oder eine gering-
fügige Beschäftigung für denkbar hielten: 

„Also ich möchte [...] unter Hilfestellung [der/des Psychologin/Psychologen] und der 
Rehaberaterin herausfinden, kommt für mich eine Teilzeittätigkeit in Betracht oder ein 
Vollberentung. Meine Hoffnung geht nach wie vor in Richtung Teilzeittätigkeit [...] mit 
einer Teilerwerbsminderungsrente kombinieren.“ (TN_W1) 

Ein zweites typisches Merkmal waren die aufgrund des (abgelehnten) Rentenbegehrens ho-
hen Erwartungen an die Orientierungs- und Vermittlungsbemühungen durch die Mitarbeiten-
den des BFW bis hin zur weitgehenden Fremdzuschreibung der Verantwortlichkeit: 

„Das mir irgendjemand zeigt oder sagt zumindest, was ich machen kann. [...] Ich 
kriege zumindest dann aufgezeigt, was ich überhaupt noch arbeiten kann, weil ohne 
irgendeinen festen Plan ist man einfach verloren.“ (TN_W1) 

Bei Teilnehmenden, deren Rentenbegehren bereits abgelehnt wurde, konnte zudem beobach-
tet werden, dass sie in der Maßnahme lediglich eine notwendige Zwischenetappe zur Ge-
nehmigung der Erwerbsminderungsrente sahen: 

„Naja wenn ich die Erwerbsunfähigkeitsrente gehabt hätte dann hätte ich mich halt 
um nichts mehr kümmern müssen. Aber ich probiere es jetzt einmal und dann sehen 
wir weiter, ob das klappt oder nicht. [...] Wenn ich sowieso irgendwann keine Arbeit 
mehr kriege und die Gesundheit schlechter wird, dann kriege ich die Rente.“ 
(TN_W1) 

3.5.2 Verläufe und typische Herausforderungen 

Anhand der gebildeten Ausgangstypen und den jeweils einem Typ zugeordneten Teilneh-
menden erfolgte eine Analyse der einzelnen Maßnahmeverläufe sowie der typischen Per-
spektiven und Entwicklungen, die sich aus diesen Verläufen ergaben. Die Analyse basierte 
dabei zum einen auf den zu Beginn als typischen Konstellationen herausgearbeiteten Merk-
malen sowie zum anderen auf begleitenden bzw. beeinflussenden Aspekten, die sich ebenso 
als typisch für den Verlauf herausstellten.  

Verlauf Typ 1: „Moratorium“ 

Ein zentrales Merkmal bei den Teilnehmenden dieses Typs lag darin, dass die Personen ihre 
Teilnahme an der Maßnahme für eine berufliche Neuorientierung nutzen oder diese zumin-
dest in Erwägung gezogen hatten. Charakteristisch war daher eine gewisse Ergebnisoffenheit 
auch im weiteren Verlauf der Maßnahme:  
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„Als wir mit der Maßnahme gestartet sind geht es ja am Anfang auch immer so ein 
bisschen darum, wo will ich eigentlich hin? Was stelle ich mir eigentlich vor? Was soll 
eigentlich rauskommen bei der ganzen Geschichte? Habe ich überhaupt eine Vor-
stellung, wenn ja, wie muss das eigentlich oder sollte das alles sein? Ich habe relativ 
schnell für mich damals definiert oder definieren können, wie das Ganze aussehen 
soll.“ (TN_W3) 

Der Wunsch nach Neuorientierung führte zwar einerseits zu einer offenen Haltung, was das 
Ergebnis der beruflichen Orientierung anbetraf, andererseits häufig aber auch zu einer hohen 
und druckvollen Erwartungshaltung, eine neue, erfüllende Berufstätigkeit finden zu müssen.  

Im Verlauf konnten einerseits Teilnehmende beobachtet werden, deren Ziel in Erfüllung ge-
gangen war. Erfolgte Integrationen in Arbeit stellten sich dabei nicht nur als berufliche Neuori-
entierungen dar. Auch handelte es sich um Arbeitsplätze, die an der vorherigen Berufstätigkeit 
ansetzten. Auf die Frage, was zur Integration in Arbeit beigetragen hatte, verwies eine teil-
nehmende Person insbesondere auf die pädagogische und psychologische Begleitung: 

„Ich erinnere mich [...] nachdem ich nach einem Praktikumstag total durcheinander 
war und hätte einen Arbeitsvertrag in der Firma bekommen können, in der ich nie-
mals glücklich geworden wäre. Statt mich [...] nur in ein Arbeitsverhältnis unter zu be-
kommen, hat [BFW-Mitarbeiter/in seine/ihre] persönliche Meinung erzählt, die mich 
dann dazu bewegt hat, dieses Arbeitsangebot abzulehnen. Dieses rechne ich [Name] 
sehr hoch an! [...] Also ich hab hier wirklich glaub ich großes Vertrauen in die Leute 
bisher gesetzt. [...] was so einfach so meine Sicherheit, meine Unterstützung, meine 
Stärke sind und das sind einfach diese Dozenten und meine Therapeutin.“ (TN_W3) 

Im Verlauf zeigten sich andererseits aber auch einzelne desillusionierte bzw. enttäuschte 
Teilnehmende. Ihr Wunsch nach Neuorientierung war nicht in Erfüllung gegangen und/oder 
aus ihrer Sicht im Maßnahmeverlauf nicht genügend berücksichtigt worden (zu den unter-
schiedlichen Schwerpunktsetzungen in der Berufsorientierung vgl. Abschnitt 3.5.2). 

„Die Maßnahmeausrichtung ist hauptsächlich auf den bisherigen Beruf hauptorien-
tiert [...] man versucht mit dem Konzept einen lahmen gehunfähigen bis sterbenden 
Gaul [gemeint ist der alte Beruf] wieder zu reiten, obwohl der Reiter schon mal mit 
Salto auf der Nase gelandet ist [...] ich denke, eine Neuorientierung unter gegebenen 
gesundheitlichen Umständen bringt viel mehr“ (TN_W4) 

Insgesamt zeigte sich die Gemeinsamkeit, dass die Teilnehmenden während der Maßnahmen 
den Wunsch und die Bereitschaft zeigten, etwas über sich selbst zu lernen und persönliche 
Kompetenzen herauszuarbeiten, was sie als Grundvoraussetzungen für ihre berufliche Orien-
tierung betrachteten. Hieraus resultierte, dass sich Teilnehmende dieses Typs besonders of-
fen für psychoedukative und gruppenbezogene Pädagogiken zeigten und den Mehrwert die-
ser Formate betonten: 
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„Also mit der Maßnahme, muss ich sagen, bin ich sehr zufrieden. [...] weil sie doch 
ein Stück weit zeigt, dass man, ja auch in seiner Hoffnungslosigkeit nicht alleine ist 
und einem doch die Möglichkeit gegeben wird, aufgrund dieser Gruppendynamik - 
sage ich jetzt mal - sich gegenseitig wieder zu stärken, sich gegenseitig Mut zu ma-
chen und auch Unterstützung zu haben, [...] weil halt auch durch die Gruppe hat man 
eben auch diesen Ansporn und diesen, ja wie soll ich sagen? Diese Kraftgebung, als 
wenn man alleine Zuhause sitzt“ (TN_W3) 

In wenigen Fällen ergab sich aus dem Innehalten jedoch auch die Erkenntnis, dass eine In-
tegration in Arbeit während oder im Anschluss an die Maßnahme (noch) nicht möglich wäre 
und stattdessen gesundheitliche bzw. therapeutische Schritte unternommen werden sollten. 
Die Zahl gesundheitsbedingter Abbrüche fiel in diesem Typ aber gering aus.  

Verlauf Typ 2: „Beruflicher Plan“ 

Teilnehmende dieses Typs hatten sich zu Beginn der Maßnahme in erster Linie durch einen 
vergleichsweise hohen Konkretisierungsgrad ihrer beruflichen Zielstellung ausgezeichnet. Vor 
diesem Hintergrund war die Frage nach dem Umgang mit diesem Plan während der Maß-
nahme ein zentraler Verlaufsaspekt. 

Dabei stellten sich bestimmte Pläne – z. B. aufgrund ungünstiger Arbeitsmarktbedingungen in 
dem gewünschten Berufsfeld – als nicht umsetzbar heraus, was zu einem Bedarf an Um- und 
Neuorientierung führte. Dabei war in einigen Fällen zu beobachten, dass die Aufgabe des 
ursprünglichen Plans nicht leicht fiel und zunächst mit einer gewissen Enttäuschung einher-
ging. Diese Enttäuschung musste pädagogisch aufgefangen werden. Eine im Anschluss ein-
geschlagene neue Orientierung war in einigen Fällen erfolgreich, in anderen jedoch nicht.  

Die größere Zahl der Teilnehmenden behielt den anfangs beschriebenen Plan allerdings bei, 
was von den BFW-Mitarbeitenden unterschiedlich stark mit konkreten Vermittlungen von Un-
ternehmen unterstützt wurde. Hieraus ergaben sich mehrere Übergänge in Arbeit. Davon 
kehrten Teilnehmende auch in ihre vorherige Tätigkeit bei einem neuen Arbeitgeber zurück, 
aber zu angepassten Rahmenbedingungen. Diesen Fällen gingen in der Regel mehrere prak-
tische Versuche bzw. Bewährungsproben voraus. Ein/e in Arbeit übergegangene/r Teilneh-
mer/in sah den integrationsunterstützenden Beitrag der Maßnahme diesbezüglich im Hinblick 
auf die pädagogische und insbesondere psychologische Unterstützung beim Aufbau von 
Selbstwertkompetenzen: 

„Das hat sich auch verbessert. Wie gesagt, durch die Gespräche, was die Kollegen 
da als Feedback liefern, wo sie einen sehen. Da sagt man, hoppala [...] Man ist viel-
leicht gar nicht so blöd, wie man sich vielleicht selber vorgekommen ist und das habe 
ich auch wie gesagt, durch die [...] psychologische Betreuung, [...] man ist eigentlich 
ein wertvollerer Mensch. Man kann etwas. Das ist ja auch durch die Krankheit immer 
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etwas, wo man so an sich selbst so zweifelt. Wo man sagt, ich kann nichts mehr, ich 
weiß nichts mehr, ich bin doof [...] das ist auch eine wichtige Erkenntnis und die baut 
dann auf, bringt dann etwas.“ (TN_W3) 

Dementsprechend positiv fiel die Bewertung der meisten Teilnehmenden dieses Typs am En-
de der Maßnahmen aus, wie folgendes Beispiel zeigt: 

„[...] Die [gemeint ist das BFW] haben mir ja auch mitgeholfen, dass ich die Arbeits-
stelle bekomme, sagen wir mal. Und kann ich auch nichts Schlechtes jetzt drüber sa-
gen, also (...) vielleicht denkt jemand anders [...]. Aber ich kann jetzt nur von mir aus-
gehen, also ich fand es gut so. Wie sie alles. Das war alles so wie es gelaufen ist 
auch mein Plan gewesen und das hat auch so gut geklappt, wie ich das eigentlich 
wollte.“ (TN_W3) 

Schwerwiegende gesundheitliche Probleme traten unter den Teilnehmenden zudem nur in 
Einzelfällen auf. 

Verlauf Typ 3: „Hauptsache Arbeit“ 

Bei der Betrachtung von Verläufen dieses Typs fiel zunächst auf, dass sich einige Teilneh-
mende anfangs selbst als „beruflich einsatzfähig“ sahen, sich im Verlauf aber die gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen massiver darstellten als zunächst erwartet. Bei einigen Teilneh-
menden dieses Typs kam es zu längeren Krankheitsphasen im Maßnahmeverlauf oder sogar 
zu einem Abbruch.  

Meist endete die Maßnahme ohne eine Integration, wobei die gesundheitliche Konstitution, 
sowohl die psychische als auch die körperliche, von diesen Teilnehmende am Ende als das 
zentrale Hemmnis für eine Integration in Arbeit benannt wurde. Seitens der Mitarbeitenden 
wurden bei diesen Personen deutlich stärker auch psychische Problemlagen geschildert als 
zu Beginn der Maßnahme. 

Bei Befragten dieses Typs drängt sich die Vermutung auf, dass sich hinter der Zielstellung 
eines schnellen Wiedereinstiegs in Arbeit psychische Beeinträchtigungen verbargen, zu deren 
Bearbeitung die Teilnehmenden zunächst nur eingeschränkt bereit waren. Dies war in der 
Konsequenz eine wesentliche Beeinträchtigung für das Ziel der Re-Integration in Arbeit, da 
die notwendige gesundheitliche Konstitution nicht gegeben war. 

Nur einzelne Teilnehmende dieses Typs wiesen Verläufe auf, bei denen die Integration in 
Arbeit deutlich im Vordergrund stand. In diesen Fällen konnte die anfänglich vorhandene 
Desorientierung in der Regel gut bearbeitet werden und eine Integration erreicht werden. 
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Verlauf Typ 4: „Wunsch nach gesundheitlicher Stabilisierung“ 

Die zu Beginn der Maßnahme dominierenden gesundheitlichen Vorgeschichten der Teilneh-
menden dieses Typs führten in einigen Fällen zu einer Beendigung der Maßnahme, da selbst 
belastungsangepasste Praxisphasen nicht absolviert werden konnten. Auch negative private 
Einflussfaktoren, die in einigen Fällen mit zu der psychischen Instabilität beitrugen, spielten in 
einigen Fällen dieses Typs eine zentrale Rolle. Diese Konstellation wurde beispielhaft aus 
Sicht eines Mitarbeitenden wie folgt beschrieben: 

„Am Anfang [...] dachte ich eigentlich [Name teilnehmende Person] bleibt stabil. Also 
das war, muss ich sagen, ok, vielleicht ein bisschen labil, aber ich denke, diese gan-
zen privaten Sachen haben [Name] dann aus der Bahn geworfen und haben einen 
Rückfall von der Krankheit dann [ausgelöst]“ (MA_W3) 

Es traten allerdings auch Verläufe auf, in denen die Teilnehmenden ihre selbst als großes 
Hindernis empfundene gesundheitliche Instabilität als Notwendigkeit für eine berufliche Öff-
nung ansahen. Auch bestätigten Mitarbeitende, dass in Fällen dieses Typs, in denen eine 
Bereitschaft zur Umorientierung vorhanden war oder erreicht werden konnte, durchaus Erfol-
ge erzielt werden konnten. 

Die Übergänge in Arbeit stellen sich dementsprechend eher als Quereinstige in völlig neue 
Betätigungsfelder dar und waren deutlich vom jeweiligen Reha-Beruf entfernt. Als wichtigen 
Faktor für einen erfolgreichen Übergang in Arbeit bezeichneten sowohl Teilnehmende als 
auch betreuende Mitarbeitende zudem, dass Bewältigungsstrategien erlernt wurden, um mit 
auftretenden Überlastungen zeitnah selbst umgehen bzw. diese besser regulieren zu können. 
Insgesamt zeigte sich bei diesem Typ erwartungsgemäß auch eine hohe Bedeutung der indi-
viduellen psychologischen Begleitung sowohl im Rahmen der Maßnahme als auch über eine 
externe therapeutische Anbindung, was eine teilnehmende Person beispielhaft als Effekt der 
Maßnahme herausstellte: 

„Ich war ein Mensch, der nicht mehr schlafen konnte, ich war ein Mensch, der über 
[...] jeden Mist nachgedacht hat [...] und ich denke schon, dass diese Maßnahme 
ziemlich viel Druck auch auf einen aufbaut, aber es steckt ja auch ein gewisser Sinn 
dahinter, um zu gucken, ob man überhaupt an sich arbeitet. Ich denke, das Wichtigs-
te ist einfach, dass man an sich arbeitet [...] und ich glaube, dass ich da irgendwann 
so diesen Dreh rausgekriegt habe, dass ich die Sachen eben versuche, auch nicht 
mehr persönlich zu nehmen. [...] das hatte [Name BFW-Mitarbeiter/in] mir auch ir-
gendwann mal bestätigt, dass ich in der Zeit, die ich jetzt in der Maßnahme hier ver-
bracht habe, den größten Schritt / auch den größten Kopfschritt gemacht habe. [...] 
manche Sachen / Ich kann sie nicht ändern und was soll ich mir damit den Feier-
abend versauen oder das Wochenende [...] Es hat irgendwann / War dann so ein 
Klick im Kopf und dann war dieser Dreh auch da.“ (TN_W3) 



  

                    

92 

Verlauf Typ 5: „Zweite Wahl“ 

Die Teilnehmenden des Typs „Zweite Wahl“ hatten die Maßnahme in der Regel vor dem Hin-
tergrund eines vom Reha-Träger abgelehnten Umschulungswunsches begonnen. In den ers-
ten Interviews wurde dabei von mehreren Teilnehmenden das Vorhaben geäußert, dieses Ziel 
gleichwohl aufrechtzuerhalten bzw. sich über die Integrationsmaßnahme für eine Umschulung 
zu qualifizieren oder zumindest die ursprünglich gewählte Berufsrichtung als Ausgangspunkt 
der beruflichen Orientierung während der Maßnahme nutzen zu wollen: 

„Ich bin zum Rententräger gegangen mit der Voraussicht, ich kann da eine Umschu-
lung machen. [...] Das war erst einmal der laienhafte Gedanke und da wird einem 
schnell der Zahn gezogen und dann sitzt man hier und ist so ein bisschen frustriert 
zu Anfang. Man ist ja wirklich gleich von der Top-Idee, die man hatte, abgesetzt wur-
den und dann hat man sich erst einmal gefragt, was mache ich jetzt hier.“ (TN_W3)  

Im zeitlichen Verlauf stellte sich bei den Teilnehmenden dieses Typs eine deutliche Zweitei-
lung ein. Auf der einen Seite befanden sich in dieser Gruppe – auch im Vergleich aller inter-
viewten Teilnehmenden – relativ leistungsstarke und stabile Teilnehmende, sowohl hinsicht-
lich ihrer beruflichen Leistungs- bzw. Beschäftigungsfähigkeit als auch ihrer psychischen und 
körperlichen Verfassung. Diese Teilnehmenden hatten in sich in aller Regel mit der Maßnah-
me arrangiert und nutzten die Angebote intensiv: 

„Ja also ich wusste ja nicht das es so etwas gibt, ich war total skeptisch, ich wollte 
hier nicht hin, auf gar keinen Fall. Ich kann jetzt sagen ich bin einfach glücklich hier 
gewesen zu sein, wirklich und es hat mich schon Schritte weiter gebracht. Ich wüsste 
nicht ob ich jetzt da wäre, wo ich jetzt gerade bin in dieser [Arbeitsstelle] und mit all-
dem was da ist, wenn ich nicht diesen Weg hier über diese Maßnahme hätte machen 
dürfen. Und auch wenn ich über den Rehaberater [...] letztendlich bin ich ihm fast 
dankbar das er mich hierher gelotst hat.“ (TN_W3) 

Auf der anderen Seite fanden sich Personen, deren gesundheitliche Konstitution ein wesentli-
cher Aspekt der abgelehnten Umschulung war. In diesen Fällen ergaben sich im Gegensatz 
zu der zuvor geschilderten Teilgruppe während der Maßnahme eher berufspraktische Rück-
schläge, die in ein paar Fällen in einem gesundheitsbedingten und frühzeitigen Abbruch der 
Maßnahme mündeten. Zudem gab es auch Teilnehmende, die in ihrem Verlauf zwischen die-
sen beiden Teilgruppen standen. Dabei erfolgte entweder verhältnismäßig spät noch ein Ab-
bruch der Maßnahme oder es ergab doch eine Chance zur Integration in Arbeit. 

Verlauf Typ 6: „Beruflicher Ausstieg“ 

Die besondere Konstellation für die Maßnahmeverläufe dieses Typs bestand darin, dass sich 
die Personen vor Beginn der Maßnahme eigentlich nicht länger als geeignet für den ersten 
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Arbeitsmarkt eingestuft und bereits eine Erwerbsminderungsrente beantragt hatten. Auch die 
Einschätzungen der Mitarbeitenden zur Integrationswahrscheinlichkeit dieser Personen waren 
anfangs eher skeptisch ausgefallen. 

In der Verlaufsperspektive gab es etwa gleich viele Misserfolge wie Erfolge. Bei einigen Teil-
nehmenden blieb die Motivation bis zum Maßnahmenende gering: 

„Mir kommt das manchmal so vor, als das man nur erst mal von der Straße weg ist. 
Jetzt aus ihren Statistiken raus [...] die Stadt die sagt jetzt wieder, so wenig Arbeitslo-
se. Und wir sind jetzt erst mal weg. [...] Also den Sinn verstehe ich nicht. [...] Also das 
ist alles ein bisschen hoch. Solche Sachen, da wird sich auch nichts ändern. [...] 
wenn ich die Maßnahme beende und ich finde nichts, naja dann kann man auch 
nichts machen, nicht?“ (TN_W2) 

Bei anderen stellte sich zwar zunächst eine Motivation ein, im Laufe der Maßnahme wuchs 
jedoch die Erkenntnis, dass eine Berufstätigkeit nicht mehr möglich war. Dem gingen in eini-
gen Fällen berufliche Erprobungspraktika voraus, bei denen es zu Überlastungen kam. Im 
Ergebnis mündete der Maßnahmeverlauf in diesen Fällen in eine Erwerbsminderungsrente. 
Dennoch wurde die Maßnahme teilweise durchaus als erfolgreich gewertet: 

„Also von daher bin ich jetzt am Ende wirklich froh, dass ich das auch gemacht habe, 
während ich am Anfang davon eben noch nicht überzeugt war. Mich erst mal so 
überfordert gefühlt habe. Aber mit dem notwendigen Einblick und der Ruhe und der 
Hilfe der Mitarbeiter ist mir das eigentlich gelungen, auch wirklich das gut anzuneh-
men und im Nachhinein [...] für mich trotzdem als Erfolg anzusehen. Auch wenn es 
jetzt nicht in das Arbeitsleben zurückgeführt hat, aber ich habe für mich doch eine 
Menge gelernt und mitgenommen und werde das ja auch fortsetzen für mich. Und 
wenn es jetzt das letzte Praktikum war.“ (TN_W3) 

Beobachtbar war unter Personen dieses Typs in einzelnen Fällen jedoch auch, dass sich 
nach einer anfänglichen Skepsis an der Sinnhaftigkeit der Maßnahme eine Motivation zur 
Integration in Arbeit einstellte. Die Rolle des BFW wurde diesbezüglich darin gesehen, einen 
institutionalisierten und langfristigen Rahmen zu bieten, um den ursprünglichen eingeschlage-
nen Weg des beruflichen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben wieder aufgeben zu können: 

Frage Interviewer: „Also wo sehen Sie einen Nutzen durch die Maßnahme?“ 

Antwort Teilnehmende(r): „Ja Mut zu fassen, generell Mut zu fassen und länger aus 
dieser Hilflosigkeit rauszukommen, weil ansonsten ist man ja im gewissen Sinne vom 
Vater Staat ist man ja verlassen. Also da haben sie mir schon sehr viel geholfen, 
überhaupt wieder den Mut zu / und auch, dass ich dranbleibe. [...] Ja, generell an 
Bewerbungen. Dass du nicht nach 30 Bewerbungen und keine Zusagen einfach sa-
gen: Ich habe die Schnauze voll, sondern trotzdem weiterzumachen.“ (TN_W3) 
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3.5.3 Gründe für Abbrüche 

Von den 61 Teilnehmenden, die im Laufe der Evaluation befragt wurden, kam es in mehr als 
40 Prozent der Fälle zu einer vorzeitigen Beendigung der Maßnahme. Für den Großteil vor-
zeitiger Beendigungen waren – wie bereits im vorherigen Abschnitt beschrieben und in Tabel-
le 8 dargestellt – gesundheitliche Gründe verantwortlich und seltener aufgenommene Be-
schäftigungsverhältnisse. 

Tabelle 8: Maßnahmeverläufe der interviewten Teilnehmenden 
 Anzahl Anteil in Prozent 

Interviewte Teilnehmende 61  

mit regulärer Beendigung der Maßnahme 35 57,4 

mit vorzeitiger Beendigung der Maßnahme 26 43,6 

... davon aus gesundheitlichen Gründen* 16 26,2 

... wegen Aufnahme einer Beschäftigung** 10 16,4 

Quelle: Eigene Darstellung 
* Dazu zählen auch Beendigungen aufgrund eines positiven Rentenbescheids. 
** Dazu zählen auch aufgenommene Ausbildungsverhältnisse. 

Es zeigt sich recht deutlich, dass eine Hälfte der Abbrüche aus gesundheitlichen Gründen im 
letzten Drittel bzw. unmittelbar am Ende der Integrationsphase (und damit am Ende der Maß-
nahme) erfolgte. Die zweite Hälfte fiel wiederum in die ersten Wochen und Monaten der Stabi-
lisierungsphase und somit zu Beginn der Maßnahme.  

Bei den Abbrüchen, die in der Anfangsphase der jeweiligen Maßnahme stattfanden, bestätig-
ten sich häufig bereits zu Beginn der Maßnahme bestehende – und von den BFW-
Mitarbeitenden geäußerte – Zweifel hinsichtlich der erforderlichen Teilnahmebedingungen 
(z. B. eine immer wieder akut werdende Suchtproblematik, eine häufig wiederkehrende psy-
chische Beeinträchtigung oder das Fehlen eines Mindestmaßes an körperlicher Belastungsfä-
higkeit in den ersten Orientierungspraktika).  

Die vorzeitigen Beendigungen in dieser Phase passten dabei zu einer Aufgabe, die in den 
ersten Wochen der Maßnahmen bearbeitet wird: In diesem Zeitraum stehen bei den Konzep-
ten, denen nicht standardmäßig eine Belastungserprobung vorangeht, häufig die Überprüfung 
der Passfähigkeit einer Integrationsmaßnahme und Feststellung der Belastbarkeit im Zent-
rum. Die zu Beginn erfolgten Abbrüche wurden überwiegend in gegenseitiger Übereinstim-
mung zwischen Teilnehmenden und Maßnahmenteam getroffen. Sie zeichneten sich zudem 
meist dadurch aus, dass die Teilnehmenden in ein anderes Maßnahmenformat übergingen, 
wie etwa eine medizinische Rehabilitation. In einigen Fällen erfolgte anschließend auch die 
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Beantragung einer Rente bzw. deren Bewilligung. 16 Aus den Schilderungen der Mitarbeiten-
den geht hervor, dass diese Abbrüche in aller Regel als kaum vermeidbar gelten dürften – es 
ging um die grundsätzliche Eignung von Teilnehmenden für das Maßnahmenformat, nicht um 
Konflikte oder Probleme innerhalb der Maßnahmen. 

Etwas anders gelagert waren die Abbrüche im letzten Maßnahmendrittel. Hier stellte sich in 
mehreren Fällen eine deutliche Verschlechterung des physischen oder psychischen Gesund-
heitszustandes ein. Es ist zu vermuten, dass in einigen Fällen der wahrgenommene Druck, in 
Kürze wieder dem allgemeinen Arbeitsmarkt standhalten zu müssen, die Ursache des Maß-
nahmenabbruchs war. Das folgende Zitat belegt beispielhaft diese Problematiken: 

„[Name teilnehmende Person] hat sich da schon ein bisschen hineingesteigert und 
dann kommt natürlich auch noch ein ganz schlechtes Selbstbewusstsein, mangelnde 
Selbstreflektion dazu. Hat es dann so empfunden das [sie/er] nicht schnell genug ist, 
dass [sie/er] das alles nicht richtig genug macht. [...] deswegen wollte [sie/er] sich da 
so hineinknien, aber hier ist eben dieses verbissene, dass muss jetzt klappen und 
das ist eben genau nach hinten losgegangen.“ (MA_W3) 

Unter den Abbrüchen aus gesundheitlichen Gründen befanden sich zum einen relativ häufig 
Teilnehmende, die nach den Interviews der ersten Welle den Typen „Wunsch nach gesund-
heitlicher Stabilisierung“, „Zweite Wahl“ sowie „Beruflicher Ausstieg“ zugeordnet worden wa-
ren. Teilnehmende, deren Ausgangsbedingungen als „Beruflicher Plan“ und „Hauptsache Ar-
beit“ erfasst wurden, fanden sich hingegen kaum. Zum anderen kamen die meisten dieser 
Abbrüche nach Aussage der Mitarbeitenden nicht überraschend. 

Unter den Teilnehmenden, deren Maßnahme aus gesundheitlichen Gründen abgebrochen 
wurde, lag der Altersdurchschnitt mit etwa 48 Jahren etwas höher als der unter allen 61 Teil-
nehmenden (45 Jahre). Dies mag damit zusammenhängen, dass in einem Großteil der Fälle 
vorzeitiger Beendigung durch die Teilnehmenden die Beantragung einer Erwerbsminderungs-
rente angestrebt wurde, häufig mit Unterstützung der Mitarbeitenden der BFW. 

Neben den Abbrüchen aus gesundheitlichen Gründen kam es auch aus Gründen der vorzeiti-
gen Integration in Arbeit oder eines Übergangs in Ausbildung zu vorzeitigen Beendigungen. 
Während der größere Teil dieser Fälle das Ergebnis der gemeinsamen Integrationsbemühun-
gen zwischen dem Maßnahmenteam und den Teilnehmenden war, gab es Fälle, in denen 
Teilnehmende die Maßnahme gegen den Wunsch des BFW beendeten und eine berufliche 
Richtung einschlugen, die das BFW nicht unterstützen konnte. 

                                                
16 Der Verbleib der Teilnehmenden nach der Maßnahme wird in Abschnitt 3.6.1 ausführlich behandelt. 
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Insbesondere bei den Abbrüchen aus gesundheitlichen Gründen zeigte sich der Wert einer 
Maßnahmenbeendigung im Einvernehmen zwischen Teilnehmenden und BFW. In mehreren 
Fällen konnte erkannt werden, dass ein solcher Prozess der Maßnahmenbeendigung bei den 
Teilnehmenden auf Akzeptanz und Bereitschaft zum Einschlagen eines besser passenden 
Weges stieß (z. B. einer medizinischen Weiterbehandlung oder einem Rentenbegehren). 

3.6 Zielerreichung und Wirkungen 

In diesem Abschnitt werden Zielerreichung und Effekte der Maßnahmen dargestellt. Der 
Schwerpunkt liegt zunächst auf dem primären Ziel des Übergangs in Arbeit. Anschließend 
wird der Grad der Erreichung weiterer (Zwischen-)Ziele dargestellt. Dazu gehört die Entwick-
lung arbeitsmarktrelevanter Kompetenzen ebenso wie die psychische Stabilisierung. 

Auf einen quantitativen Vergleich der sieben Standorte bzw. der vier BFW wird bewusst ver-
zichtet, da er zu Fehlinterpretationen verleiten würde. Liegt die Integrationsquote an einem 
der Standorte niedriger, kann dies auch an den Teilnehmenden liegen oder der Arbeitsmarkt-
situation vor Ort und nicht an der Gestaltung der Maßnahme. 

• Zum einen waren nicht nur die soziodemografischen Merkmale der Teilnehmenden 
zwischen den Standorten unterschiedlich verteilt, sondern auch die Integrationschan-
cen ex ante (aufgrund der berufsbiografischen, gesundheitlichen, personalen und si-
tuativen Faktoren) unterschiedlich ausgeprägt. 

• Uneinheitlich stellen sich die Strukturen an den verschiedenen Standorten dar (z. B. 
Auslastung bzw. Aufnahmemöglichkeiten des regionalen Arbeitsmarktes). 

• Drittens trat innerhalb der BFW bzw. an den Standorten eine Heterogenität in den In-
terventionsleistungen auf. 

• Darüber hinaus ist die Zahl der Teilnehmenden pro Standort gering, so dass die Ver-
gleiche stark durch Zufallseffekte beeinflusst werden. 

Aus diesen Gründen erfolgt die Ergebnisdarstellung BFW- bzw. standortunabhängig nur im 
Hinblick auf die Gesamtheit der interviewten Teilnehmenden. In die qualitativen Analysen 
flossen die unterschiedlichen Erfahrungen mit den standortspezifisch gestalteten Maßnah-
men jedoch systematisch ein. 
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3.6.1 Übergänge in Arbeit 

Das zentrale Ziel der Integrationsmaßnahmen ist die erfolgreiche Re-Integration von Teilneh-
menden in den ersten Arbeitsmarkt. Aus diesem Grund fokussiert der vorliegende Abschnitt 
auf Effekte dieses Typs, betrachtet aber auch andere relevante Übergänge wie den Übergang 
in Rente. Im anschließenden Abschnitt 3.6.2 wird auf Effekte fokussiert, die sich nicht not-
wendigerweise am Übergangserfolg ablesen lassen, aber relevante Voraussetzungen für ei-
nen (späteren) Erfolg am Arbeitsmarkt beschreiben können. 

Ausschließlich für die 43 Teilnehmenden, die sich an der Verbleibsbefragung beteiligten, lässt 
sich zunächst feststellen, dass sich ca. sechs Monate nach Beendigung der Maßnahme 

• 53 Prozent der Befragten in Arbeit befanden (N=23). 17  
• 14 Prozent nahmen an einer medizinischen oder beruflichen Reha-Maßnahme teil, da-

runter waren auch Personen in Umschulung. 
• Ebenfalls 14 Prozent der Befragten waren arbeitslos. 
• Weitere 9 Prozent waren zu diesem Zeitpunkt für einen Zeitraum von mehr als vier 

Wochen arbeitsunfähig, also krankgeschrieben. 
• 5 Prozent waren sowohl arbeitslos als auch krankgeschrieben. 
• 5 Prozent bezogen eine Erwerbsminderungsrente. 

Unter den Personen, die an der Befragung teilnahmen, ihre Maßnahmen aber nicht vorzeitig 
aus gesundheitlichen Gründen abgebrochen hatten (N=34), 18 ergibt sich eine höhere Integra-
tionsquote – nach dieser Berechnung sind 67 Prozent der Befragten in Arbeit. 

Im Hinblick auf die 23 Personen, die zum Zeitpunkt der Verbleibsbefragung in Arbeit integriert 
waren, ist zum einen hervorzuheben, dass es sich in aller Regel um sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigungsverhältnisse handelte, von den fast alle mehr als 15 Stunden pro Woche 
umfassen. Allerdings waren mehr als die Hälfte der entstandenen Beschäftigungen befristet.  

Die meisten dieser Arbeitsverhältnisse (60 Prozent) wurden während oder unmittelbar im An-
schluss an die Maßnahme aufgenommen und waren zum Zeitpunkt der dritten Befragungs-
welle bereits vereinbart bzw. standen kurz bevor. 40 Prozent der Beschäftigungen waren 

                                                
17  Weitere vier Personen hatten seit der (vorzeitigen) Beendigung ihrer Maßnahme eine Beschäftigung von 

mindestens vier Wochen, welche zum Zeitpunkt der Befragung aber nicht mehr bestand (aufgrund gesund-
heitlicher Gründe, fehlender Vertragsverlängerung oder dem Beginn einer Umschulung). 

18  Eingeschlossen bleiben somit Teilnehmende, die die Maßnahme wegen Arbeitsaufnahme vorzeitig beende-
ten und sich an der Verbleibsbefragung beteiligten. 
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dementsprechend zum letzten Befragungszeitpunkt hingegen noch nicht absehbar und erfolg-
ten erst deutlich nach dem Ende der Teilnahme. Dieser Umstand spricht dafür, dass es den 
Maßnahmen auch gelingt, die Teilnehmenden auf die eigenverantwortliche Recherche und 
Akquise von Beschäftigungsverhältnissen vorzubereiten. 

Hierfür spricht auch, dass dem Großteil der Integrationen eine berufliche Neuorientierung 
während der Maßnahme vorausging (ca. 45 Prozent). Das gilt sowohl für die Personen, die 
während bzw. unmittelbar am Ende der Maßnahme in Arbeit kamen, als auch für die Wieder-
eingliederungen, die während der letzten Befragungswelle noch nicht absehbar waren. Jede 
dritte in Arbeit integrierte Person kehrte wiederum zu veränderten Rahmenbedingungen in die 
vorherige Berufstätigkeit zurück. Dabei handelte es sich überwiegend um Berufe im Bürobe-
reich. Etwa 20 Prozent der integrierten Personen hatten zum Zeitpunkt der Verbleibsbefra-
gung einen Beruf inne, bei dem es sich um eine Modifizierung der vorherigen Tätigkeit oder 
der vorherigen Branche handelte. Unter den Beschäftigten, die erst nach der Maßnahme in 
Arbeit kamen, konnte diese Form der Berufsorientierung deutlich seltener beobachtet werden 
als unter den Personen, die während/am Ende der Maßnahme in eine Beschäftigung übergin-
gen (vgl. die Systematisierung zur Berufsorientierung in Kapitel 3.4.4). 

Da sich diese Befunde ausschließlich auf die Teilnehmenden der Verbleibsbefragung bezie-
hen, fasst die Tabelle 9 den Verbleib aller 61 interviewten Teilnehmenden differenziert nach 
dem Verlauf ihrer Maßnahme zusammen. So konnten auch für die meisten Teilnehmenden, 
die sich nicht an der Verbleibsbefragung beteiligten, aufgrund von Informationen der BFW 
abgeschätzt werden, wie sich der Verbleib (wahrscheinlich) darstellte. Werden diese zusätzli-
chen Informationen herangezogen führt dies zu folgendem Ergebnis: 
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Tabelle 9: Verbleib der interviewten Teilnehmenden 6 Monate nach der Maßnahme 
 Anzahl 

Teilnehmende mit vorzeitiger Beendigung aus gesundheitlichen Gründen 16 

arbeitslos und/oder krankgeschrieben (länger als 4 Wochen) 4 

in einer beruflichen Rehabilitationsmaßnahme* 2 

in einer medizinischen Rehabilitationsmaßnahme 1 

Rentenbezug 4 

keine Informationen zum Verbleib 5 

  

Teilnehmende mit vorzeitiger Beendigung wegen Beschäftigung 10 

in Arbeit integriert 4 

arbeitslos und/oder krankgeschrieben (länger als 4 Wochen) 3 

keine Informationen zum Verbleib 3 

  

Teilnehmende mit regulärer Beendigung der Maßnahme 35 

in Arbeit integriert 22 

arbeitslos und/oder krankgeschrieben (länger als 4 Wochen) 5 

in einer berufliche Rehabilitationsmaßnahme* 3 

keine Informationen zum Verbleib 5 

Quelle: Verbleibsbefragung und zusätzliche Informationen durch die BFW 
* Darunter wurden auch Maßnahmen der medizinisch-beruflichen Rehabilitation gezählt. 

 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass bei mehr als der Hälfte aller interviewten Teilnehmenden 
(N=32) eine Integration in Arbeit stattgefunden hatte und diese auch ca. sechs Monate nach 
der Maßnahme in den meisten Fällen vorlag. Auch zeigt sich, dass es unter den Teilnehmen-
den, die die Maßnahme aus gesundheitlichen Gründen beenden mussten, keine Anzeichen 
für eine spätere Beschäftigungsaufnahme erkennbar sind und in diesen Fällen von nachhalti-
gen Beeinträchtigungen der Beschäftigungsfähigkeit auszugehen ist. Für die übrigen Teil-
nehmenden (N=45) ergibt sich somit eine berufliche Integrationsquote von fast 65 Prozent. 19 
Darüber hinaus gibt es einzelne Teilnehmende, die sich in Umschulungsmaßnahmen befin-
den (teilweise unter Aufgabe eines Beschäftigungsverhältnisses). Abbildung 6 fast diese Er-
gebnisse grafisch zusammen: 

                                                
19 Zwischen diesem Wert und der in der Verbleibsbefragung ermittelten Quote liegt somit nur eine geringe Diffe-

renz, was die Größenordnung der Integrationsquote bestätigt. 
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Abbildung 6: Quote erfolgreicher Übergänge in Arbeit 

 

Des Weiteren zeigt sich, dass soziodemografische Merkmale nur in sehr geringem Maße und 
nicht signifikant mit dem Integrationserfolg zusammenhängen. So unterscheidet sich die Al-
tersstruktur der in Arbeit integrierten Personen nicht von der Struktur der Gesamtgruppe. 
Ebenso sind Personen mit Realschulabschluss oder Abitur zwar etwas häufiger integriert 
worden als Personen ohne Schulabschluss oder mit lediglich einem Hauptschulabschluss, die 
Unterschiede zwischen beiden Gruppen bleiben jedoch eher gering. 

Natürlich stellt sich in diesem Kontext die Frage nach dem Anteil der Integrationsmaßnahme 
am Integrationserfolg. Dazu liegen für den Großteil der positiven Verbleibe anhand der Ver-
bleibsbefragung Informationen vor, insbesondere ob die Beschäftigung in einem Betrieb statt-
findet, in dem während der Maßnahme am BFW ein Praktikum absolviert wurde oder ob sich 
das Beschäftigungsverhältnis auf andere Art und Weise durch die Teilnahme an der Maß-
nahme am BFW ergeben hat. Dies trifft auf zwölf Fälle zu. In weiteren fünf Fällen gaben die 
Teilnehmenden zwar an, die Beschäftigung habe sich nicht unmittelbar aus der Maßnahme 
ergeben, entspreche aber der beruflichen Orientierung ihrer Maßnahme oder basiere auf ei-
ner Idee, die in der Integrationsmaßnahme entstanden sei. Bei 17 der 23 (über die Verbleibs-
befragung dokumentierten) erfolgreichen Integrationen und somit bei rund 74 Prozent ist 
demnach ein Einfluss der Maßnahme auf den Integrationserfolg zu erkennen (zu den Wirk-
mechanismen im Einzelnen vgl. Abschnitt 3.7) 

Angaben in % 

64,4 6,7 

17,8 

11,1 

Berufliche  
Rehabilitationsmaßnahme 

Integration  
in Arbeit* 

Arbeitslos und/oder 
krankgeschrieben 

(länger als 4 Wochen) 

Keine Informationen zum Verbleib 

Quelle: Verbleibsbefragung und Informationen der BFW, N=45 
* inkl. der TN mit vorzeitiger Beendigung wg. Beschäftigung, aber ohne Informationen zum Verbleib (N=3)  
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Bezieht man die erfolgreichen Verbleibe im Hinblick die Starttypen, so zeigen sich nur geringe 
Unterschiede. Festzustellen ist, dass beim Typ „Beruflicher Ausstieg“ vergleichsweise wenige 
Integrationserfolge verzeichnet werden können, während Teilnehmende des Typs „Beruflicher 
Plan“ besonders erfolgreich waren. Bei der Interpretation der Zahlen muss angemerkt werden, 
dass Unterschiede zwischen den Typen aufgrund der geringen Fallzahlen statistisch nicht 
signifikant sind und lediglich als Hinweis gelten können, welche Ausgangskonstellationen be-
sonders gut integriert werden können. Insgesamt zeigt sich jedoch, dass Integrationsmaß-
nahmen nach den vorliegenden Befunden auch Personen mit sehr unterschiedlichen Startvo-
raussetzungen bei der Re-Integration in Arbeit unterstützen können. 

3.6.2 Kompetenzaufbau, Stabilisierung und berufliche Orientierung 

Der erfolgreiche Übergang in Arbeit ist ein wesentliches Ziel der Integrationsmaßnahmen. 
Allerdings wäre es wenig sinnvoll, den Erfolg von Integrationsmaßnahmen nur an diesem Ziel 
zu messen. Ziel der Maßnahmen ist es schließlich auch, für zukünftige Übergangserfolge re-
levante Kompetenzen zu entwickeln und mittels der Unterstützung psychischer Belastbarkeit 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Übergangserfolge nachhaltig sind. Der Ab-
schnitt stützt sich auf zwei Quellen: 

• Wie in Abschnitt 2.4 erwähnt, wurden die qualitativen Erhebungen durch die standardi-
sierte Erfassung von Selbsteinschätzungen zu den Kompetenzbereichen „Resilienz“ 
und „Adaptabilität“ ergänzt. Die Entwicklung dieser Bereiche wird zuerst dargestellt. 

• Anschließend werden bilanzierende Aussagen zu Effekten aus der Verbleibsbefragung 
dargestellt. Diese beziehen sich direkt auf die Ursächlichkeit der Maßnahme für be-
stimmte Veränderungen. 

• Ergänzt wird der Abschnitt durch Ergebnisse aus den qualitativen Interviews. Diese 
dienen v. a. zur Qualifizierung der Effekte, also zur genaueren Beschreibung, welche 
Effekte mit bestimmten Oberbegriffen gemeint sind und welche nicht standardisiert er-
fassten Wirkungen beschrieben wurden. 

In Bezug auf den ersten Erhebungsschritt (Selbsteinschätzung der Teilnehmenden zur 
Resilienz und Adaptabilität) lässt sich zunächst festhalten, dass es im Laufe der Maßnahme 
in beiden Bereichen zu signifikant positiven Veränderungen bei den Teilnehmenden kam. 20  

                                                
20 Aussagen über statistische Signifikanz liegen in diesem Abschnitt stets Berechnungen nach dem nicht para-

metrischen Wilcoxon-Rangsummentest und einem Signifikanzniveau von p=0,05 zugrunde. Es ist darauf hin-
zuweisen, dass sich die Effekte nicht substanziell verändern, wenn man für die Vergleiche einzelner Wellen 
auch Teilnehmende in die Tests mit einbezieht, zu denen nur zwei Messzeitpunkte vorliegen. 
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Betrachtet man ausschließlich die Teilnehmenden, für die drei Messzeitpunkte vorlagen, die 
also in allen drei Wellen einen Fragebogen ausgefüllt haben, lag der durchschnittlich ermittel-
te Wert im Bereich der Adaptabilität zu Beginn der Maßnahme (erste Welle) bei 3,7. Zum 
zweiten Messzeitpunkt war er auf 4,0 gestiegen. Bei 25 Teilnehmenden hatte sich eine Ver-
besserung ergeben, nur bei 9 Teilnehmenden eine (in der Regel kleine) Verschlechterung. 
Der Unterschied zwischen Welle 1 und Welle 2 ist statistisch signifikant. Zwischen zweiter und 
dritter Welle ergaben sich keine signifikanten Veränderungen. 

Auch der teilnehmerübergreifende Durchschnittswert zur Resilienz stieg von anfänglich 3,5 
signifikant auf 3,8 in der zweiten Welle. Bei 26 Teilnehmenden gab es eine Verbesserung, bei 
7 eine Verschlechterung. Auch hier gab es zwischen der zweiten und der dritten Welle keine 
signifikanten Veränderungen mehr. Abbildung 7 stellt diese Ergebnisse dar. 

Abbildung 7: Entwicklung der Adaptabilität und Resilienz im Verlauf der Maßnahme 

 

Analysiert man die drei Teilkonzepte der Adaptabilität (Eigenverantwortlichkeit, Neugier und 
Selbstwirksamkeitserwartung) jeweils separat, so lässt sich für die Eigenverantwortlichkeit 
eine signifikant positive Entwicklung des Durchschnittswerts zwischen erster und zweiter Wel-
le identifizieren. Auch hier ist die Entwicklung zwischen zweiter und dritter Welle konstant. Bei 
den beiden anderen Konzepten stellten sich ebenfalls positive Entwicklungen ein, die jedoch 
das 5-Prozent-Signifikanzniveau verfehlten. 

Mit Blick auf die drei Teilkonzepte der Resilienz (allgemeine Resilienz, Selbstwertgefühl und 
berufliche Selbstwirksamkeitserwartung) sind durchweg signifikant positive Entwicklungen 
zwischen erster und zweiter Welle zu beobachten, während sich zur dritten Welle keine signi-
fikanten Veränderungen mehr ergaben. 

 
Quelle: Ergänzungsbefragung der Teilnehmenden mit drei Befragungszeitpunkten (N=34) 
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 Mittelwert Adaptabilität (18 Items) 
  
 1: Diese Stärke ist bei mir nicht stark ausgeprägt 
 ... bis ... 
 5: Diese Stärke ist bei mir sehr stark ausgeprägt 
 
 

 Mittelwert Resilienz (15 Items) 
 
 1: Ich stimme der Aussage gar nicht zu 
 ... bis ... 
 5: Ich stimme der Aussage voll und ganz zu 
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Unter der Annahme, dass sich die Veränderungen ohne die Teilnahme an der Maßnahme in 
dieser Zeitspanne nicht verändert hätten, lassen die Ergebnisse den Schluss zu, dass es den 
Maßnahmen gelang, Adaptabilität und insbesondere Resilienz (also die psychische Wider-
standsfähigkeit) unter einem Großteil der Personen zu stärken. Die Teilnehmenden konnten 
darüber hinaus ihre Eigenverantwortlichkeit steigern, d. h. wieder mehr Verantwortung für ihre 
(persönliche wie berufliche) Zukunft übernehmen. 

Interessant ist, dass diese Veränderungen in den ersten Monaten der Maßnahmenteilnahme 
auftraten. Sie dürften damit ein direktes Ergebnis der Stabilisierung und Orientierung in der 
ersten Maßnahmenhälfte sein. Die weitgehend konstanten Werte des zweiten und dritten Be-
fragungszeitpunkts lassen zudem Schluss zu, dass die Effekte über den Zeitraum der zumeist 
zwischen zweiter und dritter Welle stattfindenden Praxisphasen nachhaltig waren. Dies legt 
wiederum die Vermutung nahe, dass es den Maßnahmen gelungen ist, einen großen Teil der 
Person in den ersten Maßnahmewochen und -monaten soweit zu stabilisieren, dass ein er-
folgreiches Durchlaufen der Praxisphasen unterstützt wurde. 21 

Abbildung 8 zeigt die Antworten der Teilnehmenden aus der Verbleibsbefragung zu den 
wichtigsten Maßnahmeeffekten neben der Integration in Arbeit. Die ersten fünf Fragestellun-
gen betreffen die Wahrnehmung der eigenen Gesundheit insgesamt (also sowohl psychische 
als auch physische Gesundheit) sowie bestimmte Aspekte der psychischen Stabilität und der 
Zuversicht. Die letzten vier abgefragten Items betreffen berufliche Zieldimensionen. 

                                                
21 In methodischer Hinsicht ist bei dieser Aussage darauf hinzuweisen, dass die Ursächlichkeit der Entwicklun-

gen nicht durch einen Kontrollgruppenvergleich überprüft werden konnte. Es erscheint allerdings unwahr-
scheinlich, dass sich derart deutliche Effekte auch ohne die Maßnahmenintervention in so kurzer Zeit erge-
ben hätten – zwischen der ersten und zweiten Welle lag in der Regel nur ein Zeitabstand von rund drei Mona-
ten. 
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Abbildung 8: Bilanzierung der Maßnahmeneffekte durch die Teilnehmenden 

 

Es ist positiv zu bewerten, dass über zwei Drittel der Teilnehmenden im Ergebnis der Maß-
nahmenteilnahme einen verbesserten Gesundheitszustand bei sich beobachten konnten, ins-
besondere weil die Wahrnehmung der eigenen Gesundheit ein bekannter Erfolgsfaktor für die 
Integration von Rehabilitandinnen und Rehabilitanden in Arbeit ist (vgl. Abschnitt 2.1). Weitere 
Fortschritte wurden jeweils von einem überwiegenden Teil der Personen in den Bereichen 
Selbstsicherheit und Optimismus gesehen, was sich mit den Ergebnissen der Resilienzmes-
sung deckt. Einen verbesserten Umgang mit Stress sowie eine allgemeine Steigerung ihrer 
Belastbarkeit erkannte jeweils rund die Hälfte der Befragten. 

In Bezug auf die beruflichen Ziele bekam die Aussage zum Zugewinn an beruflicher Orientie-
rung den höchsten Zustimmungswert. Dieses Ziel sahen mehr als zwei Drittel der Teilneh-
menden bei sich erreicht. Für immerhin knapp die Hälfte der Teilnehmenden haben sich im 
Ergebnis der Maßnahme auch neue berufliche Ziele eröffnet. Des Weiteren zeigt sich, dass 

• 16 Prozent der Befragten den persönlichen Nutzen der Maßnahme absolut positiv be-
schrieben und allen Aussagen voll oder eher zustimmten. 
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• 40 Prozent sahen den Nutzen im Nachhinein überwiegend positiv. Sie stimmten zwi-
schen fünf bis acht Aussagen voll oder eher zu. 

• 30 Prozent gaben an, dass ihnen die Maßnahme nur in einzelnen Aspekten etwas ge-
bracht habe. Sie stimmten zwischen einer bis vier Aussagen (eher) zu. 

• Neun Prozent sprachen der Maßnahme jeglichen Nutzen ab und stimmten allen Aus-
sagen eher nicht oder gar nicht zu.  

Insgesamt erkannten somit 86 Prozent der Befragten mindestens eine der genannten Wir-
kungsdimensionen voll oder zumindest teilweise bei sich. 22 Es ist daher davon auszugehen, 
dass die Teilnahme an der Integrationsmaßnahme bei nahezu allen Teilnehmenden positive 
Effekte hatte, wenn auch in unterschiedlichen Bereichen. Letzteres korrespondiert mit den 
sehr unterschiedlichen Erwartungen und Anforderungen der Teilnehmenden an die Maßnah-
me, wie sie in Abschnitt 3.5.1 beschrieben worden sind. 

Angemerkt sei, dass das Antwortverhalten in der Verbleibsbefragung erkennbar mit dem be-
ruflichen Verbleib zusammenhängt: So steigt beispielsweise die Gesamtzustimmung zu der 
Aussage, die Maßnahme habe die Chancen am Arbeitsmarkt verbessert, von 42 Prozent auf 
57 Prozent, wenn nur Teilnehmende in Erwerbstätigkeit mit mehr als 15 Stunden betrachtet 
werden. Ähnliche Effekte finden sich auch bei anderen Dimensionen inklusive der gesund-
heitsbezogenen Fragen. 

Des Weiteren zeigt sich, dass Teilnehmende, die ihr Arbeitsverhältnis während oder unmittel-
bar im Anschluss an die Maßnahme aufnahmen, v. a. die Fragen zu den beruflichen Effekten 
deutlich positiver beantworteten als Teilnehmende, deren Anstellung erst nach dem Ende der 
Maßnahme erfolgte. Unter ihnen stimmte ein größerer Teil der Aussage zu, die Maßnahme 
hätte ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessert. Personen mit einer späteren Integration 
verneinten diesen Effekt häufiger. Aus einer größeren zeitlichen Distanz zwischen Maßnahme 
und Beschäftigung könnte demnach eine Unterschätzung der Integrationseffekte resultieren. 

Dass die Einschätzung, die Maßnahme hätte zur Verbesserung der Arbeitsmarktchancen bei-
getragen, nicht noch stärker ausgeprägt war, kann auch daran liegen, dass die Entwicklung 
von Eigenverantwortlichkeit, Selbstwertgefühl und (beruflicher) Selbstwirksamkeitserwartung 
Ziele der Maßnahmen sind. Eine zielführende Gestaltung der Maßnahme vermittelt den Teil-
nehmenden das Gefühl, dass (überwiegend oder allein) sie sich für den Integrationserfolg 
verantwortlich zeichnen. So sind Einzelfälle bekannt, in denen die Rolle des BFW für die Ur-
sächlichkeit einer Wiedereingliederung im Prozessverlauf offensichtlich war und zusätzlich 

                                                
22 5 Prozent der Befragten ließen diesen Teil des Verbleibsfragebogens komplett aus. 
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auch anhand von Unternehmensinterviews bestätigt werden konnte, die Teilnehmenden den 
Beitrag der Maßnahme zur Integration in Arbeit gleichzeitig aber erheblich unterschätzten. 

Die aus den standardisierten Befragungen ersichtlichen Entwicklungen können ferner durch 
die qualitative Interviews gestützt werden. Neben den abgefragten Kompetenzbereichen 
wurden dabei noch weitere genannt. Die anhand des Interviewmaterials herausgebildeten 
Kategorien werden nachfolgend beschrieben. 

Entwicklung von Arbeitsmarktkompetenzen: Der erste Bereich, der von mehr als der Hälf-
te der Teilnehmenden und somit am häufigsten beschrieben wurde, ist die Entwicklung von 
Kompetenzen mit Bezug zum Arbeitsmarkt und zur Stellensuche. Beschrieben wurde hier 
v. a. eine verbesserte Fähigkeit zur Erarbeitung von Bewerbungsunterlagen, zur Selbstdar-
stellung im Bewerbungsgespräch und zur Nutzung verschiedener medialer Kanäle zur Stel-
lensuche. Die hohe Bedeutung dieses Aspekts erklärt sich dadurch, dass einige Teilnehmen-
de viele Jahre dieselbe berufliche Tätigkeit ausgeübt hatten, anschließend aber eine lange 
Zeit aus dem Beruf aussteigen mussten und nun nach teilweise vielen Jahren erstmals wieder 
eine Bewerbung schreiben sollten.  

Exemplarisch zeigen dies folgende Zitate: 

„Naja, dass ich jetzt mit dem Computer umgehen kann. Dass man viel machen kann 
jetzt am Computer, was ich vorher alles nicht gemacht habe.“ (TN_W3) 

„Wichtig ist vor allem jetzt, dass ich mein Bewerbungsschreiben – dass ich da enor-
me Verbesserungen gemacht habe und hiermit jetzt Erfolge sehe“. (TN_W3) 

Darüber hinaus wurden auch ganz konkrete Kenntnisse beschrieben, z. B. die Anwendung 
spezieller Softwarepakete. Auffällig war bei der Auswertung ferner, dass selbst Teilnehmende, 
die der von ihnen absolvierten Integrationsmaßnahme ansonsten skeptisch gegenüberstan-
den und wenig positive Effekte sahen, das Bewerbungstraining und die damit verbundene 
Qualifikation im Bereich EDV als positiv einschätzten. 

In diesem Bereich beschriebene Effekte ließen sich in der Regel recht klar den Integrations-
maßnahmen zurechnen. Teilweise wurden entsprechende Lernerfolge zwar auch als Ergebnis 
eines Praktikums oder einer neuen beruflichen Tätigkeit geschildert; auch hier bestand jedoch 
zumindest ein indirekter Zusammenhang zur Maßnahme. 

Berufliche Orientierung: Ebenfalls recht häufig wurden Entwicklungen im Bereich Berufsori-
entierung beschrieben. Dies umfasste auch die Feststellung, in welchem Umfang eine Berufs-
tätigkeit angestrebt werden solle und welche Arbeitsbedingungen (nicht) passend wären. Teil-
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nehmende beschrieben hier sowohl berufliche Öffnungen als auch den Ausschluss bestimm-
ter Ideen, die zwischenzeitlich angedacht waren: 

„Was ich auf alle Fälle gelernt habe ist, dass ich über dreißig Stunden die Woche 
nicht mehr arbeiten möchte oder beziehungsweise auch nicht kann. (...) Das hatte ich 
mir vorher zwar schon so gedacht, aber da war es dann so erfahrbar oder spürbar 
und da dachte ich mir dann schon, dann ist das halt so, dann nimm es auch so und 
versuch es irgendwie umzusetzen (...) Was habe ich noch gelernt? Dass ich mich 
durchaus auch in einem ganz anderen Umfeld beruflich bewegen könnte.“ (TN_W3) 

„Auch Büro, also ich habe tatsächlich während des Praktikums gemerkt [...] was ich 
gut kann und das ist auch das, was ich will (...) Ich hab ja hier angefangen und stand 
vor einer Mauer, ich wusste ja gar nicht, wo ich hin will.“ (TN_W3) 

Der Bezug dieser Effekte zur Maßnahme kann meist darin gesehen werden, dass erst die 
Integrationsmaßnahme das Ausprobieren eines neuen Bereichs überhaupt ermöglichen konn-
te. Der Effekt selbst ergab sich jedoch häufiger aus dem Praktikum als aus einer pädagogi-
schen Intervention im Rahmen der Maßnahme. 

Selbstwertgefühl und Optimismus: In diesem Bereich fielen zunächst Interviewpassagen 
auf, in denen Teilnehmende beschrieben, wie sie an Selbstwertgefühl gewinnen und Gefühle 
der Wertlosigkeit ablegen konnten. Zwei Beispiele beschreiben typische Antworten auf Fragen 
nach Veränderungen in diesen Bereichen. Das erste Zitat stellt dabei explizit den Zusammen-
hang mit dem Gruppenkontext der Maßnahme her: 

„Das hat sich auch verbessert. Wie gesagt durch die Gespräche, was die Kollegen da 
als Feedback liefern, wo sie einen sehen. Da sagt man hoppala, die sehen mich in 
einer Position, wo ich selber eigentlich nicht mehr so wahrnehme und das baut dann 
auf. Man ist vielleicht gar nicht so blöd, wie man sich vielleicht selber vorgekommen 
ist [...].“ (TN_W3) 

„Na Selbstsicherheit also im Umgang mit dem Alltagsleben, mit Behördengängen, mit 
sich selber halt auch (…) Werde selbstbewusster, einfach mehr Motivation, mehr Le-
bensfreude.“ (TN_W3) 

Zu Effekten im Bereich des Selbstbewusstseins wurde auch der selbstbewusstere Umgang 
mit der psychischen Erkrankung gezählt, der ebenfalls von manchen Teilnehmenden be-
schrieben wurde. 

Quellen eines zunehmenden Selbstwertgefühls waren offensichtlich neben den Abschnitten in 
den BFW insbesondere erfolgreich absolvierte Praktika. Zusammenhänge zwischen erfolg-
reich gemeisterten Arbeitssituationen und entsprechenden Effekten werden z. B. folgender-
maßen beschrieben: 
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„Ja, was schon [...] besser geworden ist, ist diese depressive Symptomatik [...]. Ja, 
aber das war halt auch denke ich durch diese Erfahrungen im Praktikum, wo ich halt 
dann auch gemerkt hab, dass ich da ganz gut zurecht komme und auch mich ganz gut 
integrieren kann. Also das war halt so für das Selbstwertgefühl oder Selbstbewusst-
sein ganz positiv, denke ich [...].“ (TN_W3) 

„Aber wie gesagt, das sind alles Sachen, wo man sagt, wenn man sich ein bisschen 
eingearbeitet hat – Das sind Dinger, die ich wirklich verstehe, wo ich zurechtkomme 
und sich für mich eigentlich offenbart hat, dass ich die Sache meistern kann.“ (TN_W3)  

Belastbarkeit und Umgang mit Stress: Auch in diesem Bereich nannten Teilnehmende Ef-
fekte, die v. a. in einem besseren Umgang mit psychischen Belastungssituationen bestanden. 
Eine typische Beschreibung für solche – neu erlernten – Strategien ist die folgende Aussage 
einer teilnehmenden Person auf die Frage nach Lerneffekten für den Umgang mit ihrer psy-
chischen Beeinträchtigung: 

„Genau, dieses auf mich hören und auf die Zeichen vom Körper hören und wie ge-
sagt dann rausgehen und dann möglichst anspringen und sagen: Nein, das geht ge-
rade nicht. Nicht probieren, da irgendwie weiterzumachen bis es wirklich wieder 
Wutsch macht, sondern wirklich dieses ‚Stopp’“ (TN_W3) 

Häufig wurden entsprechende Erkenntnisse mit einem Bezug auf psychoedukative Ansätze 
der jeweiligen Maßnahme beschrieben, was eine zumindest teilweise Rückführbarkeit der 
Effekte auf die Integrationsmaßnahme unterstreicht. Feststellbar ist allerdings auch, dass sich 
hier Effekte flankierender Psychotherapien mit denen der Maßnahmen überlagern können.  

Körperliche Gesundheit: In Bezug auf die körperliche Gesundheit wurden verschiedene 
Veränderungen beschrieben, die häufig auf einem Bündel aus Maßnahmenteilnahme, Arbeit 
und therapeutischer Begleitung beruhen. In einigen Fällen stellte sich zumindest eine Verbes-
serung der Wahrnehmung körperlicher Gesundheit ein. Dies hatte in einigen Fällen damit zu 
tun, dass die Teilnehmenden körperlich aktiver geworden waren. In vielen Fällen wurden je-
doch auch zwischen den Wellen keine Veränderungen erkannt, was angesichts der teilweise 
sehr langen Krankheitshistorien nicht verwunderlich ist. 

Effekte im Bereich der körperlichen Gesundheit sind der Integrationsmaßnahme in der Regel 
nicht allein zuzuschreiben; der Anteil verschiedener Interventionen konnte im Rahmen der 
Interviews auch nicht immer klar herausgearbeitet werden. Interessant waren dabei insbeson-
dere Fälle, in denen das Gefühl eines „passenden“ Arbeitsplatzes vormals als dominant 
wahrgenommene körperliche Beeinträchtigungen anscheinend in den Hintergrund drängen 
konnte. 
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Aktivierung und sonstige Effekte: Über die beschriebenen Effektgruppen hinaus wurden 
einige weitere beschrieben. Am häufigsten lassen sich diese Effekte im weitesten Sinne unter 
Aktivierung zusammenfassen. Beschrieben wurden Anstöße, bestimmte Schritte zu unter-
nehmen oder sich über bestimmte Fragestellungen Gedanken zu machen. Ein Beispiel dafür 
ist die folgende Aussage einer teilnehmenden Person: 

„Also muss ich ehrlich sagen, wenn ich nicht teilnehmen würde an dieser Maßnahme, 
würde ich mich sehr wahrscheinlich nicht so bemühen, Bewerbungen zu schreiben, 
zig Bewerbungen zu schreiben, weil man ist einfach nicht dazu gezwungen in man-
chem Sinne. Gezwungen war ich hier auch nicht, aber du musstest was machen. Du 
musstest aufstehen, du musstest kommen, du musstest da sein (...) und ich glaube, 
wenn die Maßnahme nicht gewesen wäre, würde ich das schleifen lassen.“ (TN_W3) 

Ebenfalls lassen sich Effekte finden, die im weiteren Sinne die Bereitschaft umfassen, sich 
wieder auf das Arbeitsleben einzulassen und sich dementsprechend zu organisieren. So be-
schreibt ein/e Teilnehmer/in: 

„Das wurde mir hier – das ist was ich für mich mitgenommen habe. Ich kann mich 
auch privat wieder so organisieren und finden, dass ich tatsächlich wieder das Gefühl 
habe, ja egal was, ich kann wieder in das Berufsleben gehen.“ (TN_W3) 

Diese Effekte und Wirkungen können zumindest indirekt der Maßnahme zugesprochen wer-
den, da diese Anstöße und Notwendigkeiten erst geschaffen haben. 

3.7 Wirkmechanismen bei erfolgreicher Integration 

Die Abschnitte des Kapitels 3.6 haben aufgezeigt, in welchem Maße durch die Integrations-
maßnahmen bestimmte Ziele erreicht wurden. In diesem Abschnitt soll noch einmal vertieft 
werden, auf welchem Wege und über welche Wirkmechanismen insbesondere das Ziel der 
Integration in Arbeit erreicht werden konnte und welche Interventionen besonders zur Errei-
chung dieses Ziels geeignet waren.  

Für die verschiedenen Starttypen wurden jeweils einzelne Fälle im Längsschnitt analysiert. 
Dabei erfolgte aus analytischen Gründen eine Beschränkung auf die Fälle, zu denen drei In-
terviewzeitpunkte, eine Teilnahme an der Verbleibsbefragung sowie Aussagen der Mitarbei-
tenden vorlagen. Ferner erfolgte eine Fokussierung auf Beispiele, die in der Verbleibsbefra-
gung von einem bestehenden Arbeitsverhältnis berichteten. Diese erschienen besonders ge-
eignet, um erfolgreiche Wirkungsketten in Richtung einer Integration aufzuzeigen. 

Die Wirkmechanismen werden im Folgenden verschiedenen Erfolgsfaktoren zugeordnet, die 
sich jedoch in Teilen überschneiden und überlagern. Diese Faktoren zeigt Abbildung 9: 
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Abbildung 9: Erfolgsfaktoren 

 
 

A und B: Ressourcen, Kompetenzen und Potenziale der Teilnehmenden und ihr Umfeld 

Zwischen den Ressourcen, Kompetenzen und Potenzialen einer teilnehmenden Person sowie 
ihrem sozialen Umfeld, der Maßnahmenintervention und dem resultierenden Maßnahmener-
folg bestanden komplexe Wirkbeziehungen. Dennoch wurde an einigen Fällen sehr deutlich, 
wie familiäre und soziale Rahmenbedingungen sowie persönlichen Ressourcen, z. B. die 
Ausbildung, Hobbys und Interessen oder persönliche Einstellungen und Wertvorstellungen, 
die Integrationsbereitschaft und den Erfolg beeinflussten. Diese Einflüsse lassen sich an meh-
reren Fällen beschreiben. An einem Beispiel lässt sich zeigen, wie das private Umfeld einer-
seits stabilisieren und andererseits zu eigenen Aktivitäten anregen konnte. 

Textbox 1: Fallbeispiel „Bedeutung des privaten Umfelds“ 

Eine teilnehmende Person, die angab, während der Maßnahme zum Teil auf die finanzielle Unterstüt-
zung durch den/die Lebenspartner/in angewiesen zu sein, stellte das Ziel, „wieder eigenes Geld“ zu 
verdienen, als starke Motivation zur Maßnahmenteilnahme heraus. Die Person beschrieb ebenfalls, 
wie der/die Partner/in darauf drang, ein weiteres Familienmitglied auf eine Lehrstellen- und Arbeits-
messe zu begleiten und sich privat über Berufe in der Metall- und Elektroindustrie zu informieren. In 
diesem Rahmen entstand der Kontakt zu einem Unternehmen, welches sich zufälligerweise erst im 
Nachhinein als Kooperationspartner des BFW herausstellte und die Person nach der Maßnahme auch 
übernehmen sollte. In den Interviews ab der zweiten Welle unterstrich die Person zudem, dass sich 
durch die Zeit am BFW die privaten Verhältnisse deutlich gebessert hätten, die Arbeitsstelle sogar als 
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die eigentliche „Therapie“ bezeichnet wurde. Für die Integration in Arbeit sah es die Person als wesent-
lich an, dass sie das mehrmals verlängerte Praktikum bis zur Übernahme durchgehend motiviert ab-
solvierte, um die berufliche Tätigkeit inklusive der positiven Auswirkungen auf die privaten Verhältnisse 
zumindest durch die eigene Arbeitsleistung nicht zu gefährden. 

In diesem Fall unterstützte das private Umfeld, aber auch der dadurch entstehende Leis-
tungsdruck erkennbar die Bereitschaft, Kompromisse einzugehen und sich auf eine neue Ori-
entierung einzulassen. Gleichzeitig erleichterte die Erwerbstätigkeit der/des Partnerin/Partners 
den Umstieg, indem ein finanzieller Rückhalt vorhanden war, was eine gewisse Phase der 
Umorientierung ohne Zeitdruck ermöglichte. Solche Beispiele fanden sich in mehreren Fällen. 
So forderten z. B. private Bekannte zur Maßnahmenteilnahme auf oder Partnerinnen und 
Partner intervenierten bzw. ermunterten Teilnehmende dazu, eine belastende Arbeitssituation 
zu beenden und sich helfen zu lassen. 

Demgegenüber konnten auch Beispiele mit häufig problematischem Verlauf identifiziert wer-
den, bei denen familiäre Belastungssituationen dazu führten, dass eine Konzentration der 
Teilnehmenden auf die notwendige berufliche Umorientierung kaum möglich war. Diese fo-
kussierten zunächst stark auf die Bewältigung der privaten und sozialen Krisen, was sich auch 
in den Gesprächsthemen der psychologischen Begleitung widerspiegelte. 

Auch die Nutzung privater Anknüpfungspunkte zur beruflichen Neuorientierung ließ sich in 
einigen Fällen ebenfalls gut beschreiben. Es zeigte sich, dass Hobbys, Freunde und private 
Interessen wichtige Grundlagen einer Neuorientierung sein konnten. Ein solcher Wirkungs-
mechanismus zeigte sich im folgenden Fallbeispiel: 

Textbox 2: Fallbeispiel „Berufliche Neuorientierung anhand privater Interessen“ 

Eine teilnehmende Person beschrieb den privaten Rückhalt beim Ausstieg aus dem alten und als be-
lastend empfundenen Beschäftigungsverhältnis in der Pflegebranche. Bei der beruflichen Orientierung 
wurde seitens des BFW zunächst eine Tätigkeit nahe der alten Branche als primäre Strategie erachtet. 
Mit dieser Orientierung unzufrieden bewarb sich die Person – insbesondere ausgehend von privaten 
Interessen – auf ein Stellenangebot in der Integrationshilfe, woraus ein langfristiges integrationsorien-
tiertes Praktikum resultierte. Im Akquise- und Bewerbungsprozess verzichtete die Person bewusst – in 
Absprache mit dem/der Lebenspartner/in – auf eine Information der Mitarbeitenden des BFW über das 
Vorhaben, da Widerstände hinsichtlich der Eignungseinschätzung befürchtet wurden. Nach eigener 
Auskunft profitierte die Person jedoch deutlich von in der Maßnahme erlernten Bewerbungskompeten-
zen (Strategien, Selbstpräsentation), was den Quereinstieg in ein Arbeitsfeld ohne Berufserfahrung 
erst ermöglicht hätte. Anschließend unterstützte das BFW die Person insbesondere bei der Vereinba-
rung einer Übernahmegarantie seitens des Unternehmens sowie bei den Vertragsverhandlungen. 
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Ähnliche Mechanismen traten in ähnlichen Konstellationen auf (vgl. auch das zweite Fallbei-
spiel in Abschnitt D). Nicht zu vernachlässigen ist dabei auch die Rolle des sozialen Umfeldes 
bei der Suche nach Stellen. Ein großes privates oder soziales Netzwerk konnte in einigen 
Fällen zur Integration beitragen, indem z. B. Familienmitglieder Arbeitgeber ansprachen oder 
Bekannte eine Praxisphase im eigenen Unternehmen ermöglichten. 

Nicht eindeutig waren die Wirkbeiträge der finanziellen Situation von Teilnehmenden. Wäh-
rend die Notwendigkeit, Einkommen zu erzielen, einerseits motivierend wirkte, schränkte sie 
teilweise die Wahlmöglichkeiten ein, weil Teilnehmende ein bestimmtes Einkommensniveau 
erzielen wollten und Optionen mit geringerer Verdienstmöglichkeit ausschlossen. Umgekehrt 
ließen sich Fälle beschreiben, bei denen die finanzielle Absicherung durch den/die Partner/in 
die Offenheit für eine berufliche Umorientierung beförderte. Ferner wurde für einzelne Fälle 
auch erkennbar, wie finanzieller Druck auf Teilnehmenden lastete und so die Handlungsfähig-
keit oder die Bereitschaft, sich auf die Maßnahme einzulassen, beschränkte. 

C: Effekte der Stabilisierung, Kompetenzentwicklung und Orientierung 

In vielen Fällen waren Wirkbeziehungen zwischen Stabilisierungseffekten, der Entwicklung 
von Kompetenzen und der beruflichen Orientierung auf der einen Seite sowie erfolgreichen 
Integrationen auf der anderen Seite wahrzunehmen. Dabei zeigte sich, dass die Wirkmecha-
nismen hierbei individuell sehr verschieden waren und v. a. dann funktionierten, wenn die 
Interventionen an den individuellen Bedürfnissen der Teilnehmenden ansetzten. 

So erzeugte in einigen Fällen erst eine von den teilnehmenden Personen als „passend“ wahr-
genommene berufliche Orientierung die Motivation und Bereitschaft, sich überhaupt auf die 
aktive Suche nach Praktika einzulassen. Erkennbar war dabei teilweise auch die Wirkung 
eines Assessments vor der Reha-Maßnahme und einer darauf aufbauenden Orientierung, wie 
sich an einem ersten Beispiel zeigen lässt. Der Wirkbeitrag lag hier v. a. in der frühzeitigen 
Modifizierung eines geplanten, aber nicht tragfähigen Weges der Re-Integration. 

Textbox 3: Fallbeispiel „Bedeutung des Assessments für die Berufsorientierung“ 

In diesem Fall wurden in der Assessment-Phase Lerneinschränkungen der teilnehmenden Person 
offenbar, was die Einmündung in eine angedachte Umschulung verhinderte und stattdessen zur Teil-
nahme an der Integrationsmaßnahme führte. Die Entscheidung wurde von der Person zu allen Befra-
gungszeitpunkten als sinnvoll bewertet. Gleichzeitig resultierte aus dem Assessment, dass eine prakti-
sche Tätigkeit im Umschulungsbereich trotzdem angestrebt werden sollte. Letztlich erfolgte in diesem 
Bereich auch eine Integration. Ausgehend davon, dass das entsprechende Unternehmen bereits im 
Bewerbungsprozess umfassend über die körperlichen sowie psychischen Beeinträchtigungen infor-
miert worden war, gestaltete sich die Tätigkeit von Beginn an leistungsangepasst – „ich soll auf jeden 
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Fall sofort Bescheid sagen, wenn irgendwas ist, dass man sich da was einfallen lassen kann.“ 
(TN_W3) – und mit Hilfe von Laufkarten, auf denen konkrete Arbeitsschritte aufgelistet waren. Fehlen-
de theoretische Kenntnisse wurden auf Wunsch des Unternehmens in anwendungsorientierten Lern-
modulen im Umschulungsbereich des BFW vermittelt. 

Eine weitere häufig aufzuzeigende Wirkungskette ist – wie bereits weiter oben erwähnt – die 
Neuorientierung nach einer ersten Erprobung im angedachten Tätigkeitsfeld. In mehreren 
Fällen zeigte sich dabei, dass Teilnehmende erst in der Praxisphase erkannten, dass ein ur-
sprüngliches berufliches Ziel nicht mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen oder weiteren 
Arbeitsparametern vereinbar war. In vielen Fällen konnte Teilnehmende nach der (auch tage-
weisen) Erprobung darauf reagieren und die Erarbeitung einer neuen Perspektive vorantrei-
ben. Es lässt sich vermuten, dass ohne frühzeitige Erprobung solcher Ideen eine Modifikation 
später hätte stattfinden müssen, was eine mögliche Integration gefährdet hätte. 

Textbox 4: Fallbeispiel „Betriebliche Erprobung und Neuausrichtung“ 

Das Beispiel betrifft eine teilnehmende Person, die im ersten Interview noch sehr deutlich ihre psychi-
schen Probleme beschrieb, sich parallel zur Maßnahme in psychologischer Behandlung befand und 
darstellte, sie fühle sich der Jobsuche „nicht gewachsen“ (TN_W1). Die Person gab als Ziel zunächst 
v. a. das Wiederherstellen eines geregelten Tagesablaufs an. Auch ein Zuwachs an Sicherheit im Um-
gang mit anderen Menschen wurde deutlich der Maßnahme zugerechnet. Fragen an die berufliche 
Orientierung waren zunächst noch sehr grundlegend: „ob ich mit überhaupt mit Menschen arbeiten 
möchte“ (TN_W1). Im Laufe der Teilnahme nutzte sie aber ihr persönliches Interesse an Unterhal-
tungsmedien zur Definition möglicher Branchen und Tätigkeiten. Ein kurzzeitiges Praktikum im eigent-
lich favorisierten Unternehmen sowie die Bedenken der Integrationsmitarbeitenden am BFW im Hin-
blick auf die Integrationsperspektive führten dazu, dass sich die Person für ein alternatives, kaltakqui-
riertes Praktikum entschied. Als besonders hilfreich wurde die psychologische Begleitung während des 
Entscheidungsprozesses bezeichnet. Im Zeitverlauf zeigte sich eine deutliche Stabilisierung der Per-
son, die sie selbst auf die Maßnahme zurückführte. Dabei wurde sowohl von der Person als auch Mit-
arbeitenden des BFW eingehend beschrieben, dass eine erfolgreiche Teilnahme an dem Praktikum – 
und somit die Integration – ohne die vorherige Stabilisierung nicht möglich gewesen wäre. 

Abstrahierend lässt sich an diesem und ähnlichen Fällen aufzeigen, dass in den Maßnahmen 
besonders solche Pädagogiken wichtig waren, die ein positives Erleben des Arbeitens ermög-
lichten, was wiederum oft einen verstärkenden Effekt auf die Motivation hatte. Dies lässt sich 
beispielhaft auch an einem Fall verdeutlichen, in dem die abgestufte Wirkung verschiedener 
vorbereitenden Schritte auf den letztendlichen Integrationserfolg gut sichtbar wurden. Wichtig 
war hier – und auch in zahlreichen anderen Beispielen – die Verarbeitung negativer Erfahrun-
gen aus früheren Berufstätigkeiten als Grundlage für die Entwicklung einer neuen Perspekti-
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ve. Das Fallbeispiel verdeutlicht darüber hinaus die Vorteile einer mehrmonatigen intensiv 
begleiteten Maßnahme. So konnte die teilnehmende Person einen kontinuierlichen und zeit-
aufwendigen Weiterentwicklungsprozess in Richtung Wiedereingliederung durchlaufen. 

Textbox 5: Fallbeispiel „Kontinuierlicher Weiterentwicklungsprozess“ 

Zunächst begegnete die teilnehmende Person der Maßnahme mit großer Skepsis. Zahlreiche Angebo-
te während der Stabilisierungs- und Orientierungsphase führten aus ihrer Sicht aber zu einer Aktivie-
rung, um sich auf einen Integrationsprozess einzulassen. Hervorgehoben wurden Lernerfolge am PC, 
der Erwerb von Bewerbungsgrundkenntnissen sowie der Kontakt mit anderen Teilnehmenden: „dass 
wir irgendwo alle das gleiche Problem hatten. Und wir also gewusst haben, wie es den anderen auch 
so geht“ (TN_W3). Besonders positiv wurden die Einzelgespräche mit den Mitarbeitenden der Maß-
nahme beschrieben, welche die motivierende Wirkung einer Kommunikation mit der Person „auf Au-
genhöhe“ (MA_W3) herausstellten. Nach diesem grundsätzlichen Einlassen auf die Maßnahme hatte 
das Aufzeigen von beruflichen Optionen einen weiteren motivierenden Effekt. Ein Leitthema waren 
dabei die von der Person eingeforderten handwerklichen Anteile und finanziellen Vorstellungen, die 
zunächst als feste Paramater in die Akquise einflossen. Einladungen zu Bewerbungsgesprächen und 
erste Übernahmeperspektiven bestätigten die Person in der eingeschlagenen Richtung: „ich bin selbst-
bewusster geworden, weil [...] ich festgestellt habe, dass ich aus was anderes machen kann“ (TN_W3). 
Im Laufe der Maßnahme wurde die Person zunehmend selbstsicher, was zu einer selbstständigen 
Erweiterung des Recherche- und Bewerbungsrasters sowie letztendlich auch zur Integration im öffent-
lichen Dienstleistungsbereich führte. Neben den Effekten des Bewerbungstrainings verwies die Person 
zudem auf den großen Nutzen, von den Strategien anderer Teilnehmender profitiert zu haben. Als 
besonders wichtig für den Integrationserfolg bezeichnete die Person aber das erlangte Durchhaltever-
mögen, um den mehrmonatigen Bewerbungsprozess durchzuhalten: „Also da haben sie mir schon 
sehr viel geholfen, überhaupt wieder den Mut zu fassen und auch, dass ich dranbleibe.“ (TN_W3) 

Die verschiedenen pädagogischen Herangehensweisen müssen naturgemäß auf eine ent-
sprechende Lern- und Veränderungsbereitschaft bei den Teilnehmenden treffen. Im Rahmen 
dieser Studie konnte deutlich herausgearbeitet werden, dass sich die Fälle erfolgreicher In-
tegration im Zuge einer beruflichen Umorientierung meist dadurch auszeichneten, dass die 
Teilnehmenden eine gewisse Offenheit mitbrachten und bereit waren, pädagogische Ansätze 
zur Erarbeitung einer solchen Orientierung anzunehmen. 

D: Unterstützung der Integrationsphase 

Am eindeutigsten waren Wirkzusammenhänge in Form von Unterstützungsangeboten, die 
das BFW in Vorbereitung oder während der Integrationsphase leistete. Dies traf z. B. auf Fälle 
zu, in denen das BFW direkt Teilnehmende in einen Betrieb vermittelte und dort bzw. aus die-
ser Beschäftigung heraus eine Integration in Arbeit erfolgte, was immerhin bei einem Viertel 
der erfolgreichen Integrationen der Fall war. Dabei zeigten sich jedoch verschiedene Ausprä-
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gungen: Einerseits gab es Fälle, bei denen das BFW einzelne Unternehmen ähnlich einem 
Personaldienstleister betreute und regelmäßig Teilnehmende dorthin vermittelte. In anderen 
Fällen waren es Unternehmen, mit denen das BFW auch in anderen Zusammenhängen Ge-
schäftsbeziehungen unterhielt. Das erste Beispiel beschreibt einen „typischen“ Mechanismus, 
da die Integration in einem Kooperationsbetrieb erfolgte. 

Textbox 6: Fallbeispiel „Integration in einem Kooperationsbetrieb“ 

In diesem Beispiel erfolgte die Integration in einem Betrieb, zu dem bereits intensive Kontakte seitens 
des BFW bestanden. Bemerkenswert ist, dass das Praktikum nach Auskunft des Unternehmens auf 
Basis einer Eigenakquise der Person bzw. ohne den Kontakt zum BFW mit hoher Wahrscheinlichkeit 
nicht gestartet worden wäre. Die Person berichtete zunächst über erfolglose eigene Bewerbungen auf 
Praktikumsplätze als Sachbearbeiter/in in Behörden, Ämtern und sozialen Einrichtungen. Die Mitarbei-
tenden des BFW führten dies insbesondere auf die Weigerungen der Person zurück, Veränderungen 
an den Bewerbungsunterlagen (Darstellung der Berufsbiografie sowie Umgang mit der psychischen 
Beeinträchtigung) vorzunehmen. Nachdem eigene Bemühungen der Person über einen mehrmonati-
gen Zeitraum erfolglos blieben, nutzten die Mitarbeitenden des BFW ihre persönlichen Kontakte zu 
kooperierenden Unternehmen, um die Person in Praktika zu vermitteln. Während sich aus dem Kontakt 
zu einem ersten Kooperationsbetrieb keine Integrationsperspektive ergab, wurde mit einem weiteren 
Unternehmen verabredet, das Praktikum als Bewährungsprobe für eine spätere Anstellung zu nutzen, 
auch vor dem Hintergrund einer mittelfristigen Vakanz im Bereich der Sachbearbeitung. Der frühzeitige 
offene Umgang der Person mit ihrer psychischen Beeinträchtigung wurde seitens des Unternehmens 
dabei als besonders positiv für die spätere Übernahmeentscheidung herausgestellt. In Anbetracht des-
sen bezeichneten die Mitarbeitenden der Maßnahme die Übernahme als das „verdiente Glück“, da die 
Bewerbungsstrategie der Person sowie ihre Parameter an eine neue berufliche Tätigkeit mit der Offen-
heit und den Übernahmekriterien des Unternehmens korrespondierten. 

In der zweiten Konstellation vermittelte das BFW ein Praktikum, über das wiederum eine Wei-
tervermittlung zum letztendlichen aufnehmenden Betrieb hergestellt wurde. 

Textbox 7: Fallbeispiel „Integration durch Weitervermittlung“ 

In diesem Fall erfolgte das Praktikum, das zentral für die erfolgreiche berufliche Wiedereingliederung 
war, nicht im integrierenden Unternehmen selbst. Vielmehr wurde die teilnehmende Person durch das 
Unternehmen, in dem das Praktikum stattfand und in dem bereits andere Praktika durchgeführt worden 
waren, dorthin weitervermittelt. Die guten Erfahrungen des ersten Unternehmens – offenbar bedingt 
durch eine sorgfältige Auswahl der Teilnehmenden, die in das Unternehmen vermittelt wurden – waren 
der Grund für die fortgesetzte Bereitschaft, Praktika anzubieten. Gleichzeitig wurde seitens des Unter-
nehmens der Wunsch geäußert, in Zukunft noch passgenauer qualifizierte Teilnehmende zu bekom-
men oder aber solche, die mit ihren Neigungen und Interessen zum Unternehmen passen. Zum Erfolg 
dieses Fallbeispiels trug zum einen die starke Orientierung an den privaten Hobbies und Interessen 
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des Teilnehmenden bei. Zum anderen empfahl das Unternehmen die Person wegen fehlenden Eigen-
bedarfs am Ende des Praktikums einem anderen Unternehmen aus der Freizeitbranche, welches die 
Person später einstellte. In der Längsschnittbetrachtung wird deutlich, dass die erfolgreiche berufliche 
Neuorientierung wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche Integration war. So absolvierte die 
Person ein früheres Praktikum im – zunächst favorisierten – sozialen Bereich. Aufgrund praktischer 
Erfahrungen wurde diese Orientierung in Absprache mit dem BFW jedoch verworfen und alternativ 
eine neue berufliche Zielstellung entlang persönlicher Interessen entwickelt. 

In einigen weiteren Fällen ließ sich zwar eine wichtige Rolle des BFW im Integrationsprozess 
erkennen, die jedoch nicht in der unmittelbaren Vermittlung in Praktika oder Arbeit bestand. 
Vielmehr erfolgte die Akquisition der Praxisphasen durch die Teilnehmenden selbst, das BFW 
unterstützte aber im Vorfeld durch die Empfehlung möglicher Unternehmen und/oder förderte 
die Übernahme durch die Beratung zu Fördermöglichkeiten oder durch Vermittlungen von 
Kontakten zum Rehabilitationsträger. Ebenfalls sichtbar wurde die Wirkung, die das Erlernen 
konkreter Bewerbungsstrategien auf die Re-Integration hatte. Der folgende Fall vereinbarte 
mehrere dieser Aspekte. 

Textbox 8: Fallbeispiel „Integration durch verbessertes Bewerbungsmanagement“ 

In diesem Beispiel handelte es sich um eine teilnehmende Person, die mit der Bewerbung auf Prakti-
kumsstellen, um über diese während der Integrationsphase wieder in Arbeit zu kommen, „persönlich 
nicht so viel Erfolg“ (TN_W3) hatte bzw. diese Herangehensweise für die eigene Situation in Zweifel 
zog. Nach selbstinitiierter Umstellung der Strategie (Bewerbung ausschließlich auf ausgeschriebene 
Stellen) stellten sich Erfolge in Form betrieblicher Interessenbekundungen ein. Gleichzeitig ermutigten 
Mitarbeitende des BFW die Person sich auch auf Ausschreibungen im Bereich der früheren Bürotätig-
keit zu bewerben. Die Person überzeugte später in einem hieraus hervorgehenden Vorstellungsge-
spräch sowie im Rahmen einer Probearbeitsphase, die sie dem Unternehmen angeboten hatte. Dabei 
verwies sie auf mögliche Eingliederungszuschüsse und das BFW als Ansprechpartner. Eine integrati-
onsunterstützende Leistung erkannte die Person hinsichtlich der klassischen Elemente des Bewer-
bungsmanagements (kritische Begleitung der Erstellung von Bewerbungsunterlagen, Üben von Vor-
stellungsgesprächen). Einen wichtigen positiven Nutzen sah sie auch im Aufbau von Selbstwertkompe-
tenzen (u. a. durch die Tagesstruktur der Maßnahme, Rückmeldungen zum Leistungspotential der 
Person seitens des BFW und durch Unternehmen). In der Längsschnittperspektive lässt sich erkennen, 
dass die Person intensiv über die Grenzen ihrer beruflichen Möglichkeiten reflektierte und auf welche 
Weise (Bewerbungsstrategie) und zu welchen Konditionen (Arbeitsbedingungen: weniger Verantwor-
tung und Umfang der Arbeitszeit) diese umsetzbar wäre. Die Maßnahme stellte der Person einen un-
terstützenden Rahmen zur Verfügung, durch den auch letzte Integrationshindernisse in Form von 
Selbstzweifeln und beruflicher Selbstbegrenzung überwunden werden konnten. 
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Zahlreiche weitere Wirkbeziehungen in der Integrationsphase sind niedrigschwelliger als die 
oben beschriebenen Zusammenhänge. So führte die Maßnahmenteilnahme in einigen Fällen 
zu einer Verstärkung der Aktivitäten zur beruflichen Re-Integration. Teilnehmende schilderten 
in diesen Fällen v. a., die Maßnahme habe sie dazu angehalten, mehr Zeit in die berufliche 
Orientierung und die Arbeitsplatzsuche zu investieren (vgl. Abschnitt 3.6.2).  

E: Regionaler Arbeitsmarkt 

Aufgrund der geringen Fallzahlen kann nicht gezeigt werden, dass der regionale Arbeitsmarkt 
direkt auf die Integrationszahlen wirkt oder diese positiv oder negativ beeinflusst. Wirkmecha-
nismen, die mit dem regionalen Arbeitsmarkt zu tun hatten, können eher dahingehend präzi-
siert werden, dass die Arbeitsmarktbedingungen die Möglichkeiten der beruflichen Orientie-
rung teils deutlich einschränkten. Integrationswege, bei denen Teilnehmende an ihren Nei-
gungen und Interessen anknüpften, wurden daher auch eher in städtischen Räumen beo-
bachtet als in ländlichen. So war in einigen Fällen mit erfolgreicher Integration die Fokussie-
rung auf eine bestimmte Teilbranche nur deshalb möglich, weil es eine ausreichende Zahl 
entsprechender Betriebe in der jeweiligen Stadt gab. Gleichzeitig zeigte sich in ländlichen und 
strukturschwachen Regionen besonders stark die Bedeutung von regionalen Kooperationsbe-
trieben: Das Potenzial von aufnehmenden Betrieben ist insgesamt begrenzt und die wieder-
holte Integration von Teilnehmenden in bestimmten Betrieben erfordert den Aufbau stabiler 
Kooperationsbeziehungen, bei denen den Unternehmen ein konkreter Mehrwert geboten wird. 
Die Integration einer größeren Zahl von Personen gelang jedoch auch unter dieser Voraus-
setzung häufig nur dann, wenn die Unternehmen einen entsprechenden Bedarf an formal ge-
ring qualifizierten Personen hatten (vgl. Abschnitt 3.4.6). 

Resümee 

Insgesamt verdeutlichen die vorangehenden Abschnitte die eingangs betonte Notwendigkeit, 
die Voraussetzungen und Ressourcen der Teilnehmenden, die pädagogischen Interventionen 
und die Aufnahmefähigkeit des regionalen Arbeitsmarktes fallspezifisch aufeinander zu bezie-
hen. Dies ist in den untersuchten Maßnahmedurchläufen in vielen Fällen gelungen, was die 
hier beschriebenen Bespiele veranschaulichen sollten. Die Beispiele und die an ihnen ver-
deutlichten Wirkungsketten zeigen auch, dass der Unterstützungsbedarf und die damit er-
reichbaren Wege in Arbeit hochgradig individuell waren. Dies bestätigt erneut den Bedarf für 
Maßnahmenkonzepte, die trotz der notwendigen Standardisierung eine große Offenheit für 
die Gestaltung individueller Interventionen ermöglichen. Nur in solchen Kontexten können die 
Mitarbeitenden die individuellen Wirkungsketten so ausgestalten, dass der häufig lange Weg 
in Richtung berufliche Integration gangbar wird. 
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4 Schlussfolgerungen und Empfehlungen zur Weiterentwicklung 

In diesem Abschnitt werden zunächst wesentliche Schlussfolgerungen aus der Studie zu-
sammengefasst, bevor Ansatzpunkte für eine weitere Optimierung der untersuchten Integrati-
onsmaßnahmen dargestellt werden. 

Auf Basis dieser Studie lässt sich zunächst klar erkennen, dass die Bedarfe von Menschen 
mit psychischer Beeinträchtigung so spezifisch sind, dass – neben anderen Angeboten – ein 
Format wie die untersuchten Integrationsmaßnahmen mit einer Dauer von 9 bis 10 Monaten 
sinnvoll ist. Ferner ist eine besonders auf diese Zielgruppe ausgerichtete Struktur in der Be-
gleitung erforderlich. 

So ist erstens der Bedarf an beruflicher Neuorientierung häufig komplex. Es war zu Beginn 
der Maßnahmenteilnahme meist völlig offen, welche berufliche Richtung langfristig einge-
schlagen werden kann. Gleichzeitig erforderte die Erarbeitung einer neuen und nachhaltig 
tragfähigen Strategie eine umfängliche Orientierungs- und Erprobungsarbeit, da nicht von 
vornherein klar war, in welchen Kontexten und unter welchen Arbeitsbedingungen der Gefahr 
eines Wiederauftretens der psychischen Beeinträchtigungen wirksam begegnet werden kann. 

Zweitens haben sich häufig soziale Ängste und solche vor Arbeitssituationen entwickelt, die 
im Rahmen der Maßnahme (weiter) bearbeitet werden müssen, bevor eine Integration statt-
finden kann. Auch dieser Prozess der Stabilisierung nimmt Zeit in Anspruch und erfordert be-
sondere Unterstützungsangebote. Hier muss oft an Vorarbeiten aus einer medizinischen Re-
habilitation angeknüpft werden. 

Drittens kam es bei den Teilnehmenden der Integrationsmaßnahmen in Belastungssituationen 
häufig zu einem erneuten Auftreten der psychischen Erkrankung. Es ließ sich feststellen, dass 
die Krisenintervention in dieser Situation wichtig für den Erfolg der Maßnahmen war und nur 
deshalb in diesem Umfang gewährleistet werden konnte, weil psychologisches Fachpersonal 
Teil der Maßnahmenstruktur war. Gleichzeitig zeigt der Befund, dass psychoedukative Ele-
mente Bestandteil dieser Maßnahmen sein sollten. Sie können im Idealfall das Wiederauftre-
ten bestimmter psychischer Probleme verhindern und damit das erfolgreiche Durchlaufen der 
Maßnahme unterstützen. 

Die steigende Inanspruchnahme von Integrationsmaßnahmen durch Menschen mit einer psy-
chischen Beeinträchtigung zeigt ebenso wie die Einschätzung des Bedarfs durch die Rehabili-
tationsträger, dass die so gestalteten Integrationsmaßnahmen einen zunehmenden Bedarf 
befriedigen und daher weiter angeboten werden sollten. 
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Die grundlegende Konzeption aller untersuchter Integrationsmaßnahmen, die auf einer Kom-
bination aus stabilisierenden und Kompetenzen aufbauenden Phasen im BFW sowie Praxis-
phasen in Betrieben beruht, kann vor diesem Hintergrund bestätigt werden. Teilnehmende mit 
psychischen Beeinträchtigungen, auch wenn diese nicht mehr akut sind, benötigen eine in-
tensive und spezifische Vorbereitung, um in den Praxisphasen überhaupt positive Erfahrun-
gen sammeln zu können. Die Untersuchungen zur Kompetenzentwicklung zeigen, dass dies 
gelingen kann: Teilnehmende erlebten eine Entwicklung ihrer berufsbezogenen Kompeten-
zen, ihrer Resilienz und Adaptabilität sowie weiterer zentraler Kompetenzen. In den unter-
suchten Maßnahmedurchläufen konnten zahlreiche Integrationserfolge erreicht werden, die 
ohne die Maßnahmenintervention möglicherweise nicht oder erst später zustande gekommen 
wären. 

Die analysierten Integrationsmaßnahmen lassen deutliche konzeptionelle Unterschiede er-
kennen. Es konnte festgestellt werden, dass unterschiedliche Ansätze unterschiedlichen Teil-
zielgruppen und Erwartungen gerecht werden. So passt ein früher Beginn von Praxisphasen 
eher zu Teilnehmenden, die bereits weitgehend stabil sind; ein späterer Beginn solcher Pha-
sen ist eher dann adäquat, wenn die psychische Stabilität erst erarbeitet werden muss. In 
einigen Themenfeldern können jedoch Bedingungen erkannt werden, deren positiver Einfluss 
auf die Maßnahmenerfolge im Rahmen der Studie erkennbar wurden. Diese werden im Fol-
genden zusammengefasst. 

4.1 Gelingensbedingungen 

Aus den Ergebnissen dieser Studie lassen sich für die verschiedenen Phasen der Maßnah-
men Gelingensbedingungen ableiten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass manche dieser Be-
dingungen direkt durch die Maßnahme steuerbar sind, z. B. durch Leistungen zur Stabilisie-
rung und Orientierung der Teilnehmenden sowie die Unterstützung ihrer Integrationsphasen. 
Andere Bedingungen wiederum können wenn überhaupt nur in begrenztem Umfang oder indi-
rekt durch die Maßnahmepraxis beeinflusst werden (z. B. die Ressourcen, Kompetenzen und 
Potenziale der Teilnehmenden sowie das familiäre und soziale Umfeld) oder überhaupt nicht 
(z. B. der regionale Arbeitsmarkt). Bei der Darstellung orientiert sich der Abschnitt grob an den 
verschiedenen Phasen eines Prozessmodells: Vom Zugang in die Integrationsmaßnahme bis 
hin zum Übergang in Arbeit im Optimalfall. Allerdings ist nicht immer eine eindeutige Zuord-
nung eines Erfolgsfaktors zu einer spezifischen Phase möglich.  

Einstieg und Beginn der Maßnahme 

Verschiedene Abschnitte in diesem Bericht haben darauf hingewiesen, dass der Erfolg von 
Integrationsmaßnahmen gefährdet ist, wenn die Arbeit an der Krankheitsbewältigung einen zu 
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großen Raum einnimmt oder die Teilnahme an der Maßnahme selbst durch die gesundheitli-
che Beeinträchtigung stark eingeschränkt ist (z. B. durch wiederholte Fehlzeiten). In vielen 
Fällen dürfte nicht von vornherein absehbar sein, ob solche Probleme auftreten werden. In 
einigen Fällen, die im Rahmen dieser Studie untersucht wurden, war jedoch bereits zu Beginn 
der Teilnahme erkennbar, dass die Bewältigung der psychischen Erkrankung und teilweise 
weiterer gesundheitlicher Einschränkungen stark mit dem Ziel der Integration konfligierten. 
Nicht zuletzt deshalb kam es bei noch stark gesundheitlich beeinträchtigten Teilnehmenden 
auch vermehrt zu vorzeitigen Beendigungen der Maßnahme.  

Für die Phase des Zugangs und des Maßnahmenbeginns lässt sich daraus ableiten, dass die 
psychische Stabilität und die Abwesenheit von Beeinträchtigungen, die die Teilnahme er-
schweren, wichtige Voraussetzungen für den Maßnahmeerfolg darstellen. Dies wiederum 
impliziert, dass die gute Kenntnis der Integrationsmaßnahmen und ihrer Anforderungen Ge-
lingensbedingungen im Bereich der Reha-Träger sind. In dieser Studie wurden diesbezüglich 
durchaus Unterschiede festgestellt: Während die Kenntnis der Angebotslandschaft an einigen 
Standorten sehr gut war, ist sie an anderen ausbaufähig. Für die BFW ergeben sich daraus 
sowohl Informations- als auch Marketingaufgaben. 

Zu einer guten Passung von Teilnehmenden und Maßnahmeangeboten trugen Phasen des 
anfänglichen Assessments bei, ob in Form von vorgeschalteten Maßnahmen oder innerhalb 
der Integrationsmaßnahmen selbst. Erfolgreich war dabei v. a. ein Vorgehen, bei dem die 
weitere individuelle Verlaufsplanung an den Ergebnissen des Assessments ansetzte, was 
durch die enge Verflechtung von Assessments und Integrationsmaßnahmen in der Regel ge-
geben war. 

Eine wichtige Gelingensbedingung ist die Identifikation der Teilnehmenden mit der Maßnah-
menteilnahme und die Motivation zur Mitwirkung. Wird eine Maßnahme nur durchgeführt, um 
finanzielle Nachteile zu verhindern oder bestehen überhöhte Erwartungen an die Maßnahme, 
so müssen eine entsprechende Akzeptanz und Mitwirkungsbereitschaft bei den Teilnehmen-
den häufig erst hergestellt werden, was wiederum Zeit benötigt und nicht in jedem Fall erfolg-
reich ist. Diese Gelingensbedingung ist nicht in jedem Fall durch professionelles Handeln be-
einflussbar. In gewissem Maße kann jedoch darauf Einfluss genommen werden, entweder 
durch explizites Anbieten mehrerer Wahlmöglichkeiten seitens der Reha-Träger, aber auch 
durch ein gezieltes Erwartungsmanagement sowohl aufseiten der Reha-Träger als auch in 
den BFW (etwa in Informationsgesprächen), bei dem die Notwendigkeit eigener Initiative be-
tont wird.  
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Pädagogische Arbeit der BFW 

Unterschiedliche pädagogische Konzepte werden unterschiedlichen Teilzielgruppen gerecht, 
das hat die vorliegende Evaluation deutlich gemacht. Im Rahmen der Studie konnte jedoch 
festgestellt werden, dass bei psychisch beeinträchtigten Personen in vielen Fällen recht ähnli-
che Hemmnisse und Problemlagen beschrieben wurden, die aus Sicht der Evaluation wiede-
rum mit bestimmten pädagogischen Herangehensweisen gut bearbeitet werden konnten. In 
diesem Zusammenhang sind etwa soziale Ängste, ein zumindest zu Maßnahmenbeginn ge-
ringes Selbstwertgefühl und Verunsicherungen in Bezug auf den Wiedereinstieg in Arbeit zu 
nennen. Diesen Herausforderungen kann, nach den Ergebnissen dieser Untersuchung, be-
sonders gut mit aufgaben- und gruppenbezogenen Herangehensweisen begegnet werden. 
Gleichzeitig erscheint zumindest zu Beginn der Maßnahme eine relativ feste Maßnahmen-
struktur sinnvoll, da Teilnehmende mit eigenständiger Arbeit ohne Begleitung noch nicht gut 
umgehen können. Selbstverständlich muss diese Strukturierung im Laufe der Maßnahme zu-
rückgefahren werden, um Selbstständigkeit zu fördern. Wichtig ist jedoch, dass das jeweilige 
Format der Maßnahme und seine Veränderungen über die Zeit den Teilnehmenden zu Beginn 
klar kommuniziert werden. 

Ferner kann als ein Erfolgsfaktor die Arbeit an der gezielten Steigerung der psychischen Be-
lastbarkeit, etwa mit psychoedukativen Ansätzen, gesehen werden. Nicht nur, weil in diesem 
Bereich Handlungsbedarf besteht, sondern auch weil sich bei den Teilnehmenden teils erheb-
liche Lerneffekte feststellen lassen, wenn entsprechende Ansätze eingesetzt werden. Und 
schließlich ist das Bearbeiten allgemeiner Arbeitsmarktkompetenzen, z. B. mittels Bewer-
bungstraining etc. eine wichtige Grundvoraussetzung, da es sich bei den Teilnehmenden viel-
fach um Personen handelt, die sich bereits seit langer Zeit nicht mehr beworben haben und 
bei denen die entsprechenden Kompetenzen teils veraltet sind. 

Heterogene Bedarfe und Ausgangsvoraussetzungen bedingen es, dass eine Vorgehensweise 
nicht für alle Teilnehmenden gleichermaßen passfähig sein kann. Insofern kann als ein wichti-
ger Erfolgsfaktor herausgearbeitet werden, dass innerhalb der Maßnahmenkonzepte individu-
ell angepasste Strategien umgesetzt werden können. Dies ist bereits in hohem Maße erfüllt – 
es ließen sich bei vielen Teilnehmenden individuelle Interventionsstrategien erkennen, die 
sich z. B. in einem unterschiedlichen Grad der Unterstützung bei der Praktikumssuche oder in 
einer unterschiedlich intensiven psychologischen Begleitung äußerten. 

Es ist angesichts der Struktur der Teilnehmendengruppen nicht verwunderlich, dass Maß-
nahmenabbrüche auftraten, die meist in gesundheitlichen Problemen begründet liegen. In 
diesem Zusammenhang kann kaum von Erfolgsfaktoren oder Gelingensbedingungen gespro-
chen werden. Dennoch kommt es darauf an, für abbrechende sowie weiter in der Maßnahme 
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befindliche Teilnehmende unter den gegebenen Rahmenbedingungen den größtmöglichen 
Nutzen zu erreichen. Es hat sich diesbezüglich als Erfolg fördernd herausgestellt, Teilnahmen 
zu beenden, wenn die individuelle Mitarbeit nicht gegeben oder aufgrund der gesundheitlichen 
Situation nicht möglich war oder das Gruppengefüge durch nicht motivierte Teilnehmende 
beeinträchtigt war. Dabei war eine Beendigung im Einklang mit den Teilnehmenden am ehes-
ten geeignet, um die Erarbeitung einer neuen Perspektive zu fördern. Dies kann auch den 
Wiedereinstieg in die Maßnahme nach gesundheitlicher Stabilisierung umfassen. 

Berufsorientierung und Praxisphasen 

Es konnten Fälle beobachtet werden, in denen psychische Probleme erst unter „Ernstbedin-
gungen“, d. h. am Arbeitsplatz wieder auftraten und anschließend bearbeitet werden mussten. 
Gleichzeitig konnten auch Fälle identifiziert werden, bei denen praktische Erprobungen an 
einem Arbeitsplatz eine positiv verstärkende Wirkung auf die berufliche Orientierung und das 
Selbstvertrauen der Teilnehmenden hatte. Ob positiv oder negativ – die Rückkopplung aus 
der Praxis ist in vielen Fällen äußerst hilfreich, um eine identifizierte berufliche Richtung zu 
validieren. Eine Gelingensbedingung dabei ist die Reflexion der Erfahrungen, die in einer sol-
chen Praxisphase gesammelt werden, um die Orientierung ggf. daran anzupassen. 

Aus Sicht der Evaluation sind daher Praxisphasen im Prozess der beruflichen Orientierung 
(d. h. nicht nur zur Integration von Teilnehmenden) ein Erfolgsfaktor für Integrationsmaßnah-
men. Welche Länge und welche Verortung im Ablauf diese haben sollten, wurde sehr unter-
schiedlich eingeschätzt. Erfolg versprechend scheinen Praxisphasen zu sein, die einerseits 
eine realitätsnahe Erprobung ermöglichen, gleichzeitig aber keinen zu langen Zeitraum bean-
spruchen, so dass nach dem Verwerfen der entsprechenden Strategie rechtzeitig ein alterna-
tiver Weg eingeschlagen werden kann. 

Im Hinblick auf Praxisphasen zur Integration lässt sich feststellen, dass die Integrationschan-
cen steigen, wenn eine konkrete Einstellungsabsicht hinter dem Praktikum steht oder wenn 
ein latenter Bedarf eines Unternehmens erkannt und durch Förderung und persönliche Bin-
dung gehoben werden kann. Problematisch ist dabei, dass gerade Letzteres zu Beginn von 
Praktika kaum festzustellen ist. Dennoch ist dieser Typ von Praktika empfehlenswert, da er 
häufig in kleineren Unternehmen stattfindet, in denen ein Zuschneiden des Arbeitsplatzes auf 
die besonderen Bedürfnisse der Teilnehmenden am ehesten möglich ist. Wichtig ist dann je-
doch, dass auf möglicherweise fehlende Integrationschancen mit einer Modifikation reagiert 
wird, etwa indem parallel nach einer neuen Praxisphase gesucht wird. Integrationsorientierte 
Praktika können durch eine gezielte Kontaktpflege zu regelmäßig einstellenden Betrieben 
initiiert und gefördert werden. Das Vorhandensein entsprechender Ressourcen zur Begleitung 
dieser Betriebe kann damit im Sinne der Integration als Erfolg fördernd angesehen werden. 
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4.2 Handlungsempfehlungen 

Auf Basis der zuvor dargestellten Erfolgsbedingungen lassen sich Hinweise für die Gestaltung 
von Integrationsmaßnahmen ableiten, die im Folgenden zusammengefasst werden. Voranzu-
stellen ist, dass die hier beschriebenen Handlungsempfehlungen an den verschiedenen 
Standorten und in den verschiedenen Maßnahmenkonzepten bereits in unterschiedlichem 
Maße berücksichtigt sind. Die Umsetzung einer Empfehlung kann somit an einem Standort 
eine Veränderung bedeuten, an einem anderen hingegen nicht. Zudem ist zu betonen, dass 
die Maßnahmenkonzeptionen und Umsetzungen aller an der Evaluation teilnehmenden BFW 
zu den Empfehlungen beigetragen haben, weshalb die BFW-übergreifende Kooperation im 
Projekt #rehagramm besonders lohnenswert war. 

Als zentrale Handlungsempfehlung lässt sich festhalten, den Maßnahmetyp „Integrations-
maßnahme für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen“ beizubehalten und ggf. wei-
terzuentwickeln. Er entspricht zentralen Bedarfen der Zielgruppe und reagiert adäquat auf 
Herausforderungen wie der längeren Krankheitsgeschichte, dem unklaren und komplexen 
Umorientierungsbedarf sowie der Notwendigkeit, bestimmte Hemmnisse bei der Re-
Integration, wie z. B. arbeitsbezogene Ängste, zu bearbeiten, bevor eine erfolgreiche Integra-
tion möglich ist. Bei der kontinuierlichen Weiterentwicklung von Integrationsmaßnahmen soll-
ten folgende Rahmenbedingungen Berücksichtigung finden: 

• Um den heterogenen Bedarfen der Teilnehmenden gerecht zu werden, sollten Ele-
mente der Flexibilisierung und Individualisierung bei gleichzeitiger Sicherstel-
lung des Gruppenkontextes in die Maßnahmenkonzepte integriert werden. Dies 
könnte – je nach Abschnitt – über die Einführung eines (individualisierten) Maßnah-
meneinstiegs in Teilzeit, von „Wahlpflicht“- oder ähnlichen Angeboten oder etwa über 
die Individualisierung von Praxisphasen im Hinblick auf Anzahl und Dauer geschehen. 
Die Herstellung des Gruppenkontextes muss dabei nicht zwangsläufig mit fixen Start-
terminen der Integrationsmaßnahmen verknüpft sein. Laufende Eintritte lassen die 
Konstituierung einer "flexiblen Kerngruppe" von Teilnehmenden zu, die in der Maß-
nahme schon Erfahrungen und Erkenntnisse gewinnen konnten und diese an die 
Neueintritte weitergeben. Organisation und Begleitung dieser gruppeninternen Lern-
prozesse und Erfahrungstransfers wären in einer solchen Konstellation aber mit einem 
höheren pädagogischen Aufwand verbunden. 

• Bei aller Flexibilisierung ist jedoch eine formatierte Struktur der Maßnahmen in der 
Anfangsphase sinnvoll, um den Teilnehmenden Orientierung zu bieten und Ängste zu 
nehmen. Diese Formatierung ist ferner bei der Herstellung eines Gruppenzusammen-
hangs hilfreich. Sie kann später zugunsten einer individualisierten Begleitung zurück-
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gefahren werden. Individuell unterschiedliche Begleitung und auch ein Zurückfahren 
der festen Struktur müssen jedoch gut an die Gruppe der Teilnehmenden kommuni-
ziert werden, um Verunsicherung und Motivationsabfall zu vermeiden. 

• Eine Differenzierung der Maßnahmenformate nach Diagnosegruppen oder Vor-
qualifizierung ist aus Sicht der Evaluation weder erforderlich noch wirtschaftlich 
darstellbar, da sich Integrationsmaßnahmen an Personen nach Beendigung der 
akuten Phase ihrer Erkrankung richten und das regionale Teilnehmendenpotenzial in 
der Regel begrenzt ist. Wichtiger für die Akzeptanz des Angebots am Markt sind Woh-
nortnähe und eine interne (im Sinn von „in der Maßnahme stattfindende“) Differenzie-
rung nach Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit. So sollte es z. B. möglich sein, die 
Maßnahmenteilnahme dauerhaft in weniger als dem vollen Stundenumfang zu ermög-
lichen und eine Berufstätigkeit in Teilzeit als eines unter mehreren möglichen Integra-
tionszielen zu definieren.  

• Nicht verändert werden sollte die Maßnahmendauer von ca. neun bis zehn Mona-
ten. Sie scheint geeignet, um in den ersten Wochen eine Stabilisierung zu erreichen, 
berufliche Orientierung herzustellen und diese Interventionen mit gezielten und betreu-
ten Praktika zu konsolidieren, bevor eine Integration angestrebt wird. Da die Dauer 
dennoch nicht allen Teilnehmenden voll gerecht wird, ist statt der Veränderung der 
Maßnahmenparameter eher eine Durchlässigkeit zu anderen Maßnahmenformaten 
(z. B. Integrationsmaßnahmen für nicht psychisch beeinträchtigte Rehabilitandinnen 
und Rehabilitanden) 23 anzudenken. Teilnehmenden, bei denen ein geringerer Unter-
stützungsbedarf als zunächst erwartet festgestellt wird, könnte die Möglichkeit eines 
Wechsels geboten werden. Ebenso erscheint eine Durchlässigkeit in Richtung von 
Teilqualifizierungs- oder Umschulungsangeboten denkbar, wenn ein entsprechender 
Qualifizierungsbedarf im Laufe der Maßnahme erkannt wird und die notwendige Be-
lastbarkeit gegeben ist. 

Im Detail gibt es aus Sicht der Evaluation weitere Anpassungs- und Weiterentwicklungsmög-
lichkeiten, die zumeist auch kurz- oder mittelfristig umsetzbar erscheinen. Diese sind: 

• Kontinuierliche Kommunikation zwischen BFW und Reha-Trägern: Um die Ziel-
genauigkeit im Zugangsprozess weiter zu erhöhen und die Besonderheiten der Integ-
rationsmaßnahmen in den BFW zu betonen, empfiehlt sich eine regelmäßige Kommu-
nikation der Maßnahmenkonzepte und ihrer Neuerungen an die Rehabilitationsträger. 
Dies gilt insbesondere dort, wo es weitere Konkurrenzangebote gibt. Träger der Reha-

                                                
23  Entsprechende Formate werden nicht an allen Standorten angeboten. Daher ist diese Empfehlung ggf. nicht 

überall umsetzbar. 
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bilitation können von aufsuchender Information profitieren und passgenauere Empfeh-
lungen aussprechen und die BFW können ihre Auslastungssituation verbessern. 
 

• Erwartungsmanagement: Um überhöhten Erwartungen von Teilnehmenden zu be-
gegnen, wird ein intensives Erwartungsmanagement empfohlen. Dieses sollte zu drei 
Zeitpunkten stattfinden: Erstens beim Reha-Träger, nachdem LTA bewilligt wurden; 
zweitens und schwerpunktmäßig in einem ersten Gespräch zwischen Teilnehmenden 
und BFW und drittens zu Beginn der Maßnahme. Hervorgehoben werden sollte v. a., 
dass die BFW nicht über einen Pool von Stellen für Rehabilitandinnen und Rehabili-
tanden verfügen und Eigeninitiative bei der Stellensuche ebenso notwendig ist wie die 
Kreativität beim Suchen eines möglicherweise passenden Arbeitgebers. Es sei an die-
ser Stelle aber auch darauf hingewiesen, dass sich überhöhte Erwartungen nicht in je-
dem Fall werden verhindern lassen, da sie auch das Ergebnis von Gruppenprozessen 
sein können.  

• Praktika als festen Bestandteil der beruflichen Orientierung ausbauen: Praktika 
sind in den Konzepten vielfach integraler Teil der beruflichen Orientierung. In einzel-
nen Aspekten besteht jedoch noch die Möglichkeit, ihren Einsatz zu intensivieren. Es 
wird daher angeregt, längere Praxisphasen (im Sinne von mehr als ein paar Tagen 
Hospitation) früh, jedoch nicht zu früh beginnen zu lassen. Dies bedeutet nach Ein-
schätzung der Evaluation einen Einsatz nach einigen Wochen Stabilisierungsphase 
am BFW, z. B. nach ca. zwei Monaten. Eine solche Ausgestaltung ermöglicht eine Ar-
beit an der Stabilisierung und Orientierung, bevor die Praktikumssuche begonnen 
werden muss. Sie ermöglicht es aber auch, eine eingangs identifizierte berufliche Aus-
richtung nach einem ersten Praktikum noch einmal zu hinterfragen und zu reflektieren. 
In jedem Fall ist das Ziel der Praktika mit den Betrieben klar zu kommunizieren. 

• Praxisphasen und andere Schritte der beruflichen Orientierung systematisch 
auswerten: Instrumente der beruflichen Orientierung in den Maßnahmen umfassen 
Berufswahltests ebenso wie Praktika und Hospitationen sowie gruppenbezogene In-
strumente während der Stabilisierungsphase. Diese Instrumente sind hilfreich und 
wichtig für die Initiierung eines nachhaltigen (Neu-)Orientierungsprozesses. Sie kön-
nen jedoch ihre Wirkung verfehlen, wenn sie nicht systematisch ausgewertet und mit 
den Teilnehmenden besprochen werden. Es wird daher empfohlen, die individuelle 
Reflexion entsprechender Instrumente zum festen Bestandteil der Maßnahmepraxis zu 
machen, etwa indem Termine mit der sozialpädagogischen und/oder psychologischen 
Begleitung hierzu vorgeschlagen werden, in denen diese Art der Reflexion fester Be-
standteil ist. 
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• Flexibilität in der integrativen Praxisphase: Starre Vorgaben darüber, wann Praxis-
phasen durchgeführt werden sollen und welchen Umfang diese haben sollen, können 
die Nutzung von sich bietenden Integrationschancen beeinträchtigen. Es sollte daher 
an allen Standorten eine Flexibilität hinsichtlich dieser Parameter geben. Denkbar 
auch für die Koordination zwischen BFW und Reha-Träger wäre die Definition von 
Bandbreiten, in denen der Anteil von Praxisphasen liegen sollte. 

• Ausbau eines Stamms an Kooperationsbetrieben: In der Evaluation zeigte sich, 
dass einige BFW Kooperationsbetriebe hatten, die regelmäßig Teilnehmende der In-
tegrationsmaßnahmen (und häufig anderer BFW-Angebote) als Praktikantinnen und 
Praktikanten oder Mitarbeitende aufnahmen. Der Ausbau und die professionelle Pflege 
eines solchen Stamms an Kooperationsbetrieben erscheint sinnvoll, um sich hier bie-
tende Integrationschancen nutzen zu können. Die Betriebe sollten dabei im Sinne ei-
ner Personaldienstleistung aufsuchend betreut werden, etwa durch regelmäßige aktive 
Kommunikation seitens der BFW. Gegenstand der Gespräche sollte ebenso die Erfas-
sung der unternehmerischen Bedürfnisse wie die Darstellung laufender Maßnahmen 
und möglicherweise passender Teilnehmender sein. Die Pflege eines Pools an Koope-
rationsbetrieben nach diesem Muster kann Integrationschancen erhöhen und Akquisi-
tionsaufwand senken, insbesondere an Standorten, an denen neben den Integrati-
onsmaßnahmen weitere Maßnahmenangebote bestehen. Die fallspezifische Akquise 
von Praktikumsplätzen für besondere Anforderungen und berufliche Ziele der Teil-
nehmenden kann sie jedoch nicht vollständig ersetzen – die Möglichkeit der individuel-
len Ansprache von Betrieben bestimmter Branchen ist sinnvoll und sollte nicht als 
Substitut zur Pflege von Kooperationsbeziehungen gesehen werden. 

• Anpassung von Praxisphasen bei fehlender Integrationsperspektive: Auch wenn 
in diesem Punkt die meisten Integrationsmaßnahmen bereits gut aufgestellt sind, 
könnte in Nuancen eine weitere Systematisierung des Vorgehens bei Praxisphasen 
(insbesondere im späteren Verlauf der Maßnahmen) mit fehlender Integrationsper-
spektive erfolgen. Gute Erfahrungen haben einige BFW damit gemacht, Praxisphasen 
bei fehlender Integrationsperspektive nicht abzubrechen, sondern zu modifizieren. 
Dieses Vorgehen wird flächendeckend empfohlen. Praxisphasen sollten in diesem Fall 
zeitlich reduziert werden, damit parallel an einem oder zwei Tagen pro Woche die Su-
che nach einem weiteren Praktikum am BFW erfolgen kann.  

• Praktikumsbegleitung an der Konstellation Teilnehmende/r / Unternehmen aus-
richten: Unterschiedliche Zielstellungen von Praktika erfordern unterschiedliche Stra-
tegien der Begleitung seitens der BFW. Im Wesentlichen wird dies bereits umgesetzt; 
auch hier kann jedoch ggf. eine weitere Systematisierung erfolgen. Wesentlicher As-
pekt dabei ist, dass Praxisphasen mit der konkreten Perspektive einer Integration häu-
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fig andere Unterstützungsbedarfe bedingen als solche, die primär auf die Erprobung 
ausgerichtet sind. Auch haben Betriebe mit Erfahrung in der Begleitung von Praktikan-
ten aus dem BFW (und ggf. anderer Bildungsträger) ganz andere Anforderungen an 
die Begleitung als solche, die zum ersten Mal eine Praxisphase in ihrem Betrieb um-
setzen. Je nach Bedarf sollte der Fokus auf der Unterstützung bei der Definition von 
Praktikumsinhalten, der Nutzung von Fördermöglichkeiten bei Einstellung des Teil-
nehmenden oder auf der Intervention bei Problemen liegen. Selbstverständlicher Be-
standteil der Begleitung sollte die Orientierung sowohl am Unternehmen als auch am 
Teilnehmenden sein; als Mindestbestandteil sollte die Begleitung jedes mehrwöchigen 
Praktikums Beratungsgespräche und Besuche vorsehen. 

• Psychologische Begleitung der Teilnehmenden während des Praktikums fest in 
die Abläufe einbauen: Die Evaluation hat gezeigt, dass Praxisphasen insoweit „kriti-
sche“ Phasen sind, als in ihnen psychische Beeinträchtigungen wieder auftreten kön-
nen, wenn Belastungssituationen entstehen. Die damit verbundene Abbruchgefahr zu 
bannen ist eine Herausforderung für die Maßnahmepraxis. Um dieser Herausforde-
rung zu begegnen ist es empfehlenswert, die psychologische Begleitung fest in die 
Praktikumsbegleitung einzubauen. Empfehlenswert sind z. B. feste Termine mit den 
Psychologinnen und Psychologen an den von vielen BFW angebotenen – und sehr 
sinnvollen – Rückhol- oder Reflexionstage, bei denen Teilnehmende zu festgelegten 
Zeitpunkten im BFW sind. 

Die Umsetzung der hier aufgeführten Empfehlungen sollte vor dem Hintergrund der regiona-
len Arbeitsmarktsituation, der Bedarfe der Teilnehmenden und der infrastrukturellen Möglich-
keiten der jeweiligen BFW erfolgen. Nicht alle Empfehlungen bedeuten Veränderungsbedarf 
an allen Standorten.  

Abschließend sei angemerkt, dass der im Rahmen des Projektes #rehagramm initiierte Aus-
tausch zwischen den Mitarbeitenden der Integrationsmaßnahmen verschiedener BFW sowohl 
von den Teilnehmenden als auch von der Evaluation als sehr hilfreich wahrgenommen wurde, 
um Ergebnisse zu spiegeln und daraus resultierende Empfehlungen zu diskutieren. Die sehr 
unterschiedlichen Erfahrungen der einzelnen Standorte waren ein wertvoller Input und können 
dazu beitragen, gute Praxis zu transferieren. Es ist empfehlenswert, einen solchen Austausch 
im Sinne eines „lernenden Netzwerkes“ zu verstetigen und für die kontinuierliche Weiterent-
wicklung der Integrationsmaßnahmen nutzbar zu machen. 
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